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43. Sitzung 

Bonn, den 25. September 1991 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sitzung ist eröffnet. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung zu erweitern. Die Punkte sind in 
der Ihnen vorliegenden Zusatzpunkteliste aufge-
führt: 

1. Vereinbarte Debatte über ausländerfeindliche Ausschrei-
tungen 

2. Beratung des Antrags der Abgeordneten Christina Schenk, 
Werner Schulz (Berlin), Vera Wollenberger und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Mitgliedschaft der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Enquete-Kommissionen — 
Drucksache 12/1177 — 

Sind  Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 
Die Bundesregierung hat mitgeteilt, daß sich das 

Kabinett u. a. mit dem Gesetzentwurf zum Abkom-
men mit der Sowjetunion über die Seeschiffahrt be-
faßt hat. 

Ich erinnere an unsere Regeln, nach denen im An-
schluß an diese Thema tik Fragen zu anderen Berei-
chen gestellt werden können. 

Ferner hat die Bundesregierung mitgeteilt, daß der 
Bundesminister für Verkehr berichtet. 

Das Wort  hat der Bundesminister für Verkehr, Herr 
Professor Dr. Günther Krause. 

Dr. Günther Krause, Bundesminister für Verkehr: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Das Kabinett hat heute dem Entwurf des Ein-
führungsgesetzes zu dem bereits am 7. Januar 1991 in 
Bonn unterzeichneten deutsch-sowjetischen See-
schiffahrtsabkommen zugestimmt. 

Den entscheidenden Anstoß dafür, daß die Unter-
zeichnung nach nahezu 13jähriger Verhandlungs-
dauer erfolgen konnte, haben die Vereinigung 
Deutschlands sowie der zwischen der Bundesrepu-
blik und der UdSSR im November 1990 geschlossene 
Vertrag über gute Nachbarschaft, Pa rtnerschaft und 
Zusammenarbeit gegeben. 

Mit der grundlegend veränderten politischen Lage 
und den tiefgreifenden Wirtschaftsreformen in Osteu-
ropa wurden die Voraussetzungen für eine neue Qua-
lität auch in den bilateralen Verkehrsbeziehungen 
geschaffen. So bedarf der Übergang zu Marktwirt-
schaft und Wettbewerb auch in der Seeschiffahrt ei-
ner tragfähigen rechtlichen Grundlage. 
Das vorliegende Seeschiffahrtsabkommen trägt 

diesem Erfordernis Rechnung. Neben technischen Re-
gelungen für einen reibungslosen Reiseverkehr und 
Warenaustausch zwischen beiden Ländern über See 
erleichtert das Abkommen u. a. die Weiterführung der 
Gemeinschaftsliniendienste im bilateralen Verkehr, 
die Einbindung des sowjetischen Drittlandverkehrs 
über deutsche Häfen in das deutsch-sowjetische See-
verkehrsverhältnis und die Gründung von Gemein-
schaftsunternehmen. Den Stellenwert der deutsch-
sowjetischen Seeschiffahrtsbeziehungen verdeutlicht 
ein Gütervolumen von mehr als 9 Millionen t. Diese 
Zahl bezieht sich allerdings auf das bisherige Bundes-
gebiet und auf das Jahr 1989. 
Die Bedeutung des Schiffahrtsvertrages wird durch 

eine Reihe von regelmäßigen Seeverkehrsverbindun-
gen unterstrichen. Das zeigt die unlängst zwischen 
Kiel und St. Petersburg eröffnete Fährschiffslinie. Ne-
ben den langjährigen regelmäßigen Gemeinschaftsli-
nien zwischen Hamburg, Rostock und St. Petersburg 
soll im Dezember dieses Jahres auch der Fährverkehr 
zwischen Lübeck und Königsberg aufgenommen wer-
den. 
Das vorliegende Seeschiffahrtsabkommen ordnet 

sich ein in eine Reihe der seit kurzem mit anderen ost- 
und mitteleuropäischen Staaten abgeschlossenen 
Schiffahrtsverträge. Im Hinblick auf die Eröffnung des 
Main-Donau-Kanals — voraussichtlich im September 
1992 — wurden Binnenschiffahrtsabkommen mit den 
Donauanliegern Ungarn, CSFR, Bulgarien, Jugosla-
wien, Rumänien und Sowjetunion abgeschlossen 
bzw. paraphiert. 
Das Abkommen mit der Sowjetunion soll so bald 

wie möglich nach Abschluß des innerstaatlichen Ver-
fahrens durch die UdSSR unterzeichnet werden. 

Danke schön. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wer hat eine Frage? 
— Herr Richter. 
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Manfred Richter (Bremerhaven) (FDP): Ich begrüße 
sehr die Tatsache, daß hier nach langer Vorarbeit et-
was Vernünftiges fertiggestellt wurde, möchte die 
Bundesregierung aber fragen, ob sie angesichts der 
neuen Situation im Baltikum in Verbindung mit der 
völkerrechtlichen Anerkennung dreier Staaten Über-
legungen nähertreten wird, in Vertragsverhältnisse 
auch mit diesen Staaten einzutreten, und ob sie eine 
Einschätzung abzugeben in der Lage ist, was die Be-
reitschaft dieser Staaten zu einem solchen Schritt an-
geht. 

Dr. Günther Krause, Bundesminister für Verkehr: 
Ich denke, daß sich die Verhandlungen zum Vertrag 
mit der Sowjetunion durch die völkerrechtliche Aner-
kennung der Staaten des Baltikums nicht erübrigen, 
sondern daß daraus die Notwendigkeit erwächst, daß 
wir über die Fragen der Seeschiffahrt getrennt neu mit 
diesen Staaten verhandeln. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Richter, eine 
weitere Frage. 

Manfred Richter (Bremerhaven) (FDP): Manche der 
wichtigen Probleme der Seeschiffahrt sind bilateral 
nicht lösbar. Ich möchte die Bundesregierung fragen, 
ob sie angesichts der Bedeutung der Seeschiffahrt für 
eine Handelsnation wie die Bundesrepublik und an-
gesichts der gleichzeitig abnehmenden realen Bedeu-
tung von Tiefseebergbauaktivitäten einmal dem Ge-
danken nähergetreten ist, im Hinblick auf die inzwi-
schen eingetretenen Veränderungen eine Annähe-
rung an das UNO-Seerechtsübereinkommen erneut 
zu bewerten? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wer antwortet für 
die Bundesregierung? — Herr Minister Krause. 

Dr. Günther Krause, Bundesminister für Verkehr: 
Auch diese Frage ist vor allem in Verbindung mit der 
völlig veränderten politischen Situation in Europa neu 
auf die Tagesordnung zu setzen. Ich möchte hier nur 
zwei Aktivitäten erläutern. Wir haben eine Veranstal-
tung zur Binnenschiffahrt sehr unterstützt, die vor 
kurzem in Budapest stattgefunden hat und deren Ziel-
setzung darin bestand, die Binnenwasserstraßen in 
ganz anderer Form, auch in Vorbereitung multinatio-
naler Verträge, neu zu organisieren. 
Als zweites haben wir im Auge, daß der Anteil der 

Seeschiffahrt auch zur Entlastung beispielsweise der 
die Alpen querenden Verkehre in der Europäischen 
Gemeinschaft eine andere Bedeutung erlangen 
muß. 
Vielleicht sei mir noch gestattet, auf folgendes hin-

zuweisen: Es wird immer viel über die Schiene disku-
tiert, aber die Schiffahrt ist zum einen der umwelt-
freundlichste Verkehrsträger und zum anderen auch 
derjenige Verkehrsträger, der zur Zeit noch die größ-
ten freien Ressourcen hat. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gibt es weitere Fra-
gen? — Herr Abgeordneter Küster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Ich frage die Bundesregie-
rung, inwieweit sie die Häfen Rostock und Mukran in 
das Konzept für die Personenschiffahrt und den Gü-
terverkehr mit einbezogen hat. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister 
Krause. 

Dr. Günther Krause, Bundesminister für Verkehr: 
Die Häfen Rostock und Mukran sind einerseits in den 
Verhandlungen mit der Sowjetunion von Bedeutung. 
Sie sind aber vor allem von Bedeutung im Hinblick auf 
die Neuordnung der Skandinavienverkehre. Wir ha-
ben beispielsweise in Finnland Gespräche mit der 
Zielsetzung geführt, daß gegebenenfalls der breit-
spurfähige Hafen Mukran auch zukünftig für Fährver-
bindungen nach Finnland genutzt wird, so daß wir 
davon ausgehen können, daß der ma ritime Anteil der 
Ostsee, den die ehemalige DDR durch die deutsche 
Einheit eingebracht hat, bei der Neuordnung der eu-
ropäischen Verkehrssysteme mit berücksichtigt 
wird. 
Im übrigen sind wir zur Zeit gerade in Verhandlun-

gen darüber, wie wir eine neue Ordnung, vielleicht 
auch eine andere gesellschaftsrechtliche Lösung für 
den Hafen Mukran vorsehen. In den nächsten Tagen 
sind bei uns im Ministerium sowohl der Vorstandsvor-
sitzende der Deutschen Reichsbahn als auch die DSR 
und der Hafen Mukran zu diesem Thema vertreten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gibt es weitere Fra-
gen zu diesem Komplex? — Das ist nicht der Fall. 
Dann rufe ich offene Fragen zu anderen Themenkom-
plexen auf. Wünscht dazu jemand das Wo rt? — Bitte 
schön. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin, ich habe eine Frage an die Vertreterin des Aus-
wärtigen Amtes. In der letzten Woche haben deutsch-
französische Konsultationen stattgefunden. Mich 
würde interessieren, welche Position das Auswärtige 
Amt bezüglich der von Frankreich beabsichtigten 
Neuaufstellung von atomaren Kurzstreckenraketen 
vertritt. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke, Herr Augu-
stinowitz. — Frau Ministerin, bitte schön. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Nach meinen Informationen denkt die fran-
zösische Regierung nicht daran, diese von Ihnen ge-
nannten Waffensysteme zu dislozieren. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage, 
Herr Augustinowitz. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Aber es ist doch 
in der Presse zu lesen, daß diese Raketen zumindest 
eingelagert werden sollen. Daher meine Zusatzfrage: 
Ist über dieses Thema in dem vor drei Jahren einge-
richteten deutsch-französischen Sicherheitsrat schon 
einmal diskutiert worden? Denn diese Raketen mit 
einer Reichweite von ca. 400 km können fast aus-
schließlich deutsches Territo rium erreichen. Auf 
Grund der veränderten Situation und auch vieler 
Dinge, die hier hinzukommen, ist es sicherlich an der 
Zeit, sich auch mit der französischen Regierung hier-
über einmal zu unterhalten. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Herr Kollege, dies war Gegenstand der Ge-
spräche. Grundsätzlich möchte ich dazu sagen, daß 
der Außenminister gerade in letzter Zeit vermehrt dar- 
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auf gedrängt hat, daß Waffensysteme dieser Art, vor 
allen Dingen mit der von Ihnen genannten Reich-
weite, grundsätzlich abgeschafft und vernichtet gehö-
ren. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Letzte Zusatz-
frage. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Frau Staatsmi-
nisterin, könnten Sie dem Parlament bitte sagen, mit 
welchem Ergebnis die Konsultationen auf diesem Ge-
biet in der letzten Woche geendet haben? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Ich sagte es bereits, Herr Kollege. Nach 
unseren Informationen beabsichtigt die französische 
Regierung nicht, die vorgesehene Dislozierung dieser 
Waffensysteme vorzunehmen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Otto, bitte. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Frau Präsi-
dentin, ich habe eine Frage an die Bundesregierung 
im Zusammenhang mit dem europäischen Überein-
kommen über das grenzüberschreitende Fernsehen 
vom 5. Mai 1989. Hat das Bundeskabinett heute einen 
Beschluß gefaßt, der die Zeichnung dieses Überein-
kommens befürwortet? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wer antwortet? — 
Herr  Lintner. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Das im Europarat verabschiedete 
Fernsehübereinkommen ist bereits von 17, darunter 
allen größeren europäischen Staaten gezeichnet wor-
den. Die Bundesregierung, die sich mit den Ländern 
nachdrücklich für dieses Übereinkommen eingesetzt 
hatte, kann erst jetzt über die Zeichnung für Deutsch-
land beschließen, nachdem nunmehr Brandenburg als 
letztes Land das im Hinblick auf die Lindauer Abspra-
che erbetene Einverständnis erteilt hat. 
Die Unterzeichnung soll jetzt auf der dritten euro-

päischen Ministerkonferenz über Massenmedienpoli-
tik am 9. und 10. Oktober dieses Jahres in Nikosia 
erfolgen. Damit wird dem vom Europarat geäußerten 
Wunsch Rechnung getragen, daß zeichnungsbereite 
Mitgliedstaaten wegen der besonderen Öffentlich-
keitswirkung ihre Zeichnung auf dieser Konferenz 
vornehmen sollen. Ziel des Übereinkommens ist die 
Sicherstellung des freien Empfangs und der ungehin-
derten Weiterverbreitung von Fernsehsendungen in 
den Vertragsparteien. 
Reicht Ihnen das? 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Vorerst ja. 
Herr Staatssekretär, meine nächste Frage: Sieht die 

Bundesregierung einen gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf oder, genauer gesagt, einen Handlungs-
bedarf im Bereich der Rundfunkstaatsverträge, wenn 
dieses Übereinkommen für Deutschland ratifiziert 
wird? Gibt es Anpassungsnotwendigkeiten? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Staatssekre-
tär. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Diese Frage kann ich Ihnen aus 
dem Stegreif nicht beantworten. Ich biete Ihnen an, 
daß Ihnen die Antwort schriftlich zugeht. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Danke 
schön. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Weitere Fragen zu 
anderen Komplexen? — Wenn das heute nicht der Fall 
ist, frage ich die parlamentarischen Geschäftsführer 
und Geschäftsführerinnen, ob eine Unterbrechung bis 
zur Fragestunde stattfinden soll oder ob wir weiterma-
chen sollen. Jedenfalls schließe ich die Befragung der 
Bundesregierung. Herzlichen Dank. 
Ich unterbreche kurz die Sitzung, damit die Fraktio-

nen prüfen können, ob die Fragesteller da sind. 
(Unterbrechung von 13.14 bis 13.16 Uhr) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wir haben gerade 
beraten und sind zu dem Ergebnis gekommen, daß 
wir doch bis 13.35 Uhr warten müssen; denn sonst 
kommen die Fragesteller und Fragestellerinnen nicht 
zu ihrem Recht. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Frau Präsi-
dentin, darf ich einen Vorschlag unterbreiten? Es ist ja 
keine ungewöhnliche Situation: Die Regierungsbefra-
gungen dauern öfter nicht so lange, wie es vorgesehen 
ist. Sofern Fragesteller da sind, können wir deren Fra-
gen vorziehen. Dadurch gewinnen wir Zeit. Dies rege 
ich an. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Dann muß ich die 
Geschäftsführer fragen, ob sie damit einverstanden 
sind. — Bis das geklärt ist, unterbreche ich die Sitzung 
wiederum für einige Minuten. 

(Unterbrechung von 13.17 bis 13.22 Uhr) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 12/1175, 12/1180 — 

Ich rufe als erstes die dringliche Frage 1 des Abge-
ordneten Hans Wallow zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers des Auswärtigen auf: 

Sind die von der US-Regierung ausgesprochenen Androhun-
gen von Militäraktionen gegen Ziele im Irak im Einverständnis 
mit der UNO erfolgt, oder handelt es sich dabei um eine bilate-
rale Androhung von Kriegshandlungen? 

Frau Staatsministerin Seiler-Albring. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Herr Kollege, ich beantworte Ihre Frage wie folgt: 
Der Präsident der Vereinigten Staaten hat am 
18. September 1991 im Zusammenhang mit der Wei-
gerung Iraks, Hubschraubern der UN-Sonderkom-
mission zur Abrüstung des Irak den Überflug über 
sein Territo rium zu gestatten, erklärt, daß er — ich 
zitiere wörtlich — „von Herrn Saddams Widerstand 
gegen die VN-Inspektionen die Nase voll" habe. 
Er hat angekündigt, daß er die US-Luftwaffe autori-

siert habe, die UN-Hubschrauber bei ihren Inspektio-
nen im Irak zu begleiten. Gleichzeitig hat er betont, 
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daß er nicht glaube, daß ein Einsatz gegen irakische 
Streitkräfte notwendig werde. Er hat die Erläuterung 
hinzugefügt, daß es sich hierbei nicht um eine Dro-
hung handele, sondern um den Ausdruck amerikani-
scher Entschlossenheit, eine erfolgreiche Arbeit des 
Inspektionsteams sicherzustellen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte. 

Hans Wallow (SPD): Frau Staatsministerin, sollte 
der Irak den mittlerweile ultimativen Forderungen 
nach Bewegungsfreiheit der Rüstungsinspektoren 
nicht nachkommen, tritt dann die Bundesregierung 
für eine erneute Anwendung von Gewalt ein? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege, sind Sie damit einverstanden, daß ich Ihnen zu-
nächst den ganz aktuellen, sich heute ergebenden 
Sachstand vortrage? 

(Hans Wallow [SPD]: Den kenne ich!) 
Die irakische Regierung hat einen B rief an den Sicher-
heitsrat geschickt, in dem der Irak die Annahme der 
Resolution 687 und anderer einschlägiger Resolutio-
nen, d. h. auch der Resolution 707, erklärt. 

(Hans Wallow [SPD]: Ohne Bedingungen?) 
— Ohne Bedingungen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe die dringli-
che Frage 2 des Abgeordneten Hans Wallow auf: 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus, daß 
die der UNO für die Inspektionsteams im Irak zur Verfügung 
gestellten drei Bundeswehrhubschrauber einschließlich Besat-
zung bei den von der US-Regierung dem Irak angedrohten Mili-
täraktionen gefährdet sind? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Wallow, bis heute liegt noch kein konkreter Be-
schluß der Sonderkommission vor, die drei ihr von der 
Bundesregierung zur Verfügung gestellten Hub-
schrauber bei einer bestimmten Inspektion einzuset-
zen. Die Hubschrauber befinden sich unverändert auf 
türkischem Hoheitsgebiet. Die Bundesregierung kann 
daher keine Konsequenzen irgendwelcher Art ziehen, 
da sich die drei Hubschrauber nicht im Irak befinden 
und folglich nicht gefährdet sein können. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Wallow. 

Hans Wallow (SPD): Frau Staatsministerin, wird die 
Bundesregierung denn, fa lls es zu einem militäri-
schen Geleitschutz kommen sollte, den Einsatz der 
Hubschrauber weiter befürworten? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Staatsministe-
rin. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Diese Frage 
werden wir dann prüfen, wenn sie sich stellt. Wir ha-
ben nicht die Absicht, unsere Hubschrauber in militä-
rische Einsätze hineinzubringen. Dies schließt unsere 
Verfassung aus, Herr Kollege. 

Hans Wallow (SPD): Darf ich Sie noch einmal nach 
der innerstaatlichen Rechtsgrundlage befragen, auf 
deren Basis sich die Hubschrauber dort aufhalten? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Dies ist im 
Rahmen der Zusagen erfolgt, die wir gemacht haben, 
um einen Erfolg der Friedensmission bzw. die Siche-
rung des Waffenstillstandes und die in den verschie-
denen Resolutionen geforderte Vernichtung des Waf-
fenpotentials zu erreichen. 

(Hans Wallow [SPD]: Das sind die Außenbe

-

ziehungen, aber Sie brauchen eine inner

-

staatliche Rechtsgrundlage! Danach habe 
ich gefragt!) 

— Darf ich Ihnen die genaue Antwort schriftlich zu-
kommen lassen, Herr Kollege? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage, 
Herr Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Frau Staatsminister, da die 
Spannungen im Irak auch dadurch entstanden sind, 
daß die Inspektoren umfangreiches Mate rial sicher-
gestellt haben, das der Irak für die Produktion von 
A-Waffen nutzen wollte, und da sich nach Pressebe-
richten darunter auch Anlagen deutscher Provenienz 
und deutschsprachige Unterlagen befinden, möchte 
ich Sie fragen, welche Maßnahmen die Bundesregie-
rung ergriffen hat, um die Namen der dort beteiligten 
deutschen Firmen festzustellen, damit sich nicht das 
Risiko, in das UNO-Inspektoren und andere gebracht 
werden, in Zukunft durch ähnliche Rüstungstransfers 
wiederholen kann. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Staatsmini-
ster. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, die Bundesregierung ist wirklich be-
müht, die Firmen, die sich hier, wie Sie sagen, laut 
Presseberichten entsprechend betätigt haben, festzu-
stellen. Wir haben bei der Sonderkommission einen 
offiziellen Antrag in bezug auf die Feststellung dieser 
Firmen gestellt. 

(Norbert Gansel [SPD]: Wann?) 
— Darf ich kurz nachfragen? — Im August dieses Jah-
res. 

Norbert  Gansel (SPD): Nun sind ja die neuesten 
Informationen nur zwei Tage alt. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Sie werden 
durch diesen Antrag, Herr Kollege Gansel, selbstver-
ständlich mit abgedeckt. 

Norbert  Gansel (SPD): Ist es nicht — — 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Gansel, Sie 
haben keine weiteren Fragen. 

(Norbert Gansel [SPD]: Ein Zwischenruf: Ist 
es nicht sinnvoll, jetzt noch einmal nachzu

-

haken?) 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Da kann ich 
Ihnen nur beipflichten, Herr Kollege Gansel. 
Frau Präsidentin, ich darf darum bitten, daß ich die 

Frage des Abgeordneten Wallow zur rechtlichen Si-
tuation noch beantworten kann, weil ich die entspre-
chenden Unterlagen zugereicht bekommen habe. 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bitte, Frau Staatsmi-
nisterin. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Wallow, die verfassungsrechtlichen Bestimmun-
gen über den Streitkräfteeinsatz, die in Art . 87 a 
Abs. 2 des Grundgesetzes enthalten sind, stehen der 
Erfüllung dieser Verpflichtung nicht entgegen. Die für 
die UNSCOM in den Irak abgestellten Soldaten er-
bringen keine militärtypischen Beiträge, sondern ei-
nen abrüstungsspezifischen Beitrag durch wissen-
schaftlich-technische sowie logistische Unterstützung 
dieser im Rahmen der Vereinten Nationen durchge-
führten Tätigkeiten. 
Die Mitwirkung von Bundeswehrangehörigen im 

Irak ist insofern mit dem Beitrag zu vergleichen, den 
Soldaten der Bundeswehr seit mehreren Jahren bei 
der Verifikation von Vereinbarungen zur Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung im europäischen Ausland 
auch über den NATO-Bereich hinaus leisten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage zu 
dieser zweiten dringlichen Frage. 

Hans Wallow (SPD) : Frau Staatsministerin, welchen 
Rechtsstatus haben die Soldaten, falls es zu Gewaltan-
wendungen kommt? Das kann man ja in einer Krisen-
region nicht ausschließen. Haben sie Kombattanten

-

status, oder welchen Status haben sie dort? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Diese Sol-
daten haben den gleichen Status wie ihre Kollegen 
aus anderen Ländern, die an diesen Missionen betei-
ligt sind: Sie sind UN-Beamte. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Jungmann, 
eine Zusatzfrage. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Frau Staatsmi-
nisterin, Sie haben gerade gesagt, daß deutsche Sol-
daten im Rahmen von internationalen Verträgen Veri-
fikationsaufgaben außerhalb der NATO und außer-
halb des Vertragsgebietes der KSZE wahrgenommen 
haben. Können Sie sagen, in welchen Ländern das 
war? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Staatsministe-
rin. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Ich habe 
nicht gesagt: außerhalb des KSZE-Gebietes, Herr Kol-
lege Jungmann, sondern ich habe gesagt: über den 
Rahmen der NATO hinaus. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Gansel. 

Norbert Gansel (SPD): Frau Staatsminister, tragen 
die Bundeswehrsoldaten, die in den Irak entsandt 
worden sind oder entsandt werden sollen — und de-
nen wir glückliche Heimkehr wünschen, nachdem sie 
ihren Auftrag erfüllt haben — , Bundeswehruniform 
oder die von UNO-Beauftragten in besonderen Ein-
sätzen üblicherweise besonders vorgesehene Klei-
dung? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, die deutschen Bundeswehrsoldaten tra-
gen bei ihren Einsätzen Zivil. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Damit ist dieser 
Komplex mit dem Fragereservoir erschöpft. Danke 
schön, Frau Staatsministerin. 
Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters der Justiz auf. 
Ich rufe die Frage 1 des Abgeordneten Ortwin Lo-

wack auf : 
Inwieweit sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den 

Fehler im Einigungsvertrag zu korrigieren, wonach auf Besat-
zungs-,,Recht"  beruhende Enteignungen im Gebiet der frühe-
ren SBZ nicht mehr rückgängig zu machen wären, nachdem 
diese Regelungen nach Angaben der Bundesregierung auf For-
derungen des Generalsekretärs der KPdSU beruhen sollen, die 
KPdSU zwischenzeitlich aber in vielen Bereichen der Sowjet-
union verboten und der Generalsekretär zurückgetreten ist? 

Es antwortet Herr Staatssekretär Funke. 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister der Justiz: Herr Kollege, Ihre Frage beantworte 
ich wie folgt: Der Restitutionsausschluß bei Enteig-
nungen auf besatzungsrechtlicher bzw. besatzungs-
hoheitlicher Grundlage zwischen dem 8. Mai 1945 
und dem 6. Oktober 1949 stellt keinen Fehler im Eini-
gungsvertrag dar, wie Sie es mit Ihrer Frage unter-
stellt haben. Die Bundesregierung hatte seinerzeit 
nicht die Wahl, eine anderslautende Regelung zu tref-
fen. Denn die Sowjetunion — und nicht, wie Sie es mit 
Ihrer Frage unterstellen, die KPdSU — hatte wieder-
holt mit Nachdruck betont, daß sie die Unantastbar-
keit der unter ihrer Besatzungshoheit vollzogenen 
Enteignungen als unverzichtbare Voraussetzung für 
die Klärung der äußeren Aspekte des Einigungspro-
zesses ansehe. Sie hat am 17. August 1990 den Ent-
wurf einer abschließenden völkerrechtlichen Rege-
lung in bezug auf Deutschland vorgelegt, der die An-
erkennung der Legitimität und der Unumkehrbarkeit 
dieser Enteignungen vorsah. Die Sowjetunion hat sich 
von ihrer Forderung, diese Passage in den Zwei-plus-
Vier-Vertrag aufzunehmen, nur deshalb abbringen 
lassen, weil die Gemeinsame Erklärung beider deut-
scher Regierungen zur Regelung offener Vermögens-
fragen inzwischen Bestandteil des Einigungsvertra-
ges geworden war. Sie bestand aber gleichwohl auf 
einer förmlichen Mitteilung, die in Gestalt des Ge-
meinsamen B riefes der beiden deutschen Außenmini-
ster im Zusammenhang mit der Unterzeichnung des 
Zwei-plus-Vier-Vertrages erfolgte. Ohne den Ver-
zicht auf die Rückgängigmachung der Enteignungen 
zwischen 1945 und 1949 wäre die Vereinigung 
Deutschlands am 3. Oktober 1990 nicht zustande ge-
kommen. Die Bundesregierung sieht keine Möglich-
keit, diese Entscheidung zu korrigieren. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage, Herr 
Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Nachdem Sie selbst 
gesagt haben, daß die Bundesregierung damals nicht 
in der Lage gewesen wäre, etwas anderes durchzuset-
zen, sollte das nicht eigentlich den Schluß nahelegen, 
daß angesichts des himmelschreienden Unrechts, das 
mit dieser Regelung gegenüber den Berechtigten zum 
Ausdruck gekommen ist — was auch Gegenstand 
verschiedener Verfassungsbeschwerden wurde —, 
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ein Nachdenken und eventuell eine Überprüfung 
stattfinden kann, zumal sich in der Sowjetunion in der 
Zwischenzeit gewaltige Veränderungen ergeben ha-
ben, die durchaus den Schluß zulassen, daß auch in 
der sowje tischen Führung heute eine andere Auffas-
sung vertreten wird als früher? 

(V o r sitz : Vizepräsident Hans Klein) 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Ungerechtigkeit, die Sie hier ansprechen, war Ge-
genstand von verfassungsgerichtlichen Entscheidun-
gen. Diese sind Ihnen bekannt. Die Entscheidung da-
tiert vom 23. Ap ril 1991. Die Regelungen im Eini-
gungsvertrag sind als verfassungsgemäß bezeichnet 
worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Ich darf vielleicht er-
gänzend darauf hinweisen, daß das Verfassungsge-
richt auch angesprochen hat, daß die Betreffenden 
entschädigt werden sollen und daß die Art der Ent-
schädigung durchaus einen gewissen Spielraum of-
fenläßt. Liegt es nicht nahe, daß die Bundesregierung 
selbst angesichts der nicht besonders rosigen Haus-
haltslage eine Zurückübereignung von Eigentum er-
wägen könnte und nicht den Weg geht, den Sie an-
scheinend vorzeichnen möchten? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
ist Ihnen bekannt, daß Entschädigungsregelungen 
nicht im Bundesjustizministerium, sondern im Bun-
desfinanzministerium vorbereitet werden. Ihnen ist 
aber sicherlich auch bekannt, daß die Eckdaten einer 
möglichen Entschädigung im Bundesfinanzministe-
rium nunmehr im Prinzip festgelegt worden sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Claus Jäger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung schon einmal erwogen, auf die 
Möglichkeit zuzusteuern — die auch das Völkerrecht 
immer wieder eröffnet — , daß man wegen der verän-
derten Verhältnisse mit dem Vertragspartner in Ge-
spräche eintritt, um gegebenenfalls Verbesserungen 
früherer, unter dem Zwang der damals bestehenden 
Verhältnisse getroffener Absprachen zu erreichen? 
Dies würde hier konkret bedeuten: Hat sich die Bun-
desregierung schon an die jetzige, neue Regierung in 
Moskau gewandt und einmal sondiert, inwieweit Be-
reitschaft bestünde, durch eine nachträgliche Ände-
rung oder Verbesserung dieser damaligen Vereinba-
rungen wenigstens die gröbsten Ungerechtigkeiten 
zu beseitigen? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, der Vertrag ist noch nicht allzu alt. Es bestand also 
überhaupt noch keine Veranlassung, hier an die So-
wjetunion heranzutreten. 
Die Unterstellung, daß es sich hier um besonders 

grobe Ungerechtigkeiten handelt, weise ich zurück. 
Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu das Richtige 
gesagt. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Jungmann. 

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, ist es eigentlich üblich, daß kurzfristig zu-
stande gekommene völkerrechtliche Verträge bei 
Wechsel der Regierung 

(Ortwin Lowack [fraktionslos]: Bei Wechsel 
der Verhältnisse!) 

wieder zur Disposition gestellt werden? 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär: Das ist mir nicht 
bekannt. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu? — Das ist nicht der Fall. Dann, Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Funke, bedanke ich mich für 
Ihre Auskünfte. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beantwortung 
steht der Parlamentarische Staatssekretär Horst Gün-
ther zur Verfügung. 
Wir kommen zur Frage 2 des Abgeordneten 

Dr. Eberhard Brecht: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß in den 

neuen Bundesländern Kriegsversehrte jetzt mitunter schon 
mehr als acht Monate auf ihre Kriegsopferrente warten müs-
sen? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Vielen Dank, 
Herr Präsident. — Herr Kollege Dr. Brecht, vorab 
möchte ich darauf hinweisen, daß die Zuständigkeit 
für die Durchführung des Bundesversorgungsgeset-
zes bei den Ländern liegt. 
Was die Bundesregierung angeht, so kann ich Ihnen 

jedoch versichern, daß sie alles in ihren Kräften Ste-
hende getan hat und auch weiterhin tut, damit die 
Kriegsopfer endlich die ihnen zustehenden Entschä-
digungsleistungen erhalten. Dies — so unterstelle ich 
einmal — werden auch die beteiligten neuen und al-
ten Bundesländer für sich in Anspruch nehmen. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

hat dementsprechend bereits Mitte des vergangenen 
Jahres die Initiative ergriffen und mit den westlichen 
Bundesländern Konzepte für eine partnerschaftliche 
Hilfe zum Aufbau der in den neuen Ländern bis dahin 
nicht existierenden Versorgungsverwaltungen ent-
wickelt. Bis heute werden vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung wichtige Koordinierungs-
aufgaben wahrgenommen und finanzielle Hilfen bei 
der Schulung der neuen Mitarbeiter gewährt. Im 
Haushalt 1991 stehen dafür immerhin 15 Millionen 
DM bereit. 
Erst kürzlich hat sich der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung bei den Länderarbeitsministern 
noch einmal mit Nachdruck dafür eingesetzt, daß die 
Länder ihre bereits erheblichen Anstrengungen noch 
weiter verstärken, um im Interesse der betagten Be-
rechtigten den Antragsstau möglichst rasch abzu-
bauen. Dies gilt insbesondere für den Bereich des ver-
sorgungsärztlichen Dienstes. Was die Tatsache be-
trifft, daß die Personalausstattung der Behörden noch 
immer nicht ausreicht — hier sehe ich die Hauptursa- 
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che dafür, daß es nicht schneller vorangeht —, weise 
ich darauf hin, daß die Personalhoheit bei den Bun-
desländern liegt. Der Bund hat auch hier keine Auf-
sichts- oder gar Weisungsbefugnis; er kann sich ledig-
lich immer wieder mit Appellen an die Länder wen-
den. 
Bis Ende August dieses Jahres waren in den neuen 

Ländern rund 280 000 Anträge auf Kriegsopferversor-
gung registriert. Bis zum gleichen Zeitpunkt gab es 
über 50 000 Zahlungsbescheide. Rund 100 Millionen 
DM sind damit bereits an die Berechtigten ausge-
zahlt. 
Angesichts dieser Zahlen habe ich allerdings volles 

Verständnis für die Ungeduld der Betroffenen, die 
mehr als 40 Jahre auf eine angemessene Kriegsopfer-
versorgung haben warten müssen. Vier Jahrzehnte 
können jedoch — dafür bitten wir um Verständnis — 
nicht in wenigen Monaten aufgeholt werden. Den-
noch müssen die Versorgungsverwaltungen der Län-
der mit aller Kraft an dem dringend notwendigen Ab-
bau des Antragsstaus arbeiten. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

wird nicht nachlassen, an die Länder zu appellieren, 
ihre Anstrengungen in diesem Bereich zu intensivie-
ren. 
Ich füge hinzu: Ich werde auf der kommenden Kon-

ferenz der Arbeits- und Sozialminister der Länder am 
10. und 11. Oktober in Berlin dies ganz persönlich 
noch einmal thematisieren. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Brecht, 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
bedanke mich für Ihre Ausführungen. Würde die Hil-
feleistung der Bundesregierung so weit gehen, daß sie 
kurzfristig — ich betone: kurzfristig — durch einen 
Beamtentransfer den Aufbau der entsprechenden 
Versorgungsämter beschleunigen könnte? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Ich denke, daß 
wir personell, Herr Kollege Dr. Brecht, hier überfor-
dert sind. Auch die Kapazität, was die Qualität und die 
Bearbeitungsmöglichkeiten angeht, ist bei den Län-
dern viel stärker angesiedelt. Deshalb haben wir ja 
mit den Ländern gemeinsam diese Partnerschaften 
entwickelt. Wir haben, glaube ich, personalkapazi-
tätsmäßig auch nicht die richtigen Leute, um hier 
kurzfristig einzuspringen. Ich werde, weil wir a lles 
versuchen, was hilft, dennoch dies noch einmal prüfen 
lassen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatssekretär, 
teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die 
bei der ehemaligen Sozialversicherung der DDR be-
reits vorhandenen Unterlagen, die zur Gewährung 
der Kriegsopferrente vorliegen müssen, akzeptiert 
werden sollten, um das Verfahren der Anerkennung 
zu beschleunigen? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Das Verfahren 
der Anerkennung ist reine Ländersache. Die entspre-
chenden Vorschriften müssen beachtet werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gansel, 
eine Zusatzfrage. 

Norbert  Gansel (SPD) : Herr Staatssekretär, da die 
meisten Ansprüche der Kriegsopfer, die ja schon an-
hängig sind, nicht dem Grund nach strittig sind, son-
dern nur der Höhe nach strittig sein werden, frage ich 
die Bundesregierung, ob sie bereit ist, die Versor-
gungsämter anzuweisen, großzügig von der Möglich-
keit des Sozialgesetzbuchs Gebrauch zu machen, Vor-
schüsse zu zahlen. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gansel, ich werde prüfen, ob diese Anweisung mög-
lich ist. Ich werde auch das in die Besprechung mit 
den Landesministern Anfang Oktober einbeziehen. 

(Norbert Gansel [SPD]: Können Sie mir dar

-

über schriftlich Be richt geben?) 
— Ja, gern; selbstverständlich. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Seifert. 

Dr. Ilja Seifert  (PDS/Linke Liste): Da nach meiner 
Kenntnis nicht nur die Höhe der auszuzahlenden Be-
träge noch strittig ist, hätte ich gern nachgefragt, ob 
die Bundesregierung nicht auf dem gleichen Weg 
Möglichkeiten eines vereinfachten Anerkennungs-
verfahrens sieht — denn es ist nach fast 50 Jahren 
ziemlich schwierig nachzuweisen, daß man z. B. in 
diesem und jenem Schützengraben den Arm verloren 
hat —, ob beispielsweise eine eidesstattliche Erklä-
rung genügen könnte. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Seifert, ich kann das nur aufgreifen und mit den 
Ländern besprechen. Ich habe schon soeben in die-
sem Zusammenhang gesagt, daß ich das gern tun 
werde. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen zu diesem Themenbereich? — Das ist nicht der 
Fall. Herr Staatssekretär Günther, ich bedanke mich 
für die Beantwortung. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters für Frauen und Jugend. Zur Beantwortung der 
Fragen ist der Parlamentarische Staatssekretär Hintze 
erschienen. 
Es wird um schriftliche Beantwortung der Frage 3 

der Abgeordneten Renate Schmidt gebeten. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 4 der Kollegin Regina Schmidt-

Zadel auf: 
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor über Art und 

Umfang der Aktivitäten von Sekten und Jugendsekten auf dem 
Gebiet der fünf neuen Bundesländer seit dem 3. Oktober 
1990? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort . 

Peter Hintze, Parl. Staatssekretär bei der Bundesmi-
nisterin für Frauen und Jugend: Herr Präsident! Frau 
Kollegin! Amtliche Erkenntnisse über Art und Um- 
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fang der Aktivitäten der Jugendsekten liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Aus Kreisen der Beauf-
tragten für Sekten und Weltanschauungsfragen der 
Kirchen ist der Bundesregierung aber bekannt, daß 
Jugendsekten seit dem 3. Oktober 1990 in zunehmen-
dem Maße versuchen, in den neuen Bundesländern 
ihre Interessen zu verfolgen. Sie machen sich dabei 
die Tatsache zunutze, daß die Bevölkerung in den 
neuen Bundesländern in der Vergangenheit mit dem 
Problembereich der Jugendsekten noch nicht kon-
frontiert war. Insbesondere die Scientology Church 
e. V. und die sogenannte Vereinigungskirche e. V. 
— es handelt sich hierbei um die Mun-Sekte — entfal-
ten wachsende Aktivitäten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn Ihnen bekannt ist, daß diese Sekten in den 
neuen Ländern Aktivitäten entfalten, dann frage ich 
Sie: Welche konkreten Schritte unternimmt die Bun-
desregierung, um dieses Übels Herr zu werden? 

Peter Hintze, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat in den letzten Monaten zahlreiche Informa-
tionsveranstaltungen in den neuen Bundesländern 
gefördert, um die Bevölkerung über den Problembe-
reich der Jugendsekten sowie über die Organisa tions-
strukturen, Praktiken und Ziele der be treffenden 
Gruppierungen aufzuklären. Teilnehmer dieser Ver-
anstaltungen waren vorrangig Pädagogen und Mitar-
beiter aus dem Bereich der Jugendhilfe. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Werden Mittel von 
der Bundesregierung bereitgestellt, um dieser Situa-
tion zu begegnen? 

Peter Hintze, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat die von mir beschriebenen und begonnenen 
Maßnahmen aus den Mitteln des Bundesjugendplans 
gefördert. Sie wird solche Maßnahmen und Projekte 
auch in Zukunft aus Mitteln des Bundesjugendplanes 
weiter fördern. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Martin Göttsching (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, es gibt in den neuen Bundesländern neben den 
von Ihnen erwähnten Sekten auch noch eine japani-
sche Bewegung, und zwar die Yamagishi-Bewegung, 
die nicht unter dem Begriff Sekten, sondern unter dem 
Begriff „Neureligionen" einzuordnen ist. Können Sie 
dazu etwas sagen? 

Peter Hintze, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann zu der von Ihnen angesprochenen Gruppierung 
nichts sagen. Ich wollte auch mit der Benennung der 
beiden Gruppen, die ich soeben angeführt habe, nicht 
sagen, daß es sich ausschließlich um Aktivitäten die-
ser Gruppen handelt. Uns ist aus Gesprächen mit den 
Beauftragten der Kirchen für Weltanschauungsfragen 
bekannt, daß eine Vielzahl von Gruppen und Grup-
pierungen hier arbeiten. Deswegen begrüßt es die 
Bundesregierung auch ausdrücklich, daß der Bundes

-

tagsausschuß für Frauen und Jugend eine Anhörung 
zu der gesamten Problematik durchführen wird, von 
der wir uns auch wich tige Erkenntnisse für unsere 
eigene Arbeit versprechen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Niehuis zu 
einer Zusatzfrage. 

Dr. Edith Niehuis (SPD): Ich freue mich, daß Sie sich 
freuen, daß der Ausschuß gut arbeitet. Aber ich 
denke, es wäre doch viel besser, wenn Sie schon mehr 
Erkenntnisse hätten. 
Sie haben gesagt, es sind Mittel eingestellt und ver-

wendet worden. Darum ganz konkret die Frage: Ich 
hätte gern gewußt, wieviel Mittel aus dem Haushalt 
denn dafür zur Verfügung gestellt wurden und wel-
che Maßnahmen damit gefördert wurden. 

Peter Hintze, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann Ihnen jetzt die Aufstellung im einzelnen nicht 
beziffern. Aber ich stelle sie Ihnen gern schriftlich 
zu. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Auffassung, daß der mißverständliche Aus-
druck Sekten, der in diesem Zusammenhang ge-
braucht wird und der sich ja herkömmlicherweise auf 
religiöse Kleingruppen — aber mit echtem religiösen 
Hintergrund — bezieht, lieber ersetzt werden sollte 
durch Ausdrücke, die die kriminellen Methoden 
kennzeichnen, mit denen diese hier gemeinten Verei-
nigungen junge Menschen ihrer freien Willensbe-
stimmung berauben und sie sich gefügig und hörig 
machen, damit in der Öffentlichkeit nicht der Ein-
druck entsteht, hier würden religiöse Gruppierungen 
verfolgt? Hier sollen kriminelle Machenschaften ver-
hindert werden. 

Peter Hintze, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
stimme mit Ihnen voll darin überein, daß wir deutlich 
zwischen dem ganzen Themenfeld, das hier zu be-
sprechen ist, und der Glaubens- und Religionsfreiheit 
unterscheiden müssen, die in unserem Grundgesetz 
in Art. 4 verankert ist und die natürlich weder in Frage 
gestellt noch Gegenstand kritischer Auseinanderset-
zung sein kann. Es ist klar, daß es um die von Ihnen 
beschriebenen Praktiken geht. Ich habe den Terminus 
verwendet, der auch von der Fragestellerin verwendet 
wurde. Ich bin gerne bereit, hier mit in Überlegungen 
einzutreten, wie man auch sprachlich deutlich ma-
chen kann, um was für ein Phänomen es hier geht. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin Steen. 

Evelin Fischer (Gräfenhainichen) (SPD): Fischer, 
Entschuldigung. 

Vizepräsident Hans Klein: Entschuldigung, Frau Fi-
scher, 

Evelin Fischer (Gräfenhainichen) (SPD): Herr Präsi-
dent, Herr Staatssekretär, hat die Bundesregierung 
eventuell die Jugendverbandsstruktur vernachlässigt, 
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weil jetzt diese Sekten so massiv in die ehemalige 
DDR einbrechen können? 

Peter Hintze, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, im 
Gegenteil. Die Bundesregierung ist mit aller Kraft be-
müht, den Aufbau einer pluralen Jugendverbands-
struktur in den neuen Bundesländern zu fördern. In 
den Haushalt dieses Jahres sind bereits entspre-
chende Mittel für den Bundesjugendplan eingestellt 
worden. Alle unsere jugendpolitischen Aktivitäten 
zielen auf einen solchen Aufbau hin. 
Daß solche Gruppierungen hier Fuß fassen können, 

hat, denke ich, folgende Gründe: Mit dem Wegbre-
chen des alten Systems ist für manche Menschen ein 
Vakuum entstanden. Es ist für sie neu, mit solchen 
Praktiken umzugehen, die sie nicht kennen. Deswe-
gen zielt unsere Arbeit auf zweierlei: zum einen auf 
den Aufbau tragfähiger und pluraler Jugendver-
bandsstrukturen — diese Aufgaben werden natürlich 
in Eigenverantwortung erfüllt — und zum anderen 
auf die Organisation einer vernünftigen und flächen-
deckenden Schulung all derer, die über Jugendämter, 
pädagogische Arbeit, Erziehungsarbeit als Multipli-
katoren mit den entsprechenden Fragestellungen zu 
tun haben, um die Menschen möglichst schnell im 
Hinblick auf dieses Thema zu sensibilisieren. 

(Evelin Fischer [Gräfenhainichen] [SPD]: 
Danke!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, verzeihen 
Sie noch einmal die Verwechslung; ich habe Sie so-
eben mit einer elf Jahre jüngeren Kollegin verwech-
selt. 

(Heiterkeit — Detlev von Larcher [SPD]: Dar

-

auf legt er Wert!) 
Keine weiteren Zusatzfragen. Herr Parlamentari-

scher Staatssekretär, ich danke Ihnen. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Rawe, Sie 

werden um das Vergnügen der Beantwortung kom-
men, da die Fragestellerin der einzigen Frage zu Ih-
rem Geschäftsbereich nicht anwesend ist. Frage 5 der 
Abgeordneten Gudrun Weyel wird entsprechend der 
Geschäftsordnung behandelt. 
Frage 6 des Abgeordneten Klaus Har ries soll auf 

Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Auch die Fragen 7 und 8 des Abgeordneten Josef 

Grünbeck zum Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft sollen auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen sodann zum Geschäftsbereich des 

Bundesministers des Auswärtigen. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns Frau Staatsministerin Ursula Sei-
ler-Albring zur Verfügung. 
Ich rufe Frage 9 des Kollegen Hubert Doppmeier 

auf: 
Trifft ein Be richt der „Frankfu rter Allgemeine Zeitung" vom 

12. September 1991 zu, daß der russische Präsident Bo ris Jelzin 
am Tag des Putsches in Moskau versucht hat, telefonisch die 
Bonner Regierung von seinem weiteren Vorgehen in Kenntnis 
zu setzen, Bonn aber, ich zitiere die FAZ, „nicht zu sprechen 
war"? 

Frau Kollegin, Sie haben das Wo rt . 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin im Auswärti-
gen Amt: Vielen Dank, Herr Präsident. — Herr Kol-
lege, Präsident Boris Jelzin hat zu keiner Zeit die 
Hilfe der deutschen Botschaft in Moskau zur Herstel-
lung einer Telefonverbindung mit der Bundesregie-
rung erbeten. Auch über einen anderweitigen Ver-
such, Verbindung mit Bonn zu dieser Zeit aufzuneh-
men, ist der Bundesregierung nichts bekannt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Doppmeier, 
Sie haben theoretisch zwei Zusatzfragen, aber das 
war eine befriedigende Antwort. 

(Staatsministerin Ursula Seiler-Albring: Da
- mit erledigt sich konsequenterweise auch die 

Frage 10!) 
— Damit ist die Frage 10 des Herrn Abgeordneten 
Hubert Doppmeier ebenfalls erledigt: 

Welche Erklärung hat die Bundesregierung für ihr Verhalten, 
falls die obigen Darlegungen der FAZ zutreffen? 

Ich rufe Frage 11 der Kollegin Ing rid Walz auf: 
Inwieweit überlegt die Bundesregierung die Aufnahme diplo-

matischer Beziehungen zu Kambodscha, um den eingeleiteten 
Friedensprozeß zu unterstützen? 

Frau Staatsministerin, Sie haben das Wort. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Frau Kolle-
gin, ich beantworte Ihre Frage wie folgt. Die Bundes-
regierung ist seit November 1990 mit einer Schutz-
machtvertretung in Phnom Penh präsent, die im Zuge 
der Herstellung der deutschen Einheit eingerichtet 
wurde. Schutzmacht ist Ungarn. Der Leiter der 
Schutzmachtvertretung wird den Geschäftsverkehr 
mit dem Obersten Nationalrat aufnehmen, sobald die-
ser seinen Sitz in Phnom Penh genommen hat. 
Die Bundesregierung erwägt in Abstimmung mit 

ihren europäischen Partnern die Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen, nachdem der Friedensvertrag 
unterzeichnet ist. Der Friedensprozeß hat in den letz-
ten Monaten entscheidende Fortschritte gemacht. Es 
bestehen Aussichten, daß die Pariser Kambodscha

-

Konferenz — wie vorgesehen — Ende Oktober 1991 
einberufen wird und am 31. Oktober mit der Unter-
zeichnung eines Friedensvertrages abgeschlossen 
wird. 
Der Oberste Nationalrat unter P rinz Sihanouk will 

 sich zum 14. November definitiv in Phnom Penh nie-
derlassen. Eine Reihe von Staaten — darunter auch 
Frankreich und die ASEAN-Staaten — beabsichtigen 
dann die Entsendung von diplomatischen Vertretern 
zum Obersten Nationalrat. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Walz, eine 
Zusatzfrage? 
Dann rufe ich Frage 12 der Abgeordneten Ing rid 

Walz auf: 
Erwägt die Bundesregierung, Schritte einzuleiten, um Kam-

bodscha, als einem der ärmsten Länder der Welt, nicht nur kurz-
fristig durch die Bewil ligung von Geldern zur humanitären Hilfe 
(Flutkatastrophe, Flüchtlingshilfe), sondern auch durch eine bi-
laterale wirtschaftliche Hilfe langfristig in der Entwicklung zu 
unterstützen — wie offensichtlich im Falle Afghanistans? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Die zweite 
von Ihnen eingebrachte Frage beantworte ich wie 
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folgt. Voraussetzung für die Aufnahme bilateraler 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit sind diplomatische 
Beziehungen. Wie in der Antwort auf Frage 11 ausge-
führt, erwägt die Bundesregierung die Aufnahme di-
plomatischer Beziehungen, nachdem der Friedens-
vertrag unterzeichnet ist. Wenn diese Voraussetzung 
erfüllt ist, ist die Bundesregierung bereit, mit anderen 
Gebern aktiv an einem Wiederaufbauprogramm für 
dieses geschundene Land mitzuwirken und sich an 
Reintegrationsprogrammen für die große Zahl kam-
bodschanischer Flüchtlinge zu beteiligen. 

Vizepräsident Hans Klein: Haben Sie dazu eine Zu-
satzfrage? 

Ingrid Walz (FDP): Ja, ich habe eine Zusatzfrage. Es 
geht um die humanitären Hilfen, die bisher nur über 
multilaterale Organisationen geleistet wurden und 
bisher nur in die Lager entlang der thailändischen 
Grenze gingen. Aber das Land ist total ausgeblutet. Es 
wären jetzt dringend humanitäre Hilfen nötig. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Frau Kolle-
gin Walz, im Bundeshaushalt sind für diese Dinge Mit-
tel vorhanden. Sie werden, wenn wir entsprechende 
Schritte eingeleitet haben, für diese Zwecke auch zur 
Verfügung gestellt werden können. 

Vizepräsident Hans Klein: Die Frage 13 des Abge-
ordneten Stiegler wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt: 
Ich rufe die Frage 14 des Kollegen Claus Jäger 

auf: 
Wie viele Fälle von Artillerie- oder Luftangriffen der jugosla-

wischen Bundesarmee gegen Ziele im Bereich der zivilen Bevöl-
kerung in Kroatien sind der Bundesregierung bekannt, und wie 
viele Zivilpersonen sind diesen Ang riffen einschließlich derer 
der serbischen Tschetnik-Verbände nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung bisher zum Opfer gefallen? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Jäger, der Bundesregierung liegen zuverlässige 
Angaben weder über die Zahl der Angriffe mit 
schweren Waffen noch über die Zahl der zivilen Op-
fer auf kroatischer Seite vor. Schätzungen zufolge 
beläuft sich die Zahl der Opfer des Konflikts in 
Kroatien auf mehrere hundert Tote. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Jäger, eine 
Zusatzfrage. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatsministerin, hat 
die Regierung der Republik Kroatien der Bundesre-
gierung über diese Folgen des von der jugoslawischen 
Bundesarmee und den Tschetniks in Kroatien geführ-
ten Kriegs noch keinerlei Mitteilungen zukommen 
lassen? Das würde mich wundern. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Jäger, die kroatische Regierung ist in Kontakt mit 
dem Auswärtigen Amt. Entsprechende Mitteilungen 
dieser Seite liegen vor. Sie sind in unsere Schätzungen 
mit einbezogen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatsministerin, ist 
die Bundesregierung bereit, über diese Zahlen, die ja 
schließlich für die Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht ohne Belang 
sind, bei der Regierung der Republik Kroatien Erkun-
digungen einzuziehen und mir diese Zahlen dann auf 
schriftlichem Wege mitzuteilen? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Jäger, ich will gern veranlassen, daß Ihnen Zah-
len über diesen Konflikt zur Verfügung gestellt wer-
den, die so konkret wie möglich sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage 15 des 
Abgeordneten Claus Jäger auf: 

Wann ist mit der diplomatischen Anerkennung der Republi-
ken Slowenien und Kroatien als souveräne Staaten seitens der 
Bundesregierung zusammen mit anderen europäischen Regie-
rungen zu rechnen, und welche Sanktionen gegen die serbische 
Aggression erwägt die Bundesregierung, um auf ein Ende des 
Blutvergießens in Kroatien hinzuwirken? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege, die Bundesregierung unterstützt die Haager 
Friedenskonferenz und die Bemühungen des EG-Ver-
mittlers Lord Car rington. Im Falle eines Scheiterns der 
Friedenskonferenz wird die Bundesregierung ge-
meinsam mit ihren Partnern in der Europäischen Ge-
meinschaft die Frage einer Anerkennung Sloweniens 
und Kroatiens prüfen. Zusammen mit Frankreich wer-
den wir uns um ein geschlossenes Vorgehen der Ge-
meinschaft bemühen. 
Die Bundesregierung hat wiederholt deutlich ge-

macht, daß diejenigen, die die Aggression fortsetzen, 
mit einer völligen wirtschaftlichen und politischen 
Isolierung rechnen müssen. 
Ich darf der Aktualität halber hinzufügen, daß mor-

gen abend unter dem Vorsitz von Lord Car rington 
wieder in Den Haag getagt und dann darüber befun-
den wird, ob die Friedensmission in dieser Art fortge-
setzt werden kann. 
Darüber hinaus hat die Arbeitsgruppe der Westeu-

ropäischen Union zu Beginn dieser Woche in Bonn 
wie vorgesehen ihre Arbeit aufgenommen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Jäger. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatsminister, nach-
dem es ja den Anschein hat, daß die jugoslawische 
Bundesarmee und die serbische Regierung mit einem 
Katz-und-Maus-Spiel von kurzfristigen Waffenstill-
ständen, die dann ebenso kurzfristig wieder gebro-
chen werden, die europäischen Regierungen auf Trab 
halten und diese im Grunde zu gar keinen Entschlüs-
sen kommen lassen, weil man immer wieder die Hoff-
nung hat, es werde sich vielleicht doch eine Beruhi-
gung ergeben, darf ich fragen, ob die Bundesregie-
rung die von ihr mehrfach geäußerte Auffassung jetzt 
in die Tat umsetzen wird, daß bei einer Fortdauer des 
Krieges die völkerrechtliche Anerkennung der Staa-
ten, die sich für unabhängig erklärt haben, unaus-
weichlich ist. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Jäger, ich habe das bereits vorhin zu beantworten 
versucht. Die Bundesregierung hat mehrfach deutlich 
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gemacht, daß dieses Ziel nicht ausgeschlossen wer-
den kann, sondern wahrscheinlich am Ende dieses 
Prozesses steht. 
Aber auf der anderen Seite sind wir dringend darum 

bemüht, dieses gemeinsam mit den anderen Mitglied-
staaten im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
zu tun. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Frau Staatsminister, be-
deutet diese und die schon in Ihrer vorherigen Ant-
wort enthaltene Aussage, wonach sich die Bundesre-
gierung um eine gemeinsame Haltung aller EG-Mit-
gliedstaaten bemühen wird, daß die Bundesregierung 
nur in diesem Sinne handeln wird, wenn sämtliche 
EG-Staaten zum Mitmachen bereit sind? Oder bedeu-
tet dies, daß sich die Bundesregierung vorbehält, zu-
sammen mit einem Teil der EG-Staaten den Schritt 
der Anerkennung zu tun, wenn die politische Lage 
dies zwingend macht? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Jäger, die Bundesregierung wird nicht sagen, 
daß nur alle EG-Staaten gemeinsam dieses beschlie-
ßen werden. Aber bitte ersparen Sie mir, jetzt eine 
Zahl zu nennen; ich kann im Moment tatsächlich nicht 
sagen, wie viele notwendig sein werden, um einem 
solchen Beschluß dann die nötige Wirkung zu verlei-
hen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gansel, 
bitte. 

Norbert  Gansel (SPD): Frau Ministe rin, Sie haben in 
Ihrer ersten Antwort auf die Frage des Kollegen Jäger 
wirtschaftliche und politische Sanktionen in Aussicht 
gestellt. Die UNO entscheidet dagegen nur über ein 
Waffenexportembargo gegenüber Jugoslawien. 
Ich frage Sie deshalb, welche Initiativen die Bun-

desregierung in der Europäischen Gemeinschaft er-
greifen wird, um endlich auch bei anderen Einfuhren 
in das Kriegsgebiet dafür zu sorgen, daß der Kriegs-
apparat nicht länger z. B. Treibstoff erhält und daß 
auch andere wirtschaftliche und politische Sanktio-
nen gegen die Friedensstörer vorgenommen wer-
den. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege, Sie sprechen die Vereinten Nationen an. Das ist 
richtig; die Bundesregierung hat sich seit Wochen für 
eine Befassung des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen mit diesem Thema ausgesprochen, da allein 
die Vereinten Nationen verpflichtende Maßnahmen 
mit allgemeiner Geltung beschließen können. Mög-
lich wären hier z. B. Maßnahmen zur politischen Iso-
lierung der Aggression, aber auch wirtschaftliche 
Sanktionen. 
Zum Bereich der EG kann man sagen, daß die Euro-

päische Gemeinschaft weitere einseitige Schritte un-
ternehmen kann; denkbar wäre eine Suspendierung 
bzw. Kündigung des Kooperationsabkommens der 
Europäischen Gemeinschaft mit Jugoslawien vom 
2. April 1980. Ein solcher Schritt würde ein Handels-
embargo ermöglichen und die Fortsetzung des Han

-

delsaustausches mit den kooperationswilligen Repu-
bliken erlauben. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schily. 

Otto Schily (SPD): Frau Staatsministerin, verfügt die 
Bundesregierung über Erkenntnisse, aus welchen 
Quellen die kriegführenden Parteien in Jugoslawien 
ihren Nachschub erhalten? Sieht sie Möglichkeiten, 
diesen Nachschub über Sanktionen abzuschneiden? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Angaben 
über Quellen sind mir nicht bekannt, Herr Kollege 
Schily. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es zu dieser Frage 
Zusatzfragen? Das ist nicht der Fall. 
Für die Fragen 16, 17 und 18 ist um schriftliche 

Beantwortung gebeten worden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 19 des Kollegen Norbert Gansel 

auf: 
Welche Angaben hat die sowjetische Seite gegenüber der 

Bundesregierung und insbesondere gegenüber dem Bundesmi-
nister des Auswärtigen, Hans-Dietrich Genscher, bei seinem 
letzten Moskaubesuch zu der Frage gemacht, ob sich bei den 
sowjetischen Truppen auf dem Gebiet der Deutschen Demokra-
tischen Republik weiterhin Atomwaffen befinden, und decken 
sich diese Angaben mit den der Bundesregierung zugänglichen 
Erkenntnissen? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, am 31. August 1991 hat der sowjetische 
Verteidigungsminister, Marshall Schaposchnikow, 
gegenüber dem deutschen Botschafter in Moskau er-
klärt, daß sich auf deutschem Boden keine sowjeti-
schen Nuklearwaffen mehr befinden. Diese offizielle 
Mitteilung bildete auch den Gegenstand einer Ver-
lautbarung des sowjetischen Verteidigungsministeri-
ums vom gleichen Tag. 
Der sowjetische Verteidigungsminister hat diese Er-

klärung in einem Gespräch mit Bundesminister Gen-
scher vom 11. September 1991 erneut bekräftigt. Der 
Bundesregierung liegen keine abweichenden Er-
kenntnisse vor. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Gansel? 

Norbert  Gansel (SPD): Welches Vertrauen setzt die 
Bundesregierung in diese Erklärung, nachdem sich 
schon in der Vergangenheit Erklärungen der Sowjet-
union dahin gehend, daß sich in der DDR bzw. in der 
ehemaligen DDR keine Atomwaffen befänden, als 
falsch erwiesen haben? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, ich habe keinen Anlaß, an dem Wahr-
heitsgehalt der Aussage des neuen sowjetischen Ver-
teidigungsministers zu zweifeln. 

Vizepräsident Hans Klein: Haben Sie eine zweite 
Zusatzfrage? 

Norbert  Gansel (SPD): Welche Sicherheit hat die 
Bundesregierung, daß sowjetische Atomwaffen tat-
sächlich aus den neuen Bundesländern abgezogen 
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worden sind, nachdem der sowjetische Außenminister 
Bessmertnych im Frühsommer dieses Jahres die Exi-
stenz von taktischen Atomwaffen bei den sowjeti-
schen Truppen in der ehemaligen DDR nicht ausge-
schlossen hat? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, der deutschsowjetische Aufenthalts- 
und Abzugsvertrag vom 12. Oktober 1990 bietet keine 
rechtliche Handhabe, den Abzug von Waffen und 
Material innerhalb der den sowjetischen Truppen zu-
gewiesenen Liegenschaften zu überprüfen. Man kann 
daran denken, die Besichtigung geräumter Kernwaf-
fenlager in Betracht zu ziehen. Die Bundesregierung 
behält sich vor, das bei Bedarf einzuleiten. 

Vizepräsident Hans Klein: Das war Ihre zweite Zu-
satzfrage, Herr Gansel. 
Jetzt kommt eine Zusatzfrage des Kollegen 

Schily. 

Otto Schily (SPD): Hat denn die Bundesregierung, 
Frau Staatsministerin, irgendwelche Vorkehrungen 
getroffen oder Maßnahmen in die Wege geleitet, um 
den Wahrheitsgehalt der Erklärungen der sowjeti-
schen Seite zu überprüfen? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Schily, das Verhältnis zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Sowjetunion und ihren Teil-
republiken ist von gegenseitigem Vertrauen geprägt. 
Ich sehe, wie ich vorhin bereits gesagt habe, zur Zeit 
keinen Anlaß, dieses Vertrauen in Frage zu stellen. 

Vizepräsident Hans Klein: Noch Zusatzfragen zu 
dieser Frage? — Das ist nicht der Fall. 
Dann rufe ich die Frage 20 des Abgeordneten Nor-

bert Gansel auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag des SPD-Vor-

sitzenden Björn Engholm aufzunehmen, mit der sowjetischen 
Seite zu vereinbaren, den mehrfach als vollzogen verkündeten 
Abzug der sowjetischen Atomwaffen aus Ostdeutschland durch 
unabhängige Inspekteure kontrollieren zu lassen? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, für eine Vereinbarung mit der sowjeti-
schen Seite, den Abzug der sowjetischen Atomwaffen 
durch unabhängige Inspekteure kontrollieren zu las-
sen, sieht die Bundesregierung nach den genannten 
offiziellen Erklärungen der sowjetischen Regierung 
keinen Anlaß. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Norbert  Gansel (SPD): Ich darf vorausschicken: Ich 
rate dazu, sich dort, wo Sie etwas offenlassen wollen, 
Frau Minister, lieber nicht festzulegen, weil die Sache 
zu ernst ist. Das schicke ich meiner Frage voraus. 
Decken sich die offiziellen Erklärungen, die die 

Bundesregierung über die Nichtexistenz von Atom-
waffen bei den sowjetischen Truppen in den Gebieten 
der einstigen DDR hat, mit Erkenntnissen, die die 
Bundesregierung aus anderen Quellen hat, die sonst 
für das Regierungshandeln auch nicht ganz unbeacht-
lich sind? 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, zu diesen Quellen habe ich keinen Zu-
gang und muß deshalb bei meiner Darstellung blei-
ben, daß ich — unter Hinzuziehung der Informatio-
nen, über die ich verfüge — keinen Anlaß habe, an 
der offiziellen sowje tischen Darstellung zu zweifeln. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Norbert  Gansel (SPD): Da die Existenz von takti-
schen Atomwaffen bei den sowje tischen Truppen in 
den neuen Bundesländern — insbesondere im Fall 
von politischen Turbulenzen, die auch in Zukunft 
nicht ausgeschlossen werden können — ein erhebli-
ches, ja existen tielles Risiko für die Bundesrepublik 
darstellen kann, da sich offizielle Erklärungen der so-
wjetischen Seite über diese Waffen in der Vergangen-
heit als falsch erwiesen haben und Sie für Ihre Hal-
tung offenbar nur die offiziellen Erklärungen der so-
wjetischen Seite als Grundlage nehmen, frage ich Sie, 
ob Sie bereit wären, die von uns gewünschten und von 
uns auch gewollten besonderen Hilfen für die Sowjet-
union daran zu knüpfen, daß die sowje tische Seite 
auch ihrerseits den elementaren Bedürfnissen der 
Bundesrepublik Rechnung trägt, und zwar in einer 
Form, die es uns ermöglicht, daß wir uns — so wie der 
Kollege Engholm es vorgeschlagen hat — gegebe-
nenfalls durch unabhängige Inspekteure davon über-
zeugen können, daß unsere Sicherheit durch den Ab-
zug dieser Waffen nicht gefährdet werden kann. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Gansel, Sie gehen da von einer Hypothese aus, 
die Sie bereits vorhin eingeführt haben. Ich sage noch 
einmal, daß die Bundesregierung keinen Anlaß hat, 
an den Darstellungen der sowje tischen Seite zu zwei-
feln und deshalb für einen Vorschlag der Art, wie Sie 
ihn vorgetragen haben, keinen Anlaß sieht. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Schily. 

Otto Schily (SPD): Frau Staatsministerin, da Sie of-
fenbar nur einen begrenzten Zugang zu Informatio-
nen haben und uns als Antwort auch nicht mehr bie-
ten können als Ihr freundliches Vertrauen in die Er-
klärung der sowjetischen Seite, können Sie uns viel-
leicht in Aussicht stellen, daß in der nächsten Frage-
stunde, in der diese Frage vielleicht noch einmal auf-
zunehmen wäre, der Herr Bundesaußenminister per-
sönlich uns die Ehre gibt und dem Parlament auf 
Grund der ihm sicherlich besser zugänglichen Quel-
len — man könnte sich zum Beispiel vorstellen, daß 
der BND Erkenntnisse hat — dann die notwendigen 
Antworten gibt. 

Ursula Seiler-Albring, Staatsministerin: Herr Kol-
lege Schily, ich verfüge nicht über den Terminplan 
des Bundesministers des Auswärtigen. Ich werde ihm 
aber selbstverständlich gern Ihr Petitum vortragen. 
Allerdings kann ich mir auch nicht vorstellen, daß der 
Bundesaußenminister hier in der Öffentlichkeit Er-
kenntnisse des BND darstellen wird. Es gibt sicherlich 
im Rahmen der dafür vorgesehenen parlamentari-
schen Gremien genügend Möglichkeiten, diese 
Dinge, sofern sie vertraulich und geheim sind, darzu-
stellen. Wenn ich über diese Erkenntnisse verfügen 
würde, was bedauerlicherweise nicht der Fall ist 
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— ich habe keinen Zugang zu den Quellen des BND, 
die ich hier auch nicht vortragen würde — , würde ich 
das also ins Auge fassen. Vor dem Hintergrund des-
sen, was ich weiß, kann ich Ihnen keine andere Aus-
kunft geben. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen dazu? — Das ist nicht der Fall. Dann, Frau 
Staatsministerin, bedanke ich mich für Ihre Aus-
künfte. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 

des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen ist der 
Parlamentarische Staatssekretär Eduard Lintner er-
schienen. 
Ich rufe die Frage 21 des Abgeordneten Detlev von 

Larcher auf: 
Wie begründet die Bundesregierung die Regelung, wonach 

bei aktiven Helfern des Technischen Hilfswerks die 6monatige 
Probezeit nicht auf die 8jährige Dienstzeit angerechnet wird? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Die Antwort lautet: Die vom 
Wehrdienst befreiende Verpflichtung eines Helfers 
nach § 8 Abs. 2 des Gesetzes über den erweiterten 
Katastrophenschutz setzt voraus, daß der Helfer einer 
der im erweiterten Katastrophenschutz mitwirkenden 
Hilfsorganisation angehört. Die Aufnahme des Hel-
fers in die Organisation bestimmt sich nach dem je-
weiligen Organisationsrecht. Nach dem zur Zeit noch 
geltenden Helferrecht der Bundesanstalt THW wird 
ein Helfer erst nach Ablauf einer halbjährigen Probe-
zeit in das THW aufgenommen. Da — wie ausge-
führt — die Verpflichtung nach § 8 Abs. 2 des Kata-
strophenschutzgesetzes erst nach Aufnahme in das 
THW abgegeben werden kann, ist eine Anrechnung 
der Probezeit auf die achtjährige Verpflichtung zur 
Zeit nicht möglich. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege von Larcher. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Staatssekretär, gibt 
es das auch noch in anderen Bereichen, daß ein halbes 
Jahr Diensttun letztendlich auf die Dienstzeit nicht 
angerechnet wird? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Da bin ich 
überfragt, Herr Kollege. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage 22 des 
Abgeordneten Detlev von Larcher auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, daß mit Inkrafttreten der 
„Verordnung über die Mitwirkung der Helfer im Technischen 
Hilfswerk „  (BR-Drucksache 454/91), hier: § 7 — Anrechnung 
der Probezeit auf das Dienstverhältnis —, dieser Zustand been-
det wird, oder treffen Informationen zu, wonach § 7 nur aktive 
Helfer betreffen soll, die nach Inkrafttreten der Verordnung ih-
ren Dienst antreten? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort . 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Die Antwort 
auf die Frage 22 lautet: Mit Inkrafttreten der dem 
Bundesrat zur Zeit vorliegenden Verordnung über 
die Mitwirkung der Helfer im Technischen Hilfswerk 

wird die Rechtskonstruktion für die Aufnahme in das 
THW geändert. Nach § 7 der Verordnung beginnt das 
Helferverhältnis — im Gegensatz zum geltenden Hel-
ferrecht — bereits mit der Probezeit; es kann bei 
Nichtbestehen ohne Angabe von Gründen aufgelöst 
werden. Diese Rechtskonstruktion ermöglicht es in 
Zukunft, die Probezeit im THW auf die achtjährige 
Verpflichtung nach § 8 Abs. 2 des Katastrophen-
schutzgesetzes anzurechnen. Die Neuregelung kann 
nicht auf bestehende Helferverhältnisse erstreckt 
werden, da die zu einem bestimmten Datum erfolgte 
Aufnahme in das THW nicht nachträglich vorverlegt 
werden kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr von 
Larcher. 

Detlev von Larcher (SPD): Teilt die Bundesregie-
rung die Ansicht, daß auf Grund dieser Ungerechtig-
keit große Verbitterung zumindest bei denjenigen 
herrscht, die eben nicht einsehen, daß sie nun, weil sie 
früher angefangen haben, nicht in den Genuß der 
Neuregelung kommen sollen, obwohl sie jahrelang 
einen wichtigen Dienst für die Allgemeinheit getan 
haben? 

Eduard Lintner, Parl Staatssekretär: Mich würde es 
wundern, wenn in der Tat eine solche Stimmung vor-
handen wäre; denn die Unterscheidung ist erstens 
sachgerecht. Zweitens ist das den Bewerbern seiner-
zeit, als sie sich verpflichtet haben, ausdrücklich mit-
geteilt worden. Niemand kann sich deshalb nachträg-
lich auf Unkenntnis berufen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr von Larcher, Sie 
hatten bereits zwei Zusatzfragen zu dieser Frage. 
Jetzt kann ich also die nächste aufrufen, falls niemand 
anders im Saal zu dieser Frage noch eine Zusatzfrage 
stellen will. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ich habe noch 
eine Zusatzfrage zur zweiten Frage!) 

— Pardon! 

Detlev von Larcher (SPD): Abgesehen davon, daß 
man auch etwas als Ungerechtigkeit empfinden kann, 
was man vor zehn Jahren vielleicht formal hätte bes-
ser wissen können — — 

(Parl. Staatssekretär Eduard Lintner: Vor 
acht Jahren!) 

— Nein, es sind zehn. Aber, na gut, vor acht Jah-
ren. 
Gibt es auch nicht die Möglichkeit für einen, der 

jetzt beim THW ist, wenigstens auf Antrag nach In-
krafttreten der Verordnung, sechs Monate früher aus 
dem Dienstverhältnis auszuscheiden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das geht deshalb nicht, weil die Anrechnung erst ab 
Verpflichtung beim THW erfolgt, wie ich in der ersten 
Antwort ausgeführt habe, und deshalb die acht Jahre 
nicht erfüllt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage Nr. 23 
der Abgeordneten Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink 
auf: 
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Unternimmt die Bundesregierung Anstrengungen, den Kon-

flikt zwischen der Leitung der Villa Massimo und den Künstlern 
und Künstlerinnen beizulegen, und wie sehen die Überlegun-
gen der Bundesregierung für die Ausgestaltung des zukünftigen 
Konzepts aus? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
die Antwort lautet: Der Bundesminister des Innern hat 
ein großes Interesse daran, daß in der Villa Massimo 
bald wieder eine den Zielsetzungen dieser Einrich-
tung entsprechende Atmosphäre hergestellt wird. Er 
wird daher allen anstehenden Fragen mit Sorgfalt 
nachgehen und die Gespräche mit den Beteiligten 
fortsetzen. 
Diese Gespräche sollen auch dazu dienen, Grundla-

gen für Überlegungen zu schaffen, wie Organisation 
und Förderungsstruktur in Zukunft ausgestaltet wer-
den könnten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin? 

Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink (FDP): Wann den-
ken Sie denn, wann dieses Konzept auch den einzel-
nen Ausschüssen vorgestellt werden könnte? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Wir wollen 
diese Angelegenheit zügig bearbeiten. Es ist daran 
gedacht, ein Symposium zu veranstalten, insbeson-
dere mit den früher Geförderten in der Villa Massimo. 
Ich könnte mir vorstellen, daß im nächsten Jahr ein 
solches Konzept erläutert werden kann. 

Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink (FDP): Es würde 
auch die Änderung der Personalsituation mit ein-
schließen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Schließt es 
möglicherweise mit ein. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Lintner, ich freue 
mich darüber, daß Sie heute etwas substantiellere 
Auskünfte erteilen. Sie wissen, wir hatten das in der 
vorigen Fragestunde auch — — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Schily, stellen Sie 
doch eine Frage. 

Otto Schily (SPD): Ja, ich stelle eine Frage. Meinen 
Sie, daß es sich künftig auch ermöglichen läßt, diese 
Auskünfte, die Sie heute erteilt haben, eine Woche 
früher zu erteilen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Schily, 
das ist eine rein theoretische Frage. Ich glaube, in dem 
Fall war es nicht möglich, einfach deshalb, weil wir 
auch der Sorgfalt Rechnung tragen wollten. Sie hätten 
sicherlich letzte Woche auf eine sachgerechte, sorgfäl-
tige Antwort gerechnet. Die konnte man Ihnen ange-
sichts des Sachstandes, der damals gegeben war, 
nicht geben. Deshalb halte ich es eigentlich für richtig, 
Ihnen heute Rede und Antwort zu stehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu? — Das ist nicht der Fall. 
Dann rufe ich die Frage 24 des Abgeordneten F ried-

helm Julius Beucher auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Proteste und Demon-

strationen gegen die Olympiabewerbung Berlins, die dazu im-
mer kritischer werdenden Stimmen in der Bevölkerung, die Vor-
würfe Willi Daumes zur mangelnden Professiona lität in der Wer-
bung und die notwendig werdenden Olympiainvestitionen in 
Anbetracht der zwingend notwendigen finanziellen Verpflich-
tungen in Sachen Hauptstadtwerdung und die nicht auszu-
schließenden Verkehrsprobleme im Hinblick auf eine erfolgrei-
che Bewerbung Berlins für die Olympiade im Jahr 2000, und was 
gedenkt sie zu tun bzw. zu investieren, um den Wunsch Berlins, 
erneut Olympiastadt zu werden, Wirklichkeit werden zu las-
sen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Beucher, 
die Antwort lautet: Die Bundesregierung unterstützt 
die Bemühungen Berlins, Olympische Spiele durch-
zuführen, als ein bedeutendes Symbol für Frieden und 
Freiheit in der Welt. 
Die Bewerbung um Olympische Spiele ist primär 

eine Angelegenheit der sich bewerbenden Stadt Ber-
lin und des Nationalen Olympischen Komitees. Es ist 
deshalb nicht Sache der Bundesregierung zu Prote-
sten und Demonstrationen gegen die Olympia-Bewer-
bung Berlins, zu kritischen Stimmen in der Bevölke-
rung, zu Vorwürfen des Präsidenten des NOK für 
Deutschland über mangelnde Professionalität in der 
Werbung sowie über mögliche Verkehrsprobleme 
Berlins Stellung zu nehmen. 
Der Bund wird sich an den Kosten der Bewerbung 

Berlins um die Olympischen Spiele 2000 beteiligen, 
indem er einzelne Projekte im Rahmen eines Gesamt-
konzepts finanziell bezuschußt. Er stützt sich dabei 
auf eine Entschließung des Sportausschusses des 
Deutschen Bundestages vom 28. Februar 1985 und 
einen Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
28. März 1985. Im Jahre 1991 stehen hierfür 2 Millio-
nen DM zur Verfügung. Weitere Beträge sind für die 
Jahre 1992 und 1993 vorgesehen. Bis zur Entschei-
dung des Internationalen Olympischen Komitees im 
Jahre 1993 über die Durchführung der Olympischen 
Spiele 2000 wird sich der Bund an Olympiainvesti-
tionskosten nicht beteiligen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Meinung, daß es im Hinblick 
auf den Erfolg der Bewerbung nicht unwichtig ist, 
wenn sich die Bundesregierung rechtzeitig neuen 
Herausforderungen stellt und in diesem Zusammen-
hang auch überlegt, ob es sinnvoll ist, diese Bewer-
bung in der vorgesehenen Art zu unterstützen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Das Konzept 
liegt noch nicht vor, so daß die Bundesregierung dies 
gar nicht abschließend beurteilen kann. Wir sind des-
halb im Moment nicht in der Lage, ja oder nein zu 
sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Ich teile die Be-
fürchtung — deshalb frage ich da nach —, daß beim 
jetzigen Stand die Erfolglosigkeit im Herbst 1993 vor- 
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programmiert sein könnte, und glaube, daß sich dann, 
wenn wir nicht wollen, daß die Olympischen Spiele 
nicht nach Deutschland kommen, die Bundesregie-
rung neuen Herausforderungen, auch hinsichtlich des 
Standortes, stellen kann. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Beucher, ich wehre mich ein bißchen dagegen, daß 
nun die Bundesregierung die Verantwortung für et-
was übernehmen soll, was im augenblicklichen Sta-
dium allein bei der Stadt und dem Land Berlin und 
dem NOK liegt. Wir können an dieser Situation nichts 
verändern. Wir haben unsere ideelle Unterstützung 
erklärt; wir haben die nötigen Gelder für Projekte, die 
jetzt anstehen, zur Verfügung gestellt. Mehr kann 
eine Bundesregierung in einem solchen Stadium nicht 
tun. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, da die Bun-
desregierung auch eine Meinung haben und einen 
guten Rat erteilen darf: Teilt sie meine persönliche 
Auffassung, daß Berlin mit seinen neuen Aufgaben als 
künftige Bundeshauptstadt seine Möglichkeiten weit-
aus überdehnt, wenn es jetzt zusätzlich die Olympi-
schen Spiele veranstalten will, und daß die Tragfähig-
keit insbesondere der Bevölkerung dabei überschätzt 
wird? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schily, wir pflegen uns die Ratschläge unter Freunden 
natürlich in aller Stille zu geben, nicht in der Öffent-
lichkeit des Plenums. 
Die Bundesregierung hat durch ihre grundsätzliche 

Äußerung bereits zu erkennen gegeben, daß sie der 
Bewerbung Berlins wohlwollend gegenübersteht. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, falls es keine weiteren Fragen dazu 
gibt — das scheint nicht der Fall zu sein — , bedanke 
ich mich für die Beantwortung und schließe hiermit 
die Fragestunde. *) 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 

rufe den Zusatztagesordnungspunkt 1 auf: 

Vereinbarte Debatte über ausländerfeindliche 
Ausschreitungen 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
Aussprache mit Fünf-Minuten-Beiträgen, wie bei ei-
ner Aktuellen Stunde, durchgeführt werden. Sind Sie 
damit einverstanden? — Dies ist der Fall. Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann ist dies so beschlos-
sen. 
Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abge-

ordneten Johannes Gerster das Wort. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
wollen, sollen und müssen ein ausländerfreundliches 

*) Die nicht erledigten Fragen sind schriftlich beantwortet. Die 
Antworten sind als Anlagen abgedruckt. 

Land bleiben. Rechtsextremismus und Gewalt dürfen 
bei uns keinerlei Chancen haben. 

(Zustimmung des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Wenn, wie jetzt in Hoyerswerda, mit Gewalt gegen 
Asylbewerber vorgegangen wird, beweist dies natür-
lich nicht, daß gerade dort eine Hochburg der Gewalt 
und des Rechtsextremismus besteht. Ähnliche 
schlimme Ausschreitungen erleben wir leider auch 
anderswo, im übrigen nicht nur im Bereich der neuen 
Bundesländer, sondern auch im Westen unseres Lan-
des. 

Allerdings haben wir in Hoyerswerda einen Höhe-
punkt an Eskalation erlebt. Mit besonderer Sorge ist 
zu betrachten, daß die Ausschreitungen dort zum Teil 
mit Beifall von Teilen der Bevölkerung begleitet wur-
den. 

Diese Ereignisse zeigen, daß alle demokratischen 
Kräfte aufpassen und ihre Verantwortung voll wahr-
nehmen müssen. Politischer Handlungsbedarf be-
steht. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Besonders bei der 
CDU!) 

Dabei ist neben polizeilichen Maßnahmen insbeson-
dere eine geistig-politische Auseinandersetzung mit 
dem Extremismus, insbesondere mit dem Rechtsex-
tremismus nötig. Dazu ist bei verschiedenen Faktoren 
anzusetzen, die Rechtsextremismus in den neuen 
Bundesländern begünstigen. 

Da hier dazwischengerufen wird: „besonders bei 
der CDU" , sage ich Ihnen: Wir sollten uns hüten, hier 
heute gegenseitige Schuldzuweisungen zu praktizie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Peter Conradi 
[SPD]: Sie schüren doch diese Stimmung! — 
Dr.  Uwe Küster [SPD]: Wer hat das denn an

-

gezettelt?) 

Wir würden genau das machen, was die Rechtsextre-
misten wollen, was sie begünstigt. 

Frau Kollegin Sonntag-Wolgast, wenn Ihre Kollegin 
Däubler-Gmelin heute schreibt, wer Art . 16 ändert, 
macht einen Kniefall vor Rechtsextremisten, 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Wolf

-

gang Ullmann [Bündnis 90/GRÜNE]) 

finde ich es bemerkenswert, daß Sie damit Ihre Kolle-
gen Rappe, Bernrath und andere zu Rechtsextremi-
sten machen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das tun wir gar 
nicht; das machen Sie jetzt!) 

Wir sollten bei der Frage, wie wir ein ohnehin vor-
handenes Problem, den Mißbrauch des Asylrechtes, 
lösen, die jeweilige Lösungsform, um die wir ringen, 
nicht einfach in Richtung Rechtsextremismus oder 
sonstigen Extremismus rücken. Vielmehr sollten wir 
gemeinsam den besten Weg suchen und nicht Leute 
in eine bestimmte Ecke stellen. Das wird besonders 
peinlich, wenn Sie das mit Ihren eigenen Parteifreun-
den machen. 

Es ist überhaupt keine Frage, daß es gerade in den 
neuen Bundesländern, nachdem der Druck weg ist 
— übrigens eine Erfahrung, die wir auch nach dem 
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Druck auf die Menschen nach dem Zweiten Weltkrieg 
im Westen gemacht haben — , in einer größeren Frei-
heit Eskalation bis hin zur Gewalt gibt. Ich selbst habe 
das als Jugendlicher einer westdeutschen Stadt nach 
dem Zweiten Weltkrieg erlebt. 

Gerade in der besonderen Situa tion der neuen Bun-
desländer ist es doch keine Frage, daß do rt , wo es 
angeblich einen antifaschistischen Staat gab und des-
wegen jede Art  von Rechtsextremismus geleugnet 
wurde, dieser rechtsextremistische Bodensatz heraus-
kommt. Viele Menschen in der früheren DDR, die sich 
zwar international gab, in Wirklichkeit aber geschlos-
sen war, tun sich natürlich sehr schwer, mit Auslän-
dern und mit Fremden zurechtzukommen. 

Das heißt, es gibt einen sehr wich tigen, DDR-spezi-
fischen Grund, weshalb wir es auch und gerade do rt 

 mit Rechtsextremismus zu tun haben. Wir müssen uns 
diesen Fragen stellen, zumal Rechtsradikale aus dem 
Westen hier ein breites Agitationsfeld sehen. 

Aber, meine Damen und Herren, wir müssen auch 
sehen, daß die Ursachen darin liegen, daß sich die 
Menschen oft überfordert fühlen. Sie fühlen sich über-
fordert, weil sie glauben — und dies zu Recht — , daß 
unser Asylrecht mißbraucht wird. Dies ist der Fall, 
wenn rund zwei Drittel aller Asylbewerber weder po-
litisch verfolgt sind noch durch die Genfer Flücht-
lingskonvention oder aus sonstigen humanitären 
Gründen vor Abschiebung geschützt werden. Den-
noch kommen sie hierher und bleiben hier. 

Deshalb liegt es in der Verantwortung der Politiker, 
einen Weg zu finden, der das Asylrecht ehrlicher und 
letztlich wieder funktionsfähig macht. Das heißt, wir 
müssen die geistige Auseinandersetzung suchen. 
Aber wir müssen ganz eindeutig auch bestehende 
Defizite in diesem Bereich auffüllen. 

Es gibt natürlich den Grundsatz: Die körperliche 
Unversehrtheit und den Schutz vor jeder A rt  gewalt-
tätiger Bedrohung müssen wir für jeden Menschen in 
unserem Lande, auch für den Asylbewerber, garantie-
ren. Um so wichtiger ist es, daß wir mit einem Auslän-
derrecht und einem Asylverfahrensrecht, das die 
Menschen insgesamt akzeptieren, ein Stück Auslän-
derfeindlichkeit abbauen und daß wir dazu beitragen, 
daß diese Ausschreitungen zu Ende gehen. 

Wir sind in großer Sorge, wir sind in sehr großer 
Sorge, aber wir sind der Meinung: 

(Zuruf von der SPD) 

Wenn wir das Thema nicht polemisch behandeln, wie 
Sie es mit Ihren Zwischenrufen jetzt wieder versu-
chen, sondern ganz nüchtern, werden wir den besten 
Beitrag leisten, damit diese Radikalen keine Chance 
in diesem Lande haben. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schreiner. 

Ottmar Schreiner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Vor einigen Tagen wurde in 
meiner Heimatstadt Saarlouis ein Brandanschlag auf 

ein Asylantenheim verübt. Ein Mensch aus Ghana, 
der in Deutschland Schutz suchte, verbrannte. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Schande!) 

Ich will aus zwei Nachrufen zitieren, die ihm deut-
sche Freunde geschrieben haben: 

Alle Menschen sind Ausländer, fast überall. 
Samuel Yeboah 
1964 bis 1991 
Nicht nur Trauer, nicht nur Fassungslosigkeit be-
wegen uns zutiefst. Wer kann den sinnlosen An-
schlag und die Ermordung unseres Freundes je 
verstehen? 
Sven Asbach, Traudel Asbach, 
Dominik Weiland, Familie Asbach 

In einem anderen Nachruf heißt es: 

Tief erschüttert bin ich über die Nachricht vom 
qualvollen Tod eines wundervollen Mitmenschen 
und ... Freundes. Tief beschämt bin ich, zu se-
hen, wie in unserer Gesellschaft ein wiederer-
starkter Nationalismus den Weg ebnet für men-
schenverachtende Greueltaten an Mitmenschen 
anderer Rasse, Religion oder Herkunft. 
In Gedenken an 
Samuel Yeboah 

Wie konnte es geschehen, meine Damen und Her-
ren? — Niemand leugnet, Herr Kollege Gerster, daß es 
in nicht wenigen Kommunen in Deutschland Woh-
nungs- und andere Probleme gibt. Niemand kann 
aber auch bestreiten — damit bin ich bei meinem 
Punkt —, daß die CDU und die CSU, führende Vertre-
ter ihrer Parteien, um kleiner parteitaktischer Vorteile 
willen in der Asyl- und Ausländerthematik eine Politik 
der verbrannten Erde treiben, die völlig unverant-
wortlich ist. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Sie schüren und fördern bewußt nationalistische Stim-
mungen. Sie wecken Erinnerungen an die finstersten 
Kapitel deutscher Vergangenheit. 

(Walter Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Fragen 
Sie mal Ihre Genossen, wie die denken! Das 

ist ja das Letzte!) 

Ich habe mir die deutsche Einheit, über die ich mich 
sehr gefreut habe, nicht so vorgestellt, daß sich inzwi-
schen Menschen in Deutschland hinstellen und voller 
Stolz verkünden, ihre Stadt sei ausländerfrei. Es hat in 
früheren Jahrzehnten Menschen gegeben, die voller 
Stolz gesagt haben, ihre Stadt sei judenfrei. Wo ist da 
noch der Unterschied? 

(Ingrid Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Das ist ein schlimmer Vergleich!) 

Mit Schlagworten wie „Das Boot ist voll" oder je-
nem schmutzigen Satz Ihres Generalsekretärs Rühe 
„Jeder Asylant ist nunmehr ein SPD-Asylant" 

(Walter Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Ganz 
schmutzig ist Ihr Gequatsche!) 
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wird um kleiner parteipolitischer Münze wegen eine 
Stimmungsmache installiert, die jetzt die ersten Men-
schenopfer gekostet hat. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Ich sage Ihnen: Auch Schreibtischtäter sind Täter. 

(Walter Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Seit 
sechs Jahren drücken Sie sich vor der Ver

-

antwortung!) 

Meine Damen und Herren, 

die politischen und rechtlichen Schwierigkeiten 
mit dem Asylgrundrecht beruhen nicht auf Verse-
hen oder Versagen der Väter und Mütter des 
Grundgesetzes, sondern auf der Unermeßlichkeit 
menschlichen Leides, das dieser Verfassungs-
grundsatz zu mildern versucht. 

Dieser Satz stammt von Professor Otto Kimminich, der 
meines Erachtens Mitglied der CDU ist. Er ist in der 
Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament" veröf-
fentlicht worden. 

Warum kann man sich eigentlich nicht vorstellen, 
daß dieser Satz, der auf die Unerschöpflichkeit 
menschlichen Leides hinweist, von einem führenden 
Vertreter der CDU/CSU gesprochen sein könnte? 
Warum kann man sich nicht vorstellen, daß der näch-
ste Satz, den ich zitieren möchte, von einem Vertreter 
der CDU/CSU gesprochen worden ist oder gespro-
chen wird? Ich zitiere: 

Wir wollen auf gar keinen Fall dieses Grundrecht 
einengen. Darum sehen wir die Hauptaufgabe 
eigentlich in der Sorge, die Bereitschaft der Men-
schen in unserem Land zu erhalten, Fremde auf-
zunehmen, solange es nur geht, und jede Frem-
denfeindlichkeit zu vermeiden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Dieser Satz stammt von Bischof Karl Lehmann, dem 
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz. 

Warum ist es nicht vorstellbar, daß solche Sätze von 
führenden Vertretern der konservativen Parteien im 
Deutschen Bundestag geäußert werden? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist genau 
unser Ziel! — Das wollen wir ja! — Walter 
Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Sie reden ja wi

-

der besseres Wissen! Schämen Sie sich!) 

Warum ist das nicht vorstellbar? 

Ich habe seit 1980 vier Wahlkämpfe als Kandidat 
mitgemacht. Ich habe seit 1980 keinen einzigen Wahl-
kampf erlebt, in dem das Asylthema von Ihnen nicht 
als Waffe gegen die SPD erhoben worden wäre. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Der nunmehr seit Monaten anhaltende Mißbrauch 
der Asylthematik durch die CDU/CSU zeigt sich erst 
recht daran, daß bis zur Stunde kein Vorschlag der 
Bundesregierung zur Lösung dieses Problems vor-
liegt. Die Regierung ist nicht handlungsfähig und miß-
braucht dieses Thema seit Monaten gegen die SPD. 
Sie mißbraucht die Ausländer insgesamt und trägt 

daher massiv zur Schürung von Ausländerfeindlich-
keit bei. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 
Wenn Sie auch nur einen Bruchteil der Zeit, die Sie 

für politische Agitation verschwendet haben, dazu ge-
nutzt hätten, um über die Fluchtursachen und ihre 
Bekämpfung nachzudenken, wären wir ein gutes 
Stück weiter. 
Warum zitieren Sie nicht jenen Satz, der vor über 

100 Jahren in die Enzyklika Rerum novarum geschrie-
ben worden ist — ich zitiere — : 

Niemand würde sein Vaterland gegen ein frem-
des Land eintauschen, wenn es seinen Kindern 
genug gäbe, um in angemessenen Verhältnissen 
leben zu können. 

Warum geben wir in Deutschland für Militär zwan-
zigmal mehr aus als für Entwicklungspolitik? 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Wo liegen die Gründe dafür? Warum bleibt die Bun-
desrepublik Deutschland weit hinter den entwick-
lungspolitischen Vorgaben der Vereinten Nationen? 
0,7 % des Bruttosozialprodukts sollen wir danach da-
für ausgeben. Wir geben aber nur 0,39 % aus. Das ist 
etwas mehr als die Hälfte dessen, was uns die Verein-
ten Nationen abfordern. 

(Walter Link [Diepholz] [CDU/CSU]: Sagen 
Sie, was die anderen Länder ausgeben!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Schreiner, darf ich Sie bitten, trotz Ihres Engagements 
zum Ende zu kommen? 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich komme zum Schluß, 
Frau Präsidentin. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 
Warum wirkt die Bundesregierung nicht auf die 

Türkei ein, einen NATO-Staat, einen KSZE-Staat, in 
dem massenhaft Menschen gefoltert werden, wo 
Menschen von Staats wegen zu Tode kommen? 
Warum wird der Türkei nicht bedeutet: Ihr kriegt von 
uns keine Hilfe mehr, solange diese unmenschlichen 
Zustände in diesem Land anhalten? 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Schreiner, kommen Sie bitte zum Ende. 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich fordere Sie nachdrück-
lich auf, Ihre Kampagne zur Schürung von Ausländer-
feindlichkeit einzustellen. Denken Sie an den Satz von 
Bert Brecht, der aktueller denn je ist: Der Schoß ist 
fruchtbar noch, aus dem das kroch. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE — Johannes Ger

-

ster [Mainz] [CDU/CSU]: Das war eine 
schlimme Rede!) 
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Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächste hat 
das Wort Frau Kollegin Cornelia Schmalz-Jacobsen. 
Ich darf nochmals daran erinnern, daß wir vereinbart 
haben, nach den Regeln für eine Aktuelle Stunde zu 
verfahren. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (FDP): Frau Präsiden-
tin! Meine Herren und Damen Kollegen! Ich habe 
mich eben gefragt, ob Ihnen der Kollege Niggemeier 
zugehört hat. Am Dienstag letzter Woche, am 17. Sep-
tember, begannen ausländerfeindliche Aktivitäten 
im Zentrum der Stadt Hoyerswerda. An den folgen-
den Tagen eskalierten die Ausschreitungen. Bis Sonn-
tag, so wird berichtet, waren die Gemeindepolitiker in 
Hoyerswerda nicht bereit, mit der Polizei über die Kri-
sensituation zu sprechen. Wir haben alle gelesen, daß 
die Ausschreitungen Volksfestcharakter angenom-
men haben. Die Ultima ratio war der Abtransport. 
Die Bilder gestern abend in den Fernsehnachrich-

ten haben mich zutiefst erschreckt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des Bündnis

-

ses 90/GRÜNE) 
Da standen am Rande die Menschen und haben geru-
fen: Ausländer raus!, — und nichts ist passiert. 

(Peter Conradi [SPD]: Und die Bundesregie

-

rung steht dabei und guckt! — Gegenruf des 
Abg. Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 
So was Idiotisches! Schämen Sie sich! — 
Friedrich Bohl [CDU/CSU] zu Abg. Peter 
Conradi [SPD]: So was Bescheuertes habe 
ich schon lange nicht gehört! Eine Hetzerei 

sondergleichen!) 
— Ich hoffe, das wird mir nicht von meiner Redezeit 
abgezogen. Vielleicht könnten Sie mir freundlicher-
weise wieder zuhören. 
Wir sollten uns davor scheuen, pharisäerhaft mit 

dem Finger auf Sachsen zu zeigen. Denn auch in Saar
-louis, in Freiburg, in Hamburg und anderen Städten 

hat es Ausschreitungen gegeben. Aber, meine Kolle-
gen und Kolleginnen, hier ist eine andere Dimension 
erreicht worden. Hier haben 10- bis 14jährige Kinder 
in Gruppen Ausländer beleidigt, angespuckt und kör-
perlich angegriffen. Hier haben sogenannte brave 
Bürger Beifall geklatscht, Beifall für Gewalt. Es ist ein 
Ansporn für Rechtsbrecher, wenn hier nichts passiert. 
Es hat Verletzte gegeben. Wir müssen uns fragen: 
Wären nicht auch Tote in Kauf genommen worden? 
Ich weiß, daß es bei Problemen immer zwei Seiten 

gibt. Ich verkenne nicht die Schwierigkeiten, die Bür-
germeister und Landräte haben, wenn sie Asylbewer-
ber unterbringen müssen. Ich übersehe auch nicht, 
daß sich Bürger beeinträchtigt fühlen können. Aber 
wo kämen wir hin, wenn für jede Schwierigkeit, die 
sich momentan auftut, Molotowcocktails als Lösung 
angeboten würden? Das können wir uns überhaupt 
nicht vorstellen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD sowie bei Abgeordneten des Bündnis

-

ses 90/GRÜNE) 
Liebe Kollegen und Kolleginnen, ich bin nicht bereit 

und die Freie Demokratische Partei ist nicht bereit, die 
Schwierigkeiten in den neuen Ländern, die es unbe

-

stritten gibt, als Entschuldigung hinzunehmen — als 
Erklärung vielleicht, aber als Entschuldigung nicht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des Bünd

-

nisses 90/GRÜNE) 

Die hohe Zahl von Ausländern? Davon kann hier doch 
überhaupt keine Rede sein. 

Das Argument, die Ausschreitungen kämen zu-
stande, weil die Jugendlichen ohne Perspektive seien, 
halte ich für ein hochgefährliches Argument. Erstens 
sind keineswegs alle dieser jungen Leute ohne Arbeit, 
und zweitens diffamiert man damit gleich diejenigen 
Arbeitslosen, die anständig sind und sich schämen 
würden, solche Dinge zu tun. 

Das sind natürlich beileibe nicht alles Neonazis. Es 
gibt, wie Bernd Wagner in einem Interview des „Ta-
gesspiegel" — Abteilung Staatsschutz für die fünf 
neuen Länder — gesagt hat: Es gibt eine gewaltbe-
reite „amorphe Masse sehr junger Leute". Ich denke, 
gerade diese jungen Leute spüren sehr gut, wenn Ver-
antwortliche gegenüber gewalttätigen Ausschreitun-
gen halbherzig reagieren. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE — Friedrich 

Bohl [CDU/CSU]: Das gilt für alle!) 

Die Kommentare in den ausländischen Zeitungen 
sind verheerend. Meine Kolleginnen und Kollegen, es 
hilft überhaupt nichts, wenn wir sagen: Es gibt auch 
woanders Fremdenfeindlichkeit. Darauf dürfen wir 
nicht rekurrieren. Wir gehen auf sehr dünnem Eis. Das 
haben wir wieder einmal gemerkt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des Bündnisses 90/GRÜNE) 

46 Jahre nach Adolf Hitler gehen wir auf sehr dünnem 
Eis. Wir müssen das politisch aufarbeiten. Ich bin mir 
dessen bewußt, daß das nicht über Nacht geht. 

Aber ich will hier auch ganz offen sagen: Den Vor-
schlag des Ministerpräsidenten von Sachsen, Herrn 
Biedenkopf, hier keine Ausländer mehr aufzuneh-
men, halte ich für das falsche Signal. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Das muß doch als ein Einknicken, als ein Zurückwei-
chen vor der Gewalt verstanden werden. Mehr noch, 
es schafft innerhalb der Bundesrepublik neue Feind-
bilder: Westdeutsche gegen Ostdeutsche. Wir haben 
gemeinsame Herausforderungen, die wir gemeinsam 
lösen müssen. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Da sollten Sie zu 
Herrn Wedemeier auch etwas sagen, Frau 

Schmalz-Jacobsen!)  

Ich bin ganz sicher: Es gibt mehr Leute, die sich schä-
men und die Anstand haben, als diejenigen, die Bei-
fall spenden. 

Ich komme zum Schluß. In der gegenwärtigen De-
batte dürfen wir Asyl einerseits und die Behandlung 
der Leute hier andererseits nicht durcheinandermi-
schen. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Sie sollten Ihre 
Kritik schon einmal gerecht verteilen! Den- 
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ken Sie einmal an Ihr zukünftiges Amt! Da 
dürfen Sie nicht nur nach einer Seite 

schauen!) 

— Ich schaue überhaupt nicht nur nach einer Seite, 
Herr Kollege Bohl. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Doch, die Ge

-f

ahr besteht!) 

Ich komme dazu in meinem Schlußsatz. 

Wenn es einen Konsens der Demokraten gibt, dann 
hier. Wer hier Parteipolitik betreibt, der versündigt 
sich wirklich an den Betroffenen. 

(Beifall im ganzen Hause — Friedrich Bohl 
[CDU/CSU]: So ist es! - Gegenruf des Abg. 
Detlev von Larcher [SPD]: Wieso klatschen 

Sie denn jetzt?) 

Wer hier differenziert und augenzwinkernd die eine 
Gewalt gegen die andere aufrechnet - sozusagen hie 
Startbahn West und da Hoyerswerda —, der hat schon 
verloren. 

Aber lassen Sie mich auch das sagen: Weltoffenheit 
und gutnachbarschaftliches Verhältnis haben nicht 
nur etwas mit offenen Märkten und freiem Handel zu 
tun; das hat auch sehr viel mit Toleranz gegenüber 
den Leuten, die anders aussehen als wir und eine 
andere Hautfarbe und Religion haben, zu tun. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Ich weiß, daß es 
schwierig ist, zu einem solchen Thema in fünf Minu-
ten das Notwendige zu sagen. Wir haben uns aber auf 
Fünf-Minuten-Beiträge geeinigt. Bisher hat diese 
Vereinbarung noch keiner eingehalten. Ich bitte also, 
dies künftig zu tun. 

Als nächstes hat das Wort der Kollege Werner 
Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zum Jahres-
tag der deutschen Einheit kochen Ausländerhaß, 
rechtsradikale Gewalttaten von der Saar bis an die 
Oder hoch. Nicht unerwartet, aber erschreckend un-
vorbereitet wird das vereinte Deutschland, werden 
Staat und Gesellschaft mit diesem Ausbruch konfron-
tiert. Humanität und Rechtsstaatlichkeit drohen an ei-
ner Welle von Haß, Beschränktheit und Opportunis-
mus zu ersticken. 

Ich finde die Reaktionen von Verantwortlichen in 
Bonn, in Sachsen und im Landkreis Hoyerswerda 
peinlich und empörend. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD, der FDP und der PDS/Linke Liste) 

Ich denke an einen Innenminister, der sich darauf 
beschränkt, festzustellen, daß es sich hier offenbar um 
ein politisches Problem handelt, anstatt seine eigenen 
Dienstpflichten wahrzunehmen. Gerade die Unfähig-
keit der sächsischen Polizei, ein von den Bürgern ge-
fordertes Maß an innerer Sicherheit zu garantieren, 
hat den rechtsextremen Gruppen dort quasi zu einer 
Akzeptanz als Bürgerwehr verholfen. 

Deutlicher kann das Versagen des Staates gar nicht 
ausfallen, als wenn man radikalen Gewalttätern de 
facto staatliche Aufgaben überläßt. 

Es ist etwas faul im Staat, wenn die politische Pro-
minenz in Bonn, vor dem Reichstag oder in der Pauls-
kirche das Hohelied der Rechtsstaatlichkeit singt und 
in Hoyerswerda die Straße der Gewaltszene und ei-
ner überforderten Polizei überläßt. 

(Beifall bei dem Bündnis 90/GRÜNE, der 
SPD und der PDS/Linke Liste sowie bei Ab

-

geordneten der FDP) 

Tagelang hat sich dort kein einziger verantwortlicher 
Politiker sehen lassen. Wo waren die Akteure der 
Sommerdebatte: Herr Schäuble, Herr Stoiber, Herr 
Lambsdorff, die Bischöfe Lehmann und Kruse? 

Ich will auf drei Dinge hinweisen, die zu der explo-
siven Situation beigetragen haben. 

Erstens. Die Bundesregierung ist mit ihrer Auslän-
derpolitik in eine Sackgasse geraten. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ach 
du lieber Gott!) 

Stichwort: multikulturelle Gesellschaft; Stichwort: 
Einwanderungspolitik. Selbst Frau Funke war nicht 
mehr bereit, den von der Bundesregierung beschritte-
nen Weg mitzugehen, und hat ihr Amt als Ausländer-
beauftragte resigniert zurückgegeben. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Das ist aber 
nicht der größte Schaden!) 

Die Regierung leistet sich eine in Teilen demagogi-
sche und in der Form überflüssige Asyldebatte und 
schüttet damit Öl ins Feuer derjenigen, die den Flä-
chenbrand proben. 

(Beifall bei dem Bündnis 90/GRÜNE, der 
SPD und der PDS/Linke Liste sowie bei Ab

-

geordneten der FDP) 

Asylbewerber, Einwanderer, Flüchtlinge, alle wer-
den pauschal in einen Topf geworfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Von wem denn?) 

Da wird von „Asylantenflut" oder „Flüchtlingsströ-
men" gesprochen, als würden Naturkatastrophen 
über uns hereinbrechen, und werden unnötige Ängste 
und Aggressionen geschürt. 

(Peter Conradi [SPD]: So ist es!) 

Es ist schon so weit gekommen, daß der Bonner Ver-
treter des Hohen Flüchtlingskommissars der Verein-
ten Nationen das Niveau der deutschen Asyldebatte 
kritisieren mußte: „Flüchtlinge sind in erster Linie 
keine Gefährdung, sondern gefährdet", sagte er, und 
er führte weiter aus: 

Kurz nach dem Krieg, in schwierigen Zeiten, war 
es den westlichen Aufnahmestaaten möglich, ein 
Abkommen zu unterzeichnen, das sich die Sicht 
des Flüchtlings zu eigen machte. Was damals 
möglich war, sollte heute nicht leichtfertig aufs 
Spiel gesetzt werden. 

Ist es nicht beschämend, daß sich die demokratischen 
Musterknaben Europas das sagen lassen müssen? 

Zweitens. Das Thema Jugend und Gewalt ist nicht 
neu. Ich habe mich kundig gemacht, und denen, die 
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schon länger die Bänke dieses Hohen Hauses drük-
ken, ist es vielleicht noch vage in Erinnerung: Anfang 
der 80er Jahre hat es eine Enquete-Kommission zu 
diesem Problem gegeben, deren weitreichende und 
sinnvolle Empfehlungen bisher unberücksichtigt blie-
ben. 

(Peter Conradi [SPD]: Richtig!) 

Drittens. Rechtsradikalismus, auch in den alten 
Bundesländern, ist ein psychosozialer Defekt. Wir 
müssen den Ost/West-spezifischen Ursachen nachge-
hen. Wirkliche Veränderungen können aber nur 
durch die Verbesserung des soziokulturellen Umfelds 
entstehen. 

Soziale Sicherheit, ein Ausbildungs- und Arbeits-
platz, eine Perspektive für die Lebensplanung und 
Sinnfindung sind die besten Therapeutika. Wer hier 
spart , nimmt das soziale Spannungspotential und die 
Gewaltentladung billigend in Kauf. 

Was ist jetzt zu tun? Wie können wir alle — und da 
schließen wir uns ein — diesem Angriff auf eine hu-
mane demokratische Gesellschaft begegnen? Mit ei-
ner Stunde Debatte, mit parteipolitisch geführten 
Schuldzuweisungen werden wir der Problematik 
nicht gerecht, 

(Dr. Heribert Blens [CDU/CSUJ: Sie haben es 
doch beantragt!) 

sondern zeigen wir eher eine erschreckende Konzep-
tionslosigkeit. 

Wir brauchen keine Zäune um Ausländerwohn-
heime, sondern Menschen, Politiker, Bundestagsab-
geordnete, couragierte Bürger, die bereit sind, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit dort zu verteidigen, wo 
sie angegriffen werden, in Hoyerswerda, in Saar

-

louis. 

(Beifall bei dem Bündnis 90/GRÜNE, der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Warum übernehmen nicht Bundestagsabgeord-
nete, Landtagsabgeordnete, Kommunalpolitiker Si-
cherheitspartnerschaften? Ich führe hier bewußt die-
sen politischen Begriff in die Diskussion ein, weil wir 
damit gute Erfahrungen beim gewaltlosen Umbruch 
im Herbst 1989 gemacht haben. Warum übernehmen 
Politiker nicht „Sicherheitspartnerschaften" für be-
drohte Ausländerwohnheime, organisieren sozialen 
Schutz und sind selber am Ort, wenn es an der Zeit 
ist? 

Wo nichts anderes hilft, muß wirksamer Polizei-
schutz für die Bedrohten garantiert werden. Der Bun-
desinnenminister antwortete auf unsere Kleine An-
frage zu den fremdenfeindlichen Übergriffen in den 
neuen Bundesländern vor einem Monat: „Zur Be-
kämpfung von fremdenfeindlichen Übergriffen bieten 
das Polizei- und Strafrecht hinreichende Möglichkei-
ten. " Warum werden sie dann nicht angewendet, Herr 
Innenminister? 

(Dr. Heribert Blens [CDU/CSU]: Wer ist denn 
zuständig?) 

Am Freitag findet ein Parteiengespräch über das 
Asylrecht im Bundeskanzleramt statt. Abgesehen da-
von, daß die illustre Runde besser an die Brennpunkte 
des Geschehens gehen sollte — Bündnis 90/DIE GRÜ

-

NEN wurden nicht eingeladen. Ist das ein Versäum-
nis? Oder ist das der vom Herrn Bundeskanzler ange-
kündigte andere Umgang mit unserer Gruppe? Doch 
wie wollen Sie eine aktive Auseinandersetzung fiber 
Rechtsradikalismus und Fremdenfeindlichkeit füh-
ren, wenn Sie offensichtlich Demokraten ausgrenzen 
und nicht willens sind, mit uns darüber zu reden? 
Der Umgang mit Minderheiten, mit Menschen ist 

d a s Kriterium für Demokratie und Kultur einer Ge-
sellschaft überhaupt. Sorgen wir für ein Deutschland, 
das Menschen vielerlei Kulturen Heimat bietet, und 
nicht für eines, das in ordent licher Biedermeierlich-
keit alles Fremde fürchtet und Fremde das Fürchten 
lehrt! 

(Beifall bei dem Bündnis 90/GRÜNE, der 
SPD und der PDS/Linke Liste sowie bei Ab

-

geordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächstes hat 
das Wort der Kollege Ulrich Klinkert. 

Ulrich Klinkert (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! So ehrenhaft es gerade für 
einen ehemaligen DDR-Bürger ist, an diesem Pult vor 
diesem Hohen Haus zu sprechen, so traurig ist für 
mich persönlich der Anlaß, dies heute tun zu müssen. 
In Hoyerswerda scheint die Gewalt zu eskalieren. 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Sie  es

-

kaliert!) 

In meiner Heimatstadt, in meinem Heimatkreis gibt es 
Straßenschlachten zwischen Rechtsradikalen, Polizi-
sten und Autonomen. 
Ist deswegen Hoyerswerda eine rechtsradikale 

Stadt, wie der Herr Schreiner von der SPD das hier 
aussagen wollte? 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Der 
Schreiner war schlimm! — Zurufe von der 

CDU/CSU: Pfui! Pfui!) 

Ich kann Ihnen, Herr Schreiner, bescheinigen: Mit 
Ihren Aussagen überholen Sie auf der linken Seite 
selbst noch die PDS. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Wollen wir doch die Polemik besser beiseite lassen. 
Ich wollte nur zeigen, daß wir es auch können. 

(Zuruf von der SPD: Das brauchen Sie nicht 
zu beweisen!) 

Wollen wir doch die Polemik lieber beiseite lassen und 
vernünftig zunächst einmal nach den Ursachen for-
schen, um dann an der Besei tigung eventuell sogar 
zusammenzuarbeiten, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 
Die Saat für diese Gewalttätigkeiten ist nicht jetzt 

entsprungen, sondern bereits im real existierenden 
Sozialismus gelegt worden. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Verdeutlichen Sie sich doch bitte einmal mit mir die 
Lage, in der die Hoyerswerdaer jetzt sind. Wen hat 
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man denn dort am Wochenende angetroffen? Ich war 
da. Da waren zunächst Schaulustige. Sie waren ange-
stachelt durch die Medien. Es waren ca. 500 Men-
schen, die in Hoyerswerda zusammenkamen und die 
genauso in jeder anderen deutschen Stadt auf Grund 
dieser Anlässe ebenfalls in dieser Anzahl zusammen-
gekommen wären. Dann haben wir die sogenannten 
Rechtsradikalen — vierzig bis fünfzig Jugendliche, 

(Peter Conradi [SPD]: Was heißt denn soge

-

nannte?) 

die in auffälliger Kleidung und mit kahlgeschorenen 
Köpfen — nach ihren eigenen Aussagen — dort hin-
gekommen sind, um — ich nehme einmal die Begriffe 
dieser Jugendlichen — Neger aufzuklatschen; so ha-
ben die Leute gesprochen. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Der 
Conradi ist menschlich gemein!) 

Wer sind eigentlich diese Leute mit den kahlen 
Schädeln? Blicken Sie einmal in die Gesichter. Es sind 
z. T. noch kindliche Gesichter. Es sind 14-, 15- und 
16jährige, die durch die Schule des Sozialismus ge-
gangen sind und die bereits als Einjährige jeden Mor-
gen um 6 Uhr in der Kinderkrippe abgegeben worden 
sind 

(Zurufe von der SPD) 

und die natürlich auch einen sozialistischen Kinder-
garten ganztags mitgemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Ch ristina 
Schenk [Bündnis 90/GRÜNE]: Machen Sie 
sich doch nicht lächerlich! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

—Ich weiß, das paßt nicht in Ihre Polemik. Aber man 
muß den Ursachen auf den Grund gehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, wollen wir darüber 
sprechen oder nicht, oder wollen Sie, von der SPD, 
hier nur herumbrüllen, weil das besser in Ihr Konzept 
hereinpaßt? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Wer sind die Schaulustigen, die dort gestanden ha-
ben? Es sind Menschen, die nicht erst seit einem Jahr 
mit Ausländern zusammenwohnen. 

Die Ausländer sind Menschen, die aus anderen Kul-
turen kommen, die andere Lebensideale haben und 
die, von mir aus, sogar andere Beg riffe für Ordnung 
haben. Diese Menschen, diese Ausländer, dürfen im 
Moment nicht arbeiten. Infolgedessen haben sie einen 
völlig anderen Tagesrhythmus. In diesen Betonblök-
ken, in denen die Menschen mit Ausländergruppen 
Tür an Tür zusammenwohnen, genügen kleinste An-
lässe, um Unverständnis und Aggressivität zu erzeu-
gen. Mit einem Kofferradio können Sie in diesen Blök

-

ken ein ganzes Haus beschallen. Wenn diese Leute 
eben nicht um 20 Uhr schlafen gehen und statt dessen 
etwas Musik hören, dann erzeugt das auf Dauer Ag-
gressivität. 

(Christina Schenk [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Ach was!) 

— Das ist gewiß nicht die einzige Ursache, das ist mir 
wohlbekannt. Dazu kommen alte Widersprüche, die 
bereits da waren, als beispielsweise Mosambikaner 
oder andere Ausländer gegenüber DDR-Bürgern pri-
vilegiert waren, weil sie eben einen Reisepaß hatten, 
mit dem sie jederzeit und zu jeder Stunde nach West-
Berlin konnten und durch die Geschäfte des Reisens 
mehr verdient haben als mancher DDR-Bürger im 
ganzen Monat. 

(Albert Müller [Pleisweiler] [SPD]: Schämen 
Sie sich denn nicht?) 

Hoyerswerda ist keine rechtsradikale Stadt. Die 
Mehrheit der Hoyerswerdaer ist sehr besonnen und 
hat sich ordentlich verhalten. Ich stelle mich bewußt 
vor die Bürger von Hoyerswerda. 

(Zuruf des Abg. Peter Conradi [SPD]) 
Ich stelle mich bewußt vor die Kommunalvertreter. 
Frau Schmalz-Jacobsen, hier unterliegen Sie einem 
Irrtum der Medien. Diese Leute waren vor Ort. Ich war 
selber dabei. Sie haben das Mögliche getan. 
Ich möchte ganz bewußt den einzelnen Polizisten 

danken, die trotz für sie widriger Umstände und unter 
nicht einfachen Bedingungen dort gearbeitet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Welche Alternativen gibt es? Ich glaube, wir kom-

men an einer Grundgesetzänderung nicht vorbei. 
(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wider

-

spruch bei der SPD — Lachen beim Bünd

-

nis 90/GRÜNE — Ing rid Roitzsch [Quick

-

born] [CDU/CSU]: Frau Präsidentin, sorgen 
Sie mal für Ruhe!) 

Bevor wir uns darüber verständigen, ist es notwendig, 
die Praxis des Anerkennungsverfahrens für Asylanten 
zu beschleunigen und dann, wenn ein negativer Be-
scheid gegeben wurde, auch die rigorose Abschie-
bung vorzunehmen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, 
kommen Sie bitte zum Schluß! 

Ulrich Klinkert (CDU/CSU): Es sind bauliche Vor-
aussetzungen in der Stadt Hoyerswerda zu schaffen. 
Lassen Sie mich zum Schluß eine Bitte an die Bun-

desregierung aussprechen: Entwickeln wir ein Städ-
tebauprogramm zur Vermenschlichung der soziali-
stischen Architektur, 

(Zuruf von der SPD: Darüber reden wir schon 
lange!) 

weil darin auch eine der wichtigen Ursachen der Es-
kalation der Gewalt in Hoyerswerda zu suchen ist! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
der Kollege Dr. Dietmar Matterne das Wo rt . 

Dr. Dietmar Matterne (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die bedrückenden Ge-
schehnisse in der sächsischen Stadt Hoyerswerda 
sind leider nicht zufällig. Sie sind sicher noch nicht 
beendet und nicht auf diese Stadt beschränkt. In die-
ser absolut künstlichen Stadt des Sozialismus, gele- 
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gen am „Tal der Ahnungslosen" — für die vielleicht 
hier anwesenden Ahnungslosen aus den westlichen 
Gebieten: so wurden Gebiete genannt, in denen 
Westfernsehen und -rundfunk relativ schwach emp-
fangen werden konnten — , unweit der polnischen 
Grenze gelegen, kumuliert vieles, was Intoleranz und 
Ausländerfeindlichkeit begünstigt. 

In einer seit jeher strukturarmen Gegend, abseits 
vom Reiseverkehr und abgeschnitten von jeglicher 
Kommunikation mit dem Westen, hatte der SED-Staat 
Monokulturen zur Blüte getrieben: dominierende ein-
seitige Braunkohlewirtschaft, z. B. im Gaskombinat 
„Schwarze Pumpe" ; uneffektive Landwirtschaft auf 
kargen Böden; dafür ein konzentriertes Militärpoten-
tial und eine nun kaum noch marktfähige Glas- und 
Textilindustrie. 

90 % der Bevölkerung wohnen in den bekannten 
trostlosen Betonsilos. Die Infrastruktur sowie das hier-
für erforderliche mittelständische Gewerbe sind stark 
unterentwickelt. Auch dies begünstigt Fehlverhalten, 
schafft Aversionen, wie sie uns in diesen Tagen in den 
Medien vor Augen geführt wurden. 

Verschärft wird die Situation durch die Perspektiv-
losigkeit weiter Teile der Bevölkerung. Der angekün-
digte Wegfall von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
die verstärkte Arbeitslosigkeit von Jugendlichen und 
die falsche Finanzpolitik der Bundesregierung haben 
Sachsens Bürger hart getroffen. 

Ein weiterer, nicht zu unterschätzender Faktor für 
die Ausschreitungen gegen ausländische Mitbürger 
ist schließlich auch die Überforderung der örtlichen 
Polizeikräfte, die alles in ihren Kräften Stehende ge-
tan haben. Aber offensichtlich war auch der sächsi-
sche Innenminister total überfordert, denn er brauchte 
ja Hilfe von seinem Ministerpräsidenten. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Richtig!) 

Seit der Vereinigung hat die Kriminalität im Osten 
Deutschlands drastisch zugenommen. Diebstähle, 
Körperverletzungen, Umweltdelikte und Verkehrs-
rowdytum sind an der Tagesordnung. Die schon rein 
zahlenmäßig viel zu schwach ausgestattete Polizei 
steht dem hilflos gegenüber. In der Bevölkerung wird 
diese Hilflosigkeit der Polizei, für Recht und Ordnung 
zu sorgen, mit wachsender Unruhe zur Kenntnis ge-
nommen. Wo Recht und Ordnung nicht durchgesetzt 
werden können, steigt die Kriminalitätsrate, wird 
Selbstjustiz geübt und randaliert. 

Ausländerfeindlichkeit in dieser Dimension könnte 
aus der Perspektive der westlichen Bundesländer als 
Krankheit beg riffen werden. Behandeln wir die 
Symptome, brauchen wir mehr Polizei. 

Die Bundesregierung ist gemäß Einigungsvertrag 
verpflichtet, die neuen Länder bei der Ausstattung mit 
einer funktionierenden Polizei zu unterstützen. 

Wollen wir aber die Ursachen der Ausländerfeind-
lichkeit bekämpfen, so ist viel mehr zu tun: 

Erstens. Begreifen wir, daß dort nicht nur ein politi-
sches, sondern auch und in erster Linie ein wirtschaft-
liches Krisengebiet existiert! 

Zweitens, Kommunikation, Kultur und Bildung sind 
nach 40 Jahren Vernachlässigung überproportional 
zu entwickeln. 

Drittens. Beheben wir die extreme Perspektivlosig-
keit in der Arbeitswelt durch Schaffung qualifizierter 
Ausbildungs- und Arbeitsplätze! 

Viertens. Die Stadt Hoyerswerda zwingt sich gera-
dezu als Modellfall auf: Aus einer tristen Betonsilo

-

landschaft des real praktizierten Sozialismus ist eine 
menschenfreundliche und den sozialen Bedürfnissen 
ihrer Bewohner gerecht werdende Wohnlandschaft zu 
schaffen. Es muß darauf geachtet werden, daß an un-
serer östlichen Grenze nicht eine ganze Region ver-
nachlässigt wird, daß hier die deutsche Einheit nicht 
ein paar Jahre später kommt oder sich gar ein dauer-
haftes Zonenrandgebiet entwickelt. Hoyerswerda 
darf nicht zum Signal für weitere böse Taten wer-
den. 

Die schnelle Lösung der Asylfrage ist sicher drin-
gend erforderlich und eine vorrangige Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD — Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Hiermit untrennbar verbunden ist die Notwendig-
keit, Bürger zur Toleranz im Zusammenleben mit 
Menschen anderer Kulturen zu überzeugen. Die Sor-
gen und Nöte der Bürger dürfen kein Ventil in der 
Ausländerfeindlichkeit finden. Vielmehr muß den 
Menschen im Osten eine Perspektive gegeben wer-
den. 

Ich appelliere an die Bundesregierung, auf das Ge-
samtproblem sensibel, rasch und effektiv zu reagie-
ren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Burkhard Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wenn man diese Debatte hört, 
hat man den Eindruck, daß der Vorschlag unserer frü-
heren Kollegin Frau Vollmer, wir sollten doch einmal 
nach Hoyerswerda fahren und uns den Leuten vor Ort 
stellen, um uns zu überzeugen, was dort eigentlich 
passiert ist, gar nicht so schlecht ist. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Jedenfalls sollte die Debatte nicht zu dem Ergebnis 
führen, daß wir uns gegenseitig vorwerfen, die eigent-
lichen Schuldigen an den Pogromen zu sein. 

Herr Kollege Klinkert, wofür auch immer die 
Pogrome in Anspruch genommen werden und womit 
sie entschuldigt werden: Wir wollen jedenfalls unsere 
Bereitschaft, politisch Verfolgte aufzunehmen, nicht 
zur Beute von Gewalttätern werden lassen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei 

Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Gewalt ist durch nichts zu rechtfertigen. Sie löst 
keine politischen Probleme. Gewalt gegen Minder-
heiten und — wie hier — gegen Ausländer ist ein 
Rückfall in die Barbarei. Die Massivität dieser 
Pogrome, die Vielzahl der Sympathisanten in der so-
genannten normalen Bevölkerung, die offenkundige 
Unfähigkeit der örtlichen Verwaltung mögen einzig-
artig sein. Aber man muß es offen und schonungslos 
sagen: Ausländerfeindlichkeit gibt es nicht nur in Ho-
yerswerda, sondern auch in anderen Teilen der Bun-
desrepublik. 

(Beifall des Abg. Peter Conradi [SPD]) 

Es handelt sich dabei um kleine radikale Minderhei-
ten, aber sie existieren. Das ist nicht nur eine inner-
deutsche Angelegenheit, sondern führt in zunehmen-
dem Maße zu Fragen in Israel, bei unseren Nachbarn 
und bei den Ländern, aus denen die Ausländer ge-
kommen sind. Diese Fragen sind berechtigt. 

Ich frage mich, ob die Täter und ihre Sympathisan-
ten nun annehmen können, Erfolg zu haben. Auslän-
der raus aus Hoyerswerda — das ist nun vollzogen 
worden. Die Entscheidung der sächsischen Landesre-
gierung, die dort lebenden Ausländer anders zu ver-
teilen, kann ja wohl nicht alles sein, womit der Staat 
auf diese Brutalität reagiert. Das geht so nicht. 

Wie ist der Stand der Verfahren? Wann werden sich 
die Täter vor Gericht wiederfinden? Bleibt Hoyers-
werda nun ein ausländerfreier oder ein rechtsfreier 
Raum, wie es einmal hieß? 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Was wird mit dem selbstzufriedenden Landrat? Soll 
sich dieses beschämende Schauspiel wiederholen, 
weil es ja mit Erfolg aufgeführt wurde? 

Der sächsische Justizminister Heitmann hat über 
die Ursachen der Pogrome kluge Worte gesagt: eine 
miese Ausländerpolitik, die zur Isolierung geführt hat, 
die fehlende Gewöhnung der dortigen Bevölkerung, 
mit Ausländern umzugehen, und die besonderen so-
zialen Verhältnisse. Das sind Erklärungen, das ist aber 
nicht die Antwort auf die Frage, was geschehen soll. 
Pogrome beginnen im Kopf. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Ich erinnere Sie an die noch vor einem Jahr bis zur 
Hektik gesteigerte Ausländerdiskussion in der Bun-
desrepublik, an die miesen Türkenwitze, an die sich 
ereifernde Diskussion darüber, ob Deutschland ein 
Einwanderungsland sei, an das unglaubliche Wort 
von einer durchrassten Gesellschaft. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Ich erinnere Sie an die tatsächlich erfolgreichen Pro-
zesse, ob man eine Ausländerunterkunft in einem 
Wohngebiet dulden müsse. 

Man muß auch daran erinnern, daß das Wort 
„Asylant" erst Ende der 70er Jahre in Deutschland 
auftauchte, und zwar als ein politischer Kampfbegriff, 
mit dem man Asylanten aus der Türkei und aus Paki-
stan unterscheiden wollte von Flüchtlingen aus 

Osteuropa, die man natürlich als Flüchtlinge bezeich-
nete. 
Die Ausdrücke „Asylantenflut", „Asylanten-

ströme", „Dämme gegen Asylanten" , „Springflut", 
„Zeitbombe" sind sprachliche Bilder, in denen eine 
Entfremdung gegenüber Flüchtlingen, ihre Ent-
menschlichung nicht nur zum Ausdruck kommt, son-
dern mit denen diese auch geschaffen wird. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Das verfälschende Wort „Wirtschaftsflüchtlinge" ge-
hört in diese Reihe. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir wissen, daß die Ursache solcher Stimmungen 

nicht nur Egoismen, Bequemlichkeit und die Lust 
sind, Sündenböcke zu suchen. Ihre Ursachen sind un-
gelöste politische Probleme. Ursache ist auch, daß ge-
rade sozial Schwache in den Fremden zuerst einen 
Wettbewerber um Wohn- und Arbeitsplatz, um die 
Zukunft sehen. Die Politik macht sich natürlich mit-
schuldig, wenn sie Probleme liegenläßt; aber auch 
dann, wenn sie versucht, sich diese Angst zunutze zu 
machen, um eine politische Auseinandersetzung auf 
dem Rücken von Minderheiten auszutragen, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

auch dann, wenn sie den Menschen einfache Lösun-
gen vorgaukelt, die es nicht geben kann, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
der SPD) 

wenn sie den Glauben bestärkt, unsere ausländischen 
Mitbürger wären eine Belastung, während sie uns hel-
fen, wenn sie die Illusion bestärkt, wir bekämen eine 
stabilere Welt, wenn wir unsere Türen vor dem Elend 
verschließen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wenn wir diesen Menschen, die bei uns bessere 
Lebenschancen suchen, diese bei uns nicht bieten 
können, dann wird uns niemand davor schützen, daß 
wir diesen Menschen in ihrer Heimat Lebenschancen 
verschaffen oder uns selbst in einer Festung einmau-
ern müssen. Jeder Politiker ist schuld an den Pogro-
men von Hoyerswerda und anderswo, der nicht den 
Mut hat, seinen Mitbürgern diese schlichte Wahrheit 
zu verkünden, bis sie sie verstanden haben. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Was mich so beson-
ders erschüttert, ist, wenn man die Zeitungen liest und 
auch wenn man einige Politiker hört: Es fehlt eigent-
lich die Scham, und es fehlt der Aufschrei. 

(Ingrid Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Schämen Sie sich denn für Ihre Leute? — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Sie soll

-

ten sich schämen!) 
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— Es ist Ihnen wirklich unbenommen, mich als Inkar-
nation alles Bösen auf dieser Welt hinzustellen, aber 
Sie werden es nicht schaffen, mich zum Symbol der 
Ausländerfeindlichkeit zu machen. Das werden selbst 
Sie nicht hinbekommen. 

(Ingrid Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Ich habe Sie nur gefragt, ob Sie sich für Ihre 
Leute schämen! — Johannes Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Gysi als der Nachlaßverweser 

des Bösen!) 

Ich will  Ihnen sagen: Was hier in diesem Land fehlt, 
ist ein Aufschrei. In Frankreich wurden jüdische 
Friedhöfe geschändet, und anschließend gab es eine 
Demonstration hunterttausender französischer Bürge-
rinnen und Bürger mit Präsident Mitterrand an der 
Spitze. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD und des Bündnisses 

90/GRÜNE) 

Ich frage mich: Weshalb ist es so unvorstellbar, daß 
hier nach einem solchen Ereignis eine Solidaritätsde-
monstration für unsere ausländischen Mitbürgerin-
nen und Mitbürger, eine Demonstration gegen Frem-
denfeindlichkeit und Rassismus und Neofaschismus, 
an der Spitze mit dem Herrn Bundespräsidenten, mit 
der Frau Bundestagspräsidentin und mit dem Bundes-
kanzler stattfindet? 

(Detlev von Larcher [SPD]: Weil man damit 
keinen Wahlkampf machen kann!) 

Das ist völlig undenkbar. Das sagt eine Menge aus 
über das Klima in diesem Land. 

Sie können das drehen und wenden, wie Sie wollen: 
Die Debatte und die Art  der Debatte über das Asyl-
recht, über die Vorstellungen zur Änderung des 
Grundgesetzes, die Vokabeln von „Das Boot ist voll" , 
„Scheinasylanten", „Wirtschaftsflüchtlinge" bis hin 
zur „vermischten und durchrassten Gesellschaft", ei-
ner Vokabel von Herrn Stoiber, das alles nährt Aus-
länderfeindlichkeit, das alles verschlimmert diese Pro-
bleme enorm. Ich finde es ziemlich unerträglich, mit 
welch unterschiedlichem Maß gesprochen wird. 

(Zuruf des Abg. Johannes Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]) 

— Hören Sie auf dazwischenzurufen, dann lernen Sie 
auch, mal zuzuhören! An der Ausländerpolitik der 
SED habe ich eine Menge auszusetzen und auch 
schon immer auszusetzen gehabt. Trotzdem kriegen 
Sie das so billig nicht hin. Sie lebten damals immerhin 
noch sicherer als heute. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Johannes Ger

-

ster [Mainz] [CDU/CSU]: Sicher und ruhig 
wie auf einem Friedhof!) 

Das ist eine Tatsache. Ich füge hinzu: Sie können der 
SED ja viel vorwerfen, aber in Saarlouis und in Mün-
ster hat sie nun einmal nicht regiert. Das wäre mir 
völlig neu. Da haben Sie gleiche und ähnliche Aus-
schreitungen gegen Ausländer. So einfach werden Sie 
sich aus dieser Sache nicht herausreden können. Ich 
finde es auch einfach zu billig, weil es mit der Lösung 
der Probleme nichts zu tun hat. 

Was mich noch mehr erschüttert, ist: Wenn es solche 
gewalttätigen Ausschreitungen gibt, dann wird die 
Lösung darin gesucht, daß man sagt: Ja, es sind wirk-
lich zu viele, da muß endlich was weg, da muß man 
helfen. — Das ist eine Argumentationsschiene, die bei 
der CDU/CSU sonst nicht gilt. Ich kann mich an rie-
sige Demonstrationen gegen Atomenergie und ähnli-
ches erinnern. Ich habe nie gehört, daß gesagt worden 
ist: Dann müssen wir sie eben abschalten. Vielmehr 
wurde da gesagt: Wir werden die Gegner mit polizei-
lichen Mitteln schon zurückhalten. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD und des Bündnisses 

90/GRÜNE) 
Und ich füge hinzu: Schon wenn man in dieser 

Frage auch nur die Andeutung des Nachgebens rü-
berbringt, wenn man anfängt, mit Kofferradios und 
ähnlichem zu entschuldigen, wenn man sagt, Auslän-
der hätten ein anderes Verhältnis zur Ordnung, schon 
wenn man das nur so ausspricht, leistet man jeder 
Fremdenfeindlichkeit Vorschub — bewußt oder un-
bewußt. Und das halte ich für kreuzgefährlich. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 
Ich will auch noch folgendes sagen: Es erschüttert 

mich tief, daß die ganze Diskussion auf einer falschen 
Schiene stattfindet. Sie ist nicht nur deshalb so falsch, 
weil sie Ausländerfeindlichkeit schürt; das ist schon 
ein großes Problem. Aber das andere große Problem 
ist — und das finde ich wirklich gefährlich — , daß sie 
Illusionen weckt. Sie führen hier eine Debatte, als ob 
Sie über Grundgesetzregelungen, über Visabestim-
mungen das Elend der Dritten Welt von dieser Welt 
fernhalten können. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
macht doch kein Mensch!) 

Das ist eine Illusion. Wenn man der SED diesbezüg-
lich etwas vorwerfen kann, dann dies: daß sie 40 Jahre 
Abschottungspolitik betrieben hat, die letztlich zu ei-
ner Katastrophe geführt hat. Ich warne Sie vor Ihren 
Vorstellungen von Abschottungspolitik. Es wird nicht 
aufgehen. Und wenn Sie den Bürgerinnen und Bür-
gern auch noch einreden, dann wären sie das Problem 
los, dann wecken Sie auch noch riesige Illusionen 
— neben dem Schüren von Ausländerfeindlichkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste, der SPD und 
dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeord

-

neten der FDP) 
Machen Sie sich doch bitte einmal folgenden Ge-

danken: Was passiert denn an dem Tage, an dem an 
unseren Grenzen 500 000 oder 600 000 Menschen ste-
hen? Sagen Sie schon hier und heute, was Sie dann zu 
tun gedenken! Mit Visabestimmungen werden Sie 
dieses Problem dann mit Sicherheit nicht lösen. Ich 
glaube, die Menschen in diesem Land haben ein 
Recht auf Antwort darauf. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, 
kommen Sie bitte zum Ende. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Ja, Frau Präsi-
dentin. 
Ich finde auch, daß eine Debatte von einer Stunde 

völlig unzureichend ist. Ich bin der Meinung, wir müß- 
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ten uns hier im Bundestag einen ganzen Tag damit 
beschäftigen. Ich bin weiter der Meinung, wir brau-
chen jetzt eine Kampagne — von der Bundesregie-
rung finanziert, ähnlich wie die Anti-Aids-Kam-
pagne — gegen Rassismus, Neofaschismus und Aus-
länderfeindlichkeit. Wir haben einen entsprechenden 
Antrag eingebracht. 
Ein Letztes: Ich finde, wir Politikerinnen und Politi-

ker sollten hier mutig und nicht populistisch voran-
schreiten. Bilden wir doch einmal einen Schutzschild 
vor einem solchen Wohnheim und sagen den Bürge-
rinnen und Bürgern in diesem. Land: Wir lassen es 
nicht zu, daß Gewalt gegen ausländische Mitbürge-
rinnen und Mitbürger angewandt wird — von wem 
auch immer! 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste, der SPD und 
dein Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
das Wort der Bundesminister des Innern, Dr. Wolf-
gang Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister des Innern: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte einige Bemerkungen zu dieser 
Debatte machen, an der niemand Freude haben kann, 
die für uns alle Anlaß zu großer Sorge und auch ein 
ganzes Stück weit zu Scham ist. 
Die Bundesregierung verurteilt alle Anschläge auf 

Wohnheime von Ausländern und Asylbewerbern und 
alle Gewalttaten auf das schärfste. Ich finde, wir müs-
sen diesem generellen Anliegen und dieser Grundbe-
findlichkeit auch in dieser Debatte ein Stück weit 
Rechnung tragen. Nicht alle, die bis jetzt geredet ha-
ben, sind, wenn Sie mir diese Bemerkung in aller 
Zurückhaltung erlauben, dieser Anforderung — die 
sie alle ausgesprochen haben — selbst gerecht gewor-
den. 
Es fällt schon schwer, in einer Rede von fünf Minu-

ten auf der einen Seite die Art von Kritik an den 
zuständigen Behörden des Bundes — der da gar nicht 
zuständig ist — , des Landes und der Kommunen zu 
hören und auf der anderen Seite den Hinweis, daß das 
keineswegs ein Problem ist, das sich nur auf Sachsen 
oder Hoyerswerda konzentriert. Nur das eine oder 
andere kann richtig sein. Ich finde, wenn man beides 
miteinander sieht, kommt man zu einem verantwortli-
cheren Umgang. 
Wir haben seit Beginn dieses Jahres in der Bundes-

republik Deutschland insgesamt 63 Brandanschläge 
auf Wohnheime von Ausländern und Asylbewerbern 
gehabt, davon 20 in Nordrhein-Westfalen. Herr Kol-
lege Schreiner, das einzige, was mir an Ihrer Rede 
gefallen hat, war, daß sie, wie ich finde, ein Stück 
selbstkritisch zu Recht damit begonnen haben, daß es 
den ersten Toten -- das ist so schrecklich wie das, was 
in Hoyerswerda war — in Saarlouis gegeben hat, was 
gegen Saarlouis so wenig spricht wie gegen Hoyers-
werda. Das aber sind die Vorgänge dieser Tage. Aber 
das eine und das andere muß dann konsequenter-
weise zum Ausdruck gebracht werden. 
Ich finde auch bei aller Leidenschaft der Debatte, 

daß niemand das Recht haben kann, aus den Sorgen, 
die sich viele unserer Mitbürger zu Recht über die 

wachsende mißbräuchliche Berufung auf das Grund-
recht auf Asyl machen, nun abzuleiten, daß man An-
laß zu Gewalttätigkeiten habe oder daß man auch nur 
stillschweigend die Gewalttaten billigen könne. Dazu 
hat, so ernsthaft diese Debatte auch geführt werden 
muß, niemand irgendeinen Anlaß. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Ich will ausdrücklich sagen, daß es auch mich mit 
Sorge erfüllt, daß sich die für die innere Sicherheit in 
Hoyerswerda Verantwortlichen nach sicherlich sorg-
fältiger Abwägung der verschiedenen Gesichts-
punkte zu der Entscheidung gezwungen gesehen ha-
ben, die Ausländer und Asylbewerber aus Hoyers-
werda herauszuverlegen. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Zu inter

-

nieren!) 

— Herr Kollege Gysi, ich komme gleich zu Ihnen. 
Aber reizen Sie mich nicht, damit es nicht noch un-
freundlicher wird. — Ich will sagen: Die Abwägung, 
auf der einen Seite die Sicherheit der Menschen in 
Hoyerswerda nicht mehr garantieren zu können, aber 
auf der anderen Seite mit dieser Entscheidung natür-
lich ein Stück weit zur Sorge Anlaß zu geben, daß man 
mit Gewalt erreichen könne, was man anders nicht 
erreichen kann, ist eine problematische Entschei-
dung. 

(Peter Conradi [SPD]: So ist es!) 

Deswegen sage ich: Wir sollten dieses Problem, aber 
auch die Not derjenigen sehen, die diese Entschei-
dung zu treffen hatten. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Sagen Sie doch 
einmal etwas zu Herrn Hirsch!) 

— Lassen Sie mich doch das reden, was ich gerne 
sagen möchte! 

Ich möchte gerne die Bemerkung anfügen, daß 
auch der Verzicht auf die Unterbringung von Asylbe-
werbern in den neuen Bundesländern — es ist zum 
Teil auch mir vorgeworfen worden, daß das der Fehler 
gewesen sei — kein Beitrag zur Lösung der Problema-
tik ist; denn wenn wir das Problem in allen Bundes-
ländern, in den alten wie in den neuen, haben, dann 
kann dieser Ansatz das Problem auch nicht lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Im übrigen, Herr Kollege Gysi, glaube ich Ihnen 
schon, daß Sie persönlich für das einstehen, was Sie 
hier gesagt haben. Aber Sie sind, wenn ich es richtig 
weiß, noch immer der Vorsitzende der Partei, die noch 
vor kurzem SED hieß und die heute PDS heißt. Es ist ja 
nun schon wahr, was der Kollege Klinkert gesagt hat. 
Darum habe ich Ihre Reaktion darauf wirk lich nicht 
verstanden, zumal der Kollege Matterne anschließend 
dasselbe gesagt hat. 

(Zuruf von der SPD: Herr Klinkert war Mit

-

glied der CDU-Blockpartei!) 

— Ja sicher, aber es wird doch etwas nicht dadurch 
richtig oder falsch, daß es nun ein Kollege aus der 
CDU/CSU-Fraktion oder der SPD-Fraktion sagt. Die 
beiden Kollegen aus Sachsen haben darauf hingewie- 
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sen, daß eine der Ursachen der Vorfälle in Hoyers-
werda natürlich schon eine scheußliche Behandlung 
von Ausländern zu Zeiten der alten DDR und der alten 
SED gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Das habe 

ich doch gesagt!) 

Daran kann ja wohl kein Zweifel sein. Das sollten Sie 
bei Herrn Klinkert nicht als Verharmlosung kritisie-
ren, wenn es Ihr Kollege aus Ihrer eigenen Fraktion 
genauso sagt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke 
Liste]) 

— Aber natürlich, so ist es gewesen! 

Im übrigen finde ich, daß die politisch Verantwort-
lichen auf allen Ebenen — das gilt nicht nur für Ho-
yerswerda und den Freistaat Sachsen, sondern für alle 
Bundesländer — natürlich die Pflicht haben, sich 
darum zu kümmern, daß solche Vorkommnisse nicht 
passieren oder möglichst rasch beendet werden. 

(Zuruf von der SPD: Urdeutsch!) 

Aber ich sage auch: So sehr es wichtig und notwen-
dig ist, daß wir diese Diskussionen in dem Wissen um 
die Gefahren, die daraus entstehen, behutsam führen, 
so sehr, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist es 
unverzichtbar, daß wir den Menschen das Gefühl ge-
ben, wir nähmen ihre Sorgen und Ängste auch ernst 
und wir würden als Politiker nicht nur reden, sondern 
auch handeln. 

Es ist eben wahr, daß immer mehr Menschen in der 
Bundesrepublik Deutschland, die überhaupt nichts 
mit Ausländerfeindlichkeit, Gewalttätigkeiten, und 
Extremismus oder Rechtsradikalismus zu tun haben, 
die Sorge und die Angst haben, daß diese Bundesre-
publik Deutschland, in der fünf Millionen Ausländer 
friedlich als Mitbürger unter uns leben, nicht mehr in 
der Lage ist, die Politik der Zuzugsbegrenzung, die 
wir seit der Regierung Schmidt in der Bundesrepublik 
Deutschland einvernehmlich durchgesetzt und durch-
geführt haben, jetzt auch wirklich einzuhalten. Das ist 
doch der entscheidende Punkt, daß die Menschen den 
politisch Verantwortlichen zunehmend nicht mehr zu-
trauen, mit dem Problem fertig zu werden. 

(Peter Conradi [SPD]: Die Ängste werden 
doch geschürt!) 

Deswegen, Herr Conradi, kommt zu der Notwendig-
keit der behutsamen Diskussion auch die Verpflich-
tung zum verantwortlichen Handeln hinzu. 

Wer das verantwortliche Handeln vermissen läßt, 
wird am Ende Ausländerfeindlichkeit ernten; darauf 
haben wir seit Jahr und Tag hingewiesen. 

(Zurufe von der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

— Wir verursachen doch überhaupt keine Angst, son-
dern wir sagen seit Jahr und Tag, daß es auf Dauer 
nicht hinzunehmen sein wird, daß das Grundrecht auf 
Asyl bei politischer Verfolgung immer mehr zum Tor 
wird, bei dem die Politik der notwendigen Zuzugs

-

begrenzung in der Bundesrepublik Deutschland un-
terlaufen wird. 

(Peter W. Reuschenbach [SPD]: Auch damit 
schüren Sie Angst!) 

Wer den Menschen eine Antwort auf ihre Sorgen 
verweigert, macht sich genauso schuldig wie derje-
nige, der in seinem Reden die Folgen seines Redens 
nicht bedenkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Aber hören wir doch mit der Schuldzuweisung auf. Es 
war ja wohl, wenn schon aufgerechnet wird, der Kol-
lege Wedemeier — immer noch Regierungschef eines 
Bundeslandes — , der mit der Diskussion begonnen 
hat, indem er gesagt hat, er nehme keine Asylanten 
mehr auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge
-

ordneten der FDP) 
Jeder muß vor der eigenen Tür kehren. Es hat keinen 
Sinn, hier solche Reden zu halten, wenn wir nicht 
bereit sind, vor den eigenen Türen zu kehren. 

(Zurufe von der SPD) 
— Ich weiß gar nicht, warum Sie versuchen, mich hier 
am Reden zu hindern. Ich habe nun wirklich versucht, 
einen Beitrag zum behutsamen Umgang zu leisten. 
Deswegen ist der letzte Punkt, den ich Ihnen noch 

gern sagen möchte: Wenn wir wollen — ich will das 
und habe das immer gesagt, und ich bin dafür immer 
mit Wort und Tat eingetreten — , daß diese Bundesre-
publik Deutschland ein ausländerfreundliches Land 
bleibt, dann müssen wir bessere Antworten auf die 
Probleme der Menschen finden, als es uns bis heute 
gelungen ist. 

(Peter Conradi [SPD]: Welcher Menschen?) 

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das 
Gespräch der Parteien und Fraktionen am Freitag so 
wichtig; aber 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Ausgewähl

-

ter Parteien!) 

nicht das Gespräch als solches. Es muß jetzt zu einem 
gemeinsamen Handeln der demokratischen Kräfte 
kommen. 

(Vera Wollenberger [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Warum schließen Sie uns aus?) 

Wenn wir dazu nicht fähig werden, machen wir uns 
alle schuldig. Es ist nicht nur behutsames Handeln 
und behutsames Reden, sondern noch mehr ist verant-
wortungsvolles Handeln gefordert, wenn diese Bun-
desrepublik Deutschland, wie wir es wollen, ein aus-
länderfreundliches Land bleiben soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Jürgen Schmude. 

Dr. Jürgen Schmude (SPD): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Seit langem machen wir 
leidvolle Erfahrungen mit Gewalttätigkeiten von 
Rechtsextremisten gegen Ausländer, zumal gegen 
Asylsuchende. Es handelt sich um relativ wenige Tä-
ter, trotz der Zahlen, die wir vom Bundesinnenmini- 
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ster gehört haben. Sie stehen am Rande der Gesell-
schaft, haben keine wesentlichen Bevölkerungsgrup-
pen hinter sich und treffen immer wieder auf scharfe 
Ablehnung und Verurteilung. Das war das bisherige 
Bild. 

Aber nun müssen wir es korrigieren und ergänzen. 
Es mag ja sein, daß die haßerfüllten und verblendeten 
Schläger für uns Randerscheinungen sind - für uns. 
Für die Opfer sind sie eine schreckliche, lebensbedro-
hende Gefahr. Inzwischen sind mehrfach Asylsu-
chende bei Brandanschlägen umgekommen oder auf 
andere Weise umgebracht worden; ich denke an den 
Fall in Dresden, wo ein Asylsuchender aus der Stra-
ßenbahn geworfen wurde und dabei starb. Von ge-
walttätigen Ausschreitungen rechtsextremistischer 
Jugendlicher gegen Ausländer hören wir inzwischen 
fast täglich, vor allem aus den östlichen Ländern der 
Bundesrepublik. Da breitet sich eine abscheuliche 
Kriminalität aus. Sie läßt sich nicht herunterspielen, 
schon gar nicht nach den Ausschreitungen in Hoyers-
werda. 

Daß dort alles mit einem Überfall der Rechtsextre

-

misten auf Vietnamesen auf dem Marktplatz begon-
nen hat, ist schon kaum noch der Rede wert. Fine aus-
gedehnte Belagerung des Ausländerwohnheims 
folgte, der wiederholte Versuch, das Heim zu stürmen. 
Brandflaschen und andere Wurfgeschosse wurden da-
bei verwendet. Getötet wurde dort glücklicherweise 
noch niemand, anders als in Saarlows, wo etwa 
gleichzeitig ein Asylbewerber nach einem Anschlag 
auf ein Wohnheim verbrannte. 

Also nicht nur in den östlichen Ländern geschehen 
diese Verbrechen, und doch erregt Hoyerswerda. 
durch die Unverschämtheit und Ausdauer der krimi-
nellen Aktionen und durch die  Gruppen von Bürgern, 
die sich auf die Seite der Gewalttäter stellen und sie 
ermuntern, besondere Aufmerksamkeit. 

Gewiß kann man in diesem Zusammenhang den 
Hintergrund der sozialen Spannungen in der Stadt 
und vielleicht sogar Ungeschicklichkeiten bei der Zu-
weisung und der Unterbringung der angegriffenen 
Ausländer diskutieren; unser stellvertretender Frak-
tionsvorsitzender Willfried Penner ist heute in Hoyers-
werda, um sich vor Ort damit zu befassen. Verständ-
lich machen oder rechtfertigen aber läßt sich mit die-
sen Dingen nichts. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Die Verbrechen sind nicht entschuldbar; sie müssen 
öffentlich und eindeutig verurteilt, ihnen muß mit 
staatlicher Gewalt entgegengetreten werden. Es geht 
um den Schutz bedrohter Menschen, die sich nicht 
selber schützen und die auch nicht ohne weiteres aus-
weichen können. 

Die Opfer sind schwach und fast hilflos; sie genie-
ßen als Fremde wenig Sympathie in  der  Bevölkerung. 
Um so schlimmer ist es - hier muß ich das Thema 
doch noch einmal aufgreifen -, daß die von konser-
vativen Politikern während der Sommermonate ange

-

fachte Asylrechtskampagne Ansehen und Stellung 
dieser Außenseiter weiter geschwächt hat. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeord

-

neten der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: 
Dummes Zeug!) 

Wenn Menschen mit primitiver Denkweise und er-
heblicher Gewaltbereitschaft hören, daß die von ih-
nen ohnehin verabscheuten Ausländer unser Land 
überfluten, so daß unser Boot voll ist, wenn sie von 
massenhaftem Mißbrauch des Asylrechts lesen 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Das gibt 
es doch, oder?) 

und von der Notwendigkeit, die Eindringlinge wieder 
loszuwerden, ohne daß es dafür sofort wirkende Mittel 
gibt 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Das ist 
der Sachverhalt!) 

- die haben Sie nicht, Herr Bötsch, die hat auch Herr 
Schäuble nicht genannt —, dann ist es bis zum eigen-
mächtigen Losschlagen dieser Leute nicht mehr weit. 

(Beifall des Abg. Detlev von Larcher [SPD]) 
Daß die Gewalt heute schwache und hilflose Aus-

länder trifft, ist beschämend für unser ganzes Land. 
Wir haben das einheitliche Deutschland im Zeichen 
von Demokratie und Freiheit, von Rechtsstaatlichkeit 
und Menschenwürde gebildet. Auf dieses Bild fallen 
Schatten, die größer werden. Wir brauchen nicht erst 
die sorgenvollen Anfragen unserer Freunde im Aus-
land abzuwarten, um Grund zur Scham zu haben. 
Herr Geißler hat in diesen Tagen — oder war es 

heute? — gesagt, es gebe keinen Zweifel daran: Die 
Deutschen müßten lernen, mit Ausländern zu leben. 
Das hätte ich hier gern von der Bundesregierung, das 
hätte ich gern vom Bundeskanzler gehört. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
denn Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeord

-

neten der FDP) 
Wiederholt haben wir es gemeinsam, gesellschaftli-

che Gruppen, Kirchen, Politiker und andere, ge-
schafft, den Stempel der Unanständigkeit und. Unmo-
ral auf jegliche Ausländerfeindschaft zu erneuern und 
solches schäbige Denken und Handeln zu ächten. 
Kompromißlose, deutliche Sprache und ein energi-
sches Handeln über alle sonstigen Meinungsunter-
schiede hinweg sind dazu geboten. Die Meinungsun-
terschiede über Asylrecht können wir an anderer 
Stelle austragen, aber hier ist klare Stellungnahme 
und eindeutige Parteinahme zugunsten der Schwa-
chen und Gefährdeten geboten. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeord

-

neten der FDP) 
Lassen Sie uns das entschieden tun! Es dient dem 

Schutz der ausländischen Menschen in unserem 
Land. Es dient allen Bürgern. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeord

-

neten der FDP — Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/ 
CSU]: Zur Problemlösung trägt das gar nichts 

bei!) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Blens. 

Dr. Heribert Blens (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Steinewerfer und Schläger 
sind eine schlimme Sache. Genauso schlimm sind 
Sympathisanten, die der Gewalt Beifall zollen. 

Das Grundgesetz gilt in ganz Deutschland. Das 
Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolgte gilt in ganz 
Deutschland. Wir wollen und wir erwarten, daß alle 
Bürger dieses Grundrecht in ganz Deutschland re-
spektieren und akzeptieren. 

Unsere Aufgabe, die Aufgabe des Deutschen Bun-
destages, ist es, die offenbar notleidende Akzeptanz 
des Grundrechts auf Asyl zu erhöhen, indem wir die 
mißbräuchliche Berufung auf das Asylrecht, soweit 
das möglich ist, einschränken. Darüber muß gespro-
chen werden. Darüber muß in der offenen Demokratie 
auch öffentlich gesprochen und, wenn nötig, gestrit-
ten werden. 

Wer unter Hinweis auf Gewalttäter das Ende der 
Debatte verlangt, erweist der Sache keinen Dienst 
und zeigt ein seltsames Verständnis von Demokra-
tie. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Detlev von Lar

-

cher [SPD]: Wir verlangen eine anständige 
Debatte und nicht Hetze!) 

Meine Damen und Herren, das Problem Asylrecht 
ist entgegen dem, was Sie behaupten, nicht herbeige-
redet. Wir hatten 1988 103 000 Asylsuchende, 1989 
121 000, 1990 193 000 und in diesem Jahr voraussicht-
lich 250 000 Asylsuchende. Diese Zahlen und die dar-
aus folgenden Probleme sind nicht herbeigeredet. Das 
sind Fakten, die eine politische Entscheidung des 
Deutschen Bundestages verlangen und unumgäng-
lich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, bei der Diskussion darüber sollten trotz 
der heutigen, zum Teil, muß ich sagen, üblen De-
batte 

(Zurufe von der SPD: Übel? — Delev von Lar

-

cher [SPD]: Übel ist die Debatte, die Sie drau

-

ßen anfangen!) 

die Gemeinsamkeiten zwischen CDU/CSU, FDP und 
SPD nicht übersehen werden und untergehen. Ich will 
auf folgendes hinweisen: 

Erstens. Es besteht Übereinstimmung darüber, daß 
das Asylrecht für wirklich politisch Verfolgte nicht zur 
Disposition steht. 

Zweitens. Bei allem Verständnis für die Menschen, 
die nicht verfolgt sind, sondern sich auf das Asylrecht 
berufen, um bedrückender und oft hoffnungsloser Ar-
mut zu entfliehen, besteht jedenfalls bis heute Ober-
einstimmung auch darüber, daß das Problem der Ar-
mut in der Welt nicht über das Asylrecht des Art. 16 
gelöst werden kann. 

Drittens. Es besteht Übereinstimmung darüber, daß 
wir wirksamere gesetzliche Regelungen und prakti-
sche Maßnahmen brauchen, um diejenigen, die sich 
zu Unrecht auf das Asylrecht berufen, in möglichst 

kurzer Zeit festzustellen und in ihre Heimatländer 
zurückschicken zu können. 

Viertens. Es besteht Übereinstimmung da rin, daß 
das Verwaltungs- und Gerichtsverfahren bei offen-
sichtlich unbegründeten Anträgen auf das verfas-
sungsrechtlich Mögliche verkürzt werden muß. Dazu 
kann auch die Unterbringung in Lagern beitragen. 
Diesen Weg hätten übrigens auch die SPD-regierten 
Länder, die das jetzt fordern, schon seit langem be-
schreiten können; denn kein Gesetz hinde rt  sie 
daran. 

Wer allerdings behauptet, das alles sei geeignet, 
das Verfahren über Asylanträge auf sechs Wochen zu 
verkürzen, der hat entweder keine Ahnung, oder er 
streut den Leuten Sand in die Augen. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So 
ist es!) 

Aber es gibt natürlich auch Unterschiede. Lassen 
Sie mich zum Schluß zwei nennen: Wir wollen als 
CDU/CSU, daß Asylbewerber aus Staaten, in denen 
keine politische Verfolgung herrscht, ohne Verwal-
tungsverfahren und ohne Gerichtsverfahren an den 
Grenzen zurückgeschickt werden können. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Dann müssen wir 
die Grenzen befestigen! — Peter W. Reu

-

schenbach [SPD]: Bestätigt der Innenmini

-

ster das?) 

Und wir wollen, daß Entscheidungen anderer EG-
Staaten über dort gestellte Asylanträge auch bei uns 
verbindlich sind mit der Folge, daß z. B. ein in Frank-
reich abgelehnter Bewerber bei uns nicht erneut Asyl 
beantragen kann. 

Darüber müssen wir sprechen; darüber muß auch 
öffentlich diskutiert und gesprochen werden. Es muß 
aber in der Öffentlichkeit sachlich diskutiert werden, 
was man von der heutigen Debatte weiß Gott nicht 
immer sagen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn wir eine breite 
Mehrheit für eine vernünftige Lösung des Asylpro-
blems finden und diese Mehrheitsentscheidung dann 
in Gesetze und in die Praxis umsetzen, leisten wir den 
allein entscheidenden Beitrag, um Rechtsradikalen 
und dem Fremdenhaß in Deutschland endlich begeg-
nen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP — Detlev von Larcher 
[SPD]: Aber nicht mit Ihrem Wahlkampf!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Graf. 

Günter Graf (SPD): Herr Präsident! Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Dr. Blens, dem, was Sie zuletzt aus-
führten, kann man sicherlich in einigen Punkten zu-
stimmen. Ich denke, uns allen wäre sehr daran gele-
gen, die Debatte zu versachlichen. Aber vergessen wir 
bitte nicht, daß die zunehmenden rechtsradikalen 
Ausschreitungen am vergangenen Wochenende ein 
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weiterer, und zwar sehr trauriger, Höhepunkt gewe-
sen sind. 

Nach den heftigen Ausschreitungen rechtsextremi-
stischer Straftäter sah sich die CDU-geführte Landes-
regierung von Sachsen in Hoyerswerda außerstande, 
die Ausländer vor weiteren Angriffen zu schützen. Sie 
kapitulierte vor den radikalen Kräften und verlegte 
die Ausländer und Asylbewerber in andere Unter-
künfte. Hoyerswerda ist damit die erste „ausländer-
freie" Stadt in der Bundesrepublik Deutschland. Das 
ist eine bedrückende Tatsache, wie ich meine. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Eine solche Vorgehensweise ist eines Rechtsstaates 
nicht würdig. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Anstatt mit allen zur Verfügung stehenden rechts-
staatlichen Mitteln die Gewalt zu bekämpfen, ent-
zieht man sich der politischen Verantwortung nicht 
nur auf der Landes-, sondern auch auf der Bundes-
ebene. Die Bundesregierung sieht dem Geschehen 
hilf- und tatenlos zu. Lösungsvorschläge werden von 
ihr nicht unterbreitet. Ich denke, es hätte dem guten 
Ruf des Bundesinnenministers nicht geschadet, wenn 
er an Ort und Stelle Flagge gezeigt hätte. 

Kolleginnen und Kollegen, nichts ist geschehen. 
Man hat es wieder einmal der Polizei vor Ort überlas-
sen, für die Politiker die Kastanien aus dem Feuer zu 
holen. Gerade hier, wo das Handeln der Bundesregie-
rung gefragt war, hat sich diese völlig passiv verhal-
ten. Lieber überläßt die Bundesregierung das Feld 
den Scharfmachern in den Reihen der CDU/CSU, wel-
che das explosive Thema — darauf ist mehrfach hin-
gewiesen worden — zum Instrument ihrer Parteipoli-
tik machen, indem sie ständig mit der stets populi-
stisch wiederholten Forderung nach seiner Änderung 
des Asylrechts argumentieren. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Haltet 
den Dieb!) 

Anstatt die notwendigen sicherheits- und sozial-
politischen Maßnahmen zu treffen, um Ausländer und 
Asylanten zu schützen, läßt es die Bundesregierung 
damit bewenden, verbal jede Art von Gewalt gegen 
Ausländer zu verurteilen und im übrigen dem Schutz 
dieses Personenkreises unter Berufung auf Art. 30 des 
Grundgesetzes in die Zuständigkeit der Länder zu 
verweisen. Damit versucht sich die BundesregIerung 
aus ihrer politischen Mitverantwortung zu stehlen. 

Die Bundesregierung hat es im vergangenen Jahr 
versäumt, den neuen Bundesländern beim Aufbau ei-
ner demokratischen Polizei die erforderliche Hilfe zu-
kommen zu lassen. Sowohl die personelle als auch die 
materielle Ausstattung der Polizei in den neuen Bun-
desländern ist katastrophal. Am Beispiel Hoyers-
werda kann dies ganz deutlich gemacht werden. 

Die Stadt Hoyerswerda zählt 70 000 Einwohner. Für 
diese 70 000 müssen Sicherheit und Ordnung von 
14 Polizeibeamten mit drei Fahrzeugen Tag und 
Nacht gewährleistet werden, und dies noch in den 
alten SED-Uniformen, die bekannterweise bei der Be-
völkerung Mißtrauen erwecken. Bei einer solchen Be

-

setzung können Ausbildung oder Fortbildung, die 
dringend notwendig sind, nicht stattfinden. 

Ich denke, Kolleginnen und Kollegen, daß diese 
Beispiele zeigen, mit welchen Problemen die Polizei 
in den neuen Bundesländern zu kämpfen hat. Nun 
sollen diese schlecht oder gar nicht nach unseren 
rechtsstaatlichen Grundsätzen ausgebildeten, man-
gelhaft ausgerüsteten und gering bezahlten Beamten 
den Kopf für die Versäumnisse der CDU-geführten 
Landes- und Bundesregierung hinhalten. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
ist ja wohl das Allerletzte!) 

Die Unterlassungen der Bundesregierung auf dem 
Gebiet der inneren Sicherheit wiegen um so schwerer, 
als die sich verschärfende Gewaltbereitschaft auf der 
rechtsradikalen Seite bei realistischer Einschätzung 
der Lage vorhersehbar war. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
ist intellektuelle Unterwelt, was Sie hier brin

-

gen!) 

— Hören Sie mal zu, Herr Gerster. Über das, was Sie 
hier sagen, können wir uns im Innenausschuß noch 
einmal ein bißchen näher unterhalten. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 
Warum nicht hier?) 

Die Bundesregierung hat trotz stetiger Warnungen 
durch die SPD nicht reagiert. Sie versteckte das ge-
samte Problem hinter der Asyldebatte. Ihr CDU-Ge-
neralsekretär Rühe spielt zusätzlich mit dem Feuer, 
indem er von SPD-Asylanten spricht. Das, meine Da-
men und Herren, ist politische Brandstiftung, wie es 
unser Fraktionsvorsitzender gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einmal 
ausdrücklich unterstreichen, daß auch mit einer bes-
ser ausgestatteten und besser ausgebildeten Polizei 
das Problem der Ausländerfeindlichkeit nicht zu lö-
sen ist. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ach 
was! Auf einmal!) 

Die Polizei kann mit ihren Einsätzen die Situation im 
Einzelfall allenfalls kurzfristig befrieden. 

Neben der Bekämpfung der Ausländerfeindlichkeit 
und des Rechtsextremismus mit polizeilichen und 
strafrechtlichen Maßnahmen bedarf es vor allem aller 
demokratischen Kräfte, um die soziale, die wirtschaft-
liche und politische Stabilität insbesondere in den 
neuen Bundesländern zu fördern. Wer aber Haß ge-
gen Ausländer schürt, Angst und Hyste rie vor Asylan-
ten und Ausländern verbreitet und dadurch das Ver-
trauen in die Handlungsfähigkeit unseres Staates un-
tergräbt, der trägt nicht zur Lösung der Probleme bei, 
der verschärft sie nur. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
der Abgeordnete Belle das Wort. 
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Meinrad Belle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kollege Graf, ich war von einem 
Teil Ihrer Ausführungen ein bißchen enttäuscht, weil 
ich Sie im Innenausschuß als sachgerechten und fach-
gerechten Debattierer und Mitstreiter kennengelernt 
habe. Ich habe ein bißchen mehr erwartet. 

Aber zurück zum eingentlichen Thema. Einig sind 
wir uns in diesem Hohen Hause, meine Damen und 
Herren, in der Verurteilung der extremistischen Aus-
schreitungen gegen Ausländer in Hoyerswerda und 
anderswo. Der aufkeimende Extremismus von rechts 
und von links muß an seinen Wurzeln bekämpft wer-
den. Dabei stehen natürlich die rechtsextremistischen 
Aktionen in der Bekämpfung im Vordergrund. Aber 
auch auf dem linken Auge — auch das muß gesagt 
werden — dürfen wir nicht ganz blind sein. Ich sage 
das bewußt, 

(Renate Rennebach [SPD]: Das mußte mal 
wieder gesagt werden!) 

nachdem in meinem ländlichen Wahlkreis in der 
Nacht zum Dienstag die Kreisgeschäftsstelle der CDU 
durch Steinwürfe und durch Besprühen mit entspre-
chenden Parolen beschädigt wurde. Ich spreche aus 
eigener Erfahrung. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wissen Sie, wer 
das war? — Renate Schmidt [Nürnberg] 
[SPD]: Wer war das denn? Vielleicht diesel

-

ben?) 

Untersuchen wir die Ursachen, können wir zwei 
Feststellungen treffen: 

Erstens. Die ausländerfeindlichen Aktionen sind 
nur auf der Grundlage einer vorhandenen Fremden-
feindlichkeit möglich, die wir wirklich nicht wegdis-
kutieren können. Diese Feindlichkeit wird durch die 
besonders schwierige wirtschaftliche Lage in den fünf 
neuen Ländern noch verstärkt. Fremdländisches Aus-
sehen, Eindruck und Verhalten führen bei vielen un-
serer Bürger zu Unsicherheit. 

(Lachen bei Abgeordneten des Bündnisses 
90/GRÜNE) 

Aus der Unsicherheit erwachsen Angst und Intole-
ranz. Oft führt das zur Feindschaft, und Feindschaft 
provoziert Aggressionen. 

Meine Damen und Herren, dieser Teufelskreis muß 
unterbrochen werden. Alle gesellschaftlichen Kräfte 
sind aufgerufen, hier zusammenzuarbeiten und zum 
gegenseitigen Kennenlernen und Verständnis beizu-
tragen, auch Sie, Herr Ullmann. 

Zweitens. Die in den letzten Monaten extrem ge-
stiegenden Asylbewerberzahlen führen zu höheren 
Zuweisungen von Asylbewerbern an die Städte und 
Gemeinden. Durch die allgemeine Wohnungsnot sind 
die vorhandenen Unterbringungsmöglichkeiten in 
den Kommunen erschöpft. Hallen, Schulen und Ju-
gendräume sind belegt. Bürgermeister und Gemein-
deräte debattieren oft im Kreis. Gegen das Aufstellen 
von Wohncontainern gibt es Widerstände aus der be-
troffenen Nachbarschaft. Es formieren sich Bürgerak-
tionen gegen die ungeliebten Nachbarn. Mit der täg-
lichen Frühstückslektüre in der Lokalzeitung werden 
diese Probleme hautnah serviert. Der Bürger fühlt sich 

alleingelassen. Es entsteht der Eindruck: In der Politik 
wird nur geredet, nicht gehandelt. 

Ich folgere: Zur Lösung des Asylbewerberprobiems, 
des Zugangsproblems, ist die Zusammenarbeit aller 
demokratischen Parteien erforderlich. Es kann und 
darf nicht sein, daß der Rechtsstaat vor Steinwürfen 
zurückweicht. Brutale Gewalt darf niemals zu Erfolg, 
auch nicht zum Teilerfolg führen. Ich appelliere drin-
gend an uns und an  die Verantwortlichen aller unse-
rer demokratischen Parteien: Tragen wir alle dazu 
hei, daß bei den Gesprächen und Verhandlungen der 
nächsten Tage Dein; Bundeskanzler und auch in den 
Fachkonferenzen sachgerechte Lösungen im Inter-
esse der Burger und des Rechtsfriedens in unserem 
Lande gefunden werden! 

(Gerd Poppe [Bündnis 90/GRÜNE]: Warum 
grenzen Sie uns da aus?) 

Ein altes Sprichwort lautet: Der eine wartet, daß die 
Zeit sich wandelt, der andere packt sie kräftig an und 
handelt. Meine Damen und Herren, die Zeit zum Han

-

deln ist da. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun die Abgeordnete Frau Steinbach-Hermann. 

Erika  Steinbach-Hermann  (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! „Der Mensch" und 
„die Menschlichkeit" - es gibt kaum zwei Begriffe, 
die vom Wortstamm her so eng verwandt sind und 
inhaltlich so unendlich weit auseinanderliegen. 

Der Blick nach Hoyerswerda, aber auch der Blick 
zurück in eine blutige Menschheitsgeschichte zeigt, 
daß humanes Handeln eines jeden einzelnen Utopie 
war, Utopie ist und leider Gottes, so befürchte ich, 
auch Utopie bleiben wird. Das mögen wir beklagen, 
das mögen wir auch bedauern und verurteilen; aber 
— man muß kein Prophet sein — es wird leider unver-
ändert so bleiben. Weil das so ist, tragen alle Politiker, 
tragen wir alle ein besonderes Maß an Verantwor-
tung. Wir tragen Verantwortung dafür, daß eine Poli-
tik betrieben wird, die Aggressionen den Boden ent-
zieht, daß eine Politik betrieben wird, die nicht niede-
ren Instink ten zum Durchbruch verhilft, daß eine Poli-
tik betrieben wird, die befriedend wirkt. 

(Zustimmung hei der SPD) 

Hoyerswerda macht überdeutlich, daß in der Asyl-
frage für uns Politiker die Sturmglocken läuten müs-
sen. Wir können diesem Thema nicht ausweichen. 
Wer hier die Ohren verschließt, wird schuldig in viel-
fältiger Form. Der Herr Bundesinnenminister hat vor-
hin bereits darauf hingewiesen. 

Die erschreckende Tatsache, daß brave Bürger 
— ich setze das Wort „brave" noch nicht einmal in 
Anführungszeichen, dann würde man sich das näm-
lich zu leicht machen -- den Ausschreitungen gegen 
Asylbewerber nicht mehr hinter vorgehaltener Hand 
applaudieren, sondern ganz offen Applaus geben, of-
fenbart uns doch, daß der Mißbrauch des Asylrechts 
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von unseren Bürgern weitgehend nicht mehr mitge-
tragen wird. 

(Widerspruch bei der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE — Eckart Kuhlwein [SPD]: 
Deswegen führen wir auch bald die Todes

-

strafe ein?!) 

Meine Damen und Herren, wer nicht will, daß Hoyers-
werda überall ist, muß bereit sein, den massenhaften 
Mißbrauch unseres Asylrechts auf Dauer zu verhin-
dern. 

Ein Wort zu denen, die glauben, man könne die 
Asylbewerberbewältigungsfrage allein über Lager-
haltung von Menschen lösen: Ich meine, der irrt. Das 
damit dauerhaft und sinnvoll zu lösen wird nicht mög-
lich sein. Wer nach Hoyerswerda schaut, mag das 
bestätigt sehen. An solchen Orten wird Unmut immer 
und immer wieder inhuman kumulieren, und zwar 
von beiden Seiten: seitens der Bevölkerung, aber 
auch seitens der Menschen, die in einer solchen Ge-
meinschaft zusammenleben müssen. Auch dort wird 
es Unmut geben; machen wir uns doch nichts vor. 

Der Applaus jedes einzelnen Bürgers zu solchen 
Ausschreitungen ist eine Ohrfeige für uns Politiker 
—darüber müssen wir uns doch im klaren sein —, 
weil wir ein konkretes Problem nicht gelöst haben. 
Auch deshalb sind solche Ausschreitungen möglich. 
Da die Bundesregierung allein in die Pflicht zu neh-
men wird dem nicht gerecht. Dieses Haus hier ist 
gefragt. Wir alle in diesem Hause sind gefragt. Eine 
Veränderung ist nur durch das Parlament insgesamt 
möglich. 

Deuten wir doch nicht mit moralischem Finger auf 
unsere Bürger. Nicht die Bürger sind die Schuldigen; 
die Politiker tragen die Verantwortung insgesamt. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nicht die Gemein

-

den sind schuld, sondern wir? Ist das Ihre 
Meinung?) 

—Wir sind aufgerufen, eine Lösung herbeizuführen. 
Wir müssen doch Stimmungen aufnehmen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Aber nicht Stim

-

mung machen!) 

—Meine Damen und Herren, wir machen keine Stim-
mung. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Natürlich, und 
wie! Wahlkampfstimmungsmache ist das!) 

Aber wenn Sie die Bodenhaftung zu den Menschen 
dieses Staates verloren haben, dann ist das Ihre 
Schuld und nicht unsere. 

(Anhaltende Zurufe) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, wenn diese Debatte für Toleranz 
sorgen soll, dann sollte dies auch im Stil seinen Nie-
derschlag finden. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
sich daran hielten. 

Erika Steinbach-Hermann (CDU/CSU): Ich appel-
here an alle Fraktionen und an alle Parteien dieses 

Hauses, gemeinsam mit uns das Grundgesetz in der 
Frage des Asyls sinnvoll zu verändern. 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Sie hei

-

zen doch den Ausländerhaß systematisch an! 
Das ist doch erwiesen!) 

Nur so wird der Friede in diesem Lande bewahrt wer-
den können. 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Frau 
Kollegin, Sie zerreden doch das Thema!  — 
Gerd  Poppe [Bündnis 90/GRÜNE]: Ist das die 

einzige Argumentation?) 
Nur so wird das Asylrecht in seiner Substanz auch im 
Bewußtsein der Bürger — darauf kommt es doch 
an — erhalten werden können. Wir müssen doch alle-
samt wollen, daß jeder einzelne Bürger dieses Landes 
das Asylrecht auch innerlich mitträgt, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Verteidigt!) 
nicht nur oktroyiert von uns. 

(Zuruf von der SPD) 
Deshalb müssen wir den Mißbrauch dieses Rechts 

verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bevor ich 
die Debatte beende, erteile ich dem Abgeordneten 
Dr. Matterne das Wort zu einer Erklärung nach § 30 
unserer Geschäftsordnung. 

Dr. Dietmar Matterne (SPD): Eine kurze Erklärung 
von mir, die für einen ehemaligen DDR-Bürger we-
sentlich ist: Herr Minister Schäuble, Sie erwähnten 
mich als PDS-Mitglied. 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nein!) 

— Als Kollegen der PDS. 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Als Kollegen des 
Dr. Gysi! — Gerlinde Hämmerle [SPD]: Als 

Fraktionskollegen!) 
Herr Minister, ich habe 40 Jahre erfolgreich verhin-

dert, Mitglied dieser Partei, der SED/PDS, zu wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 
Es ist Ihnen sicher ein Irrtum unterlaufen. Aber es wird 
gewiß im Protokoll stehen. 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Ich gebe 
Ihnen die Bestätigung, daß Sie nicht PDS- 

Mitglied sind!) 
Deshalb sage ich es hier. 
Danke. 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Aber 
CDU-Mitglied sind Sie doch auch nicht, 
oder? — Johannes Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]: Wir bescheinigen Ihnen, daß Sie Mit

-

glied der SPD sind! — Walter Link [Diepholz] 
[CDU/CSU]: Sie haben eine gute Rede ge

-

halten!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter B riefs, Sie haben das Wort nicht. 
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Ich kann die Behandlung dieses Tagesordnungs-
punkts beenden. 

Ich rufe den Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

3. Aktuelle Stunde 
Sicherheit der Atomanlagen Kozloduj/Bulga-
rien — Deutsche Ersatzteillieferungen aus 
dem Atomkraftwerk Greifswald durch Ver-
mittlung des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Die Gruppe PDS/Linke Liste hat eine Aktuelle 
Stunde zu diesem Thema beantragt. 
Zunächst erteile ich der Abgeordneten Frau Bra-

band das Wort . 
(Unruhe) 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Glauben Sie, Herr 
Präsident, daß noch Zeit ist, zu warten, bis es sich hier 
beruhigt hat? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich werde 
Ihnen dies nicht auf Ihre Redezeit anrechnen, und ich 
werde vorher für die nötige Ruhe sorgen. 
Meine Damen und Herren, das Anliegen der Red-

nerin ist berechtigt. Wer den Saal verlassen will, den 
bitte ich, dies jetzt zu tun, damit die nötige Ruhe im 
Plenum hergestellt wird. — Frau Abgeordnete Bra-
band, ich glaube, Sie können jetzt beginnen. 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die PDS/Linke Liste hat 
diese Aktuelle Stunde beantragt, weil der Umgang 
der Bundesregierung, namentlich des Bundesumwelt-
ministers, mit dem Sicherheitsrisiko von Atomanlagen 
auch außerhalb dieses Landes für mich unerträglich 
und, ich denke, auch mehr als fragwürdig ist. 
Worum ging es Herrn Minister Töpfer bei seinen 

Sommerreisen nach Bulgarien? Die Reaktoren in Koz-
loduj haben erhebliche Sicherheitsmängel; sie sollten 
deshalb stillgelegt werden, und zwar auch mit Hilfe 
der Bundesrepublik, sagt der Bundesumweltmini-
ster. 
Richtig. Dem können wir nur zustimmen. Atomre-

aktoren sind ein erhebliches Sicherheitsrisiko. In der 
Tat, der Sicherheitszustand der Kozlodujer Reaktoren 
ist sogar katastrophal. Auch Nachrüstungen mit west-
licher Technik können nach Meinung von Expertin-
nen und Experten auch aus Bulgarien die grundsätz-
lichen Sicherheitsmängel des Reaktortyps WWER- 
440/230 nicht beheben. 
Was Minister Töpfer nicht, zumindest nicht laut, 

sagt, ist dies: Die Blöcke I und II, die ältesten und 
unsichersten der Anlage, sollen nach Ansicht der bul-
garischen Regierung Anfang 1992 wieder ans Netz 
genommen werden. Dies soll nun offenbar mit Hilfe 
der Bundesregierung und der EG geschehen. 
Die Sicherheitsrisiken in Kozloduj sind jedoch so 

gravierend, daß sie sich weder mit Ersatzteilen aus 
Greifswald, noch mit teuren und aufwendigen Nach-
rüstmaßnahmen beheben lassen. Eine seit Anfang Juli 
der Internationalen Atomenergiebehörde vorliegende 
Studie sowjetischer Wissenschaftler beweist, daß das 
Risiko eines Super-GAUs, eines — ich sage es unab

-

gekürzt auf Neudeutsch — , nicht beherrschbaren, 
Größten Anzunehmenden Unfalls, mindestens um 
den Faktor 55 höher liegt als der entsprechende Wert 
für westliche Anlagen. 

Es kann nur heißen: Kozloduj muß sofort, und zwar 
endgültig, stillgelegt werden. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Sie müssen das 
im bulgarischen Parlament sagen!) 

— Sicher. Aber auch Sie haben ganz bestimmt etwas 
mit dieser Angelegenheit zu tun. 

Der Geschäftsführer der Gesellschaft für Reaktorsi-
cherheit, Birkhofer, bezifferte die Kosten der Nachrü-
stung des Reaktortyps WWER-440 auf westeuropäi-
schen Standard auf bis zu 2 Milliarden DM. Das ist ein 
Grund, weshalb der baugleiche Reaktor in Greifswald 
jetzt endgültig stillgelegt wurde, da der Weiterbetrieb 
als sicherheitstechnisch und wirtschaftlich nicht ver

-antwortbar angesehen wurde. 

Ganz anders argumentiert die Bundesregierung 
und allen voran Minister Töpfer im Falle Kozloduj. Es 
ist doch wohl keine Frage: Wenn wir hier in unserem 
eigenen Land etwas nach unseren Bestimmungen 
nicht zulassen können, dann können wir es ebenso-
wenig in einem anderen Land mit eigener Hilfe zulas-
sen. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Es ist ein sou

-

veräner Staat!) 

— Ja, aber wir müssen nicht dazu beitragen, daß dort 
eine Anlage erhalten wird, die hier nicht in Betrieb 
gehen oder bleiben könnte. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Wollen Sie es 
so lassen? — Vera Wollenberger [Bündnis 
90/GRÜNE, zu Abg. Gerhart Rudolf Baum 
[FDP] gewandt: Abschalten wollen wir!) 

Den Greifswalder Reaktortyp hält die Bundesregie-
rung also in Bulgarien für vertretbar. 

Noch am 5. Juli betonte Umweltminister Töpfer, 
daß die versprochene deutsche Hilfe nicht dazu die-
nen dürfe, die Reaktoren weiterzubetreiben. Ziel 
müsse vielmehr sein, die Reaktoren in abgeschaltetem 
Zustand sicherzuhalten. Hierzu sollen angeblich Er-
satzteile aus Greifswald dienen, die Bulgarien zur 
Verfügung gestellt werden sollen. Ein Blick auf die 
Liste der gewünschten Ersatzteile ergibt jedoch: Es 
werden Teile nachgefragt, die dem Weiterbetrieb 
dienen. Sogar Brennelemente stehen auf der Wunsch-
liste. Ich frage deshalb die Bundesregierung: Hält sie 
den Weiterbetrieb von Kozloduj nun für vertretbar 
oder nicht? Und welche Ersatzteile sollen nach Kozlo-
duj geliefert werden? 

Wenn trotz des Wissens um die akute Gefährdung 
durch Kozloduj Ersatzteile aus Greifswald für einen 
Weiterbetrieb geliefert werden und diverse Firmen 
mit diesen Reaktoren ihre Geschäfte machen, wirft 
dies ein bezeichnendes Licht auf die hierfür Verant-
wortlichen, also auch auf Herrn Töpfer. Es sind die 
gleichen Leute, die uns in der Öffentlichkeit weisma-
chen wollen, daß die Atomkraftwerke in westlichen 
Ländern sicherer seien, weil sie, die Verantwortli-
chen, verantwortungsvoller damit umgingen. 
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Natürlich muß das auch bei uns sattsam bekannte 
Märchen, daß die Lichter in Bulgarien ausgehen wür-
den, wenn die Reaktoren nicht weiterliefen, als Be-
gründung für den Weiterbetrieb herhalten. Green-
peace-Recherchen und darauf beruhende Berechnun-
gen zeigen: Bulgarien könnte auch ohne Kozloduj 
über den Winter kommen. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Ja, mit Tscher

-

nobyl-Strom!) 
Stromexporte ins Ausland wären dann allerdings 
nicht mehr drin. 
Fazit: Ginge es der Bundesregierung, der EG sowie 

der bulgarischen Regierung tatsächlich nur um die 
Sicherstellung der Energieversorgung, dann könnte 
mit den 19 Millionen DM für Ersatzteile aus Greifs-
wald und den 11,5 Millionen ECU aus dem EG- 
PHARE-Programm Sinnvolleres angefangen werden; 
für Sofortmaßnahmen in Energieeinsparmaßnahmen, 
Verbesserung der Leittechnik, Optimierung der kon-
ventionellen Kraftwerke sowie Ablösung der Strom-
exportverträge, die Bulgarien eingegangen ist. Mit 
der Lieferung von Steinkohle aus der nationalen Koh-
lereserve wäre Bulgarien mehr geholfen als mit der 
Finanzierung fragwürdiger Nachrüstprogramme, die 
nur eine indirekte Finanzierung von Siemens, Nukem 
und Framatom bedeutet — oder vielleicht gerade des-
halb durchgeführt wird. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete Braband, Sie wissen, daß ich bei der Aktu-
ellen Stunde sehr auf die Zeit zu achten habe. Sie 
bringen mich in arge Verlegenheit. 

Jutta Braband (PDS/Linke Liste): Okay. Der letzte 
Satz. 
Ich frage noch einmal: Welche Rolle spielt die Bun-

desregierung, speziell Herr Töpfer, in diesem dubio-
sen Geschäft? 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Eine sehr 
gute!) 

Geht es der Bundesregierung um die Vermittlung von 
Aufträgen für die bundesdeutsche Atomindustrie oder 
um die Gesundheit und Sicherheit der Menschen in 
Europa? 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun der Abgeordnete Dr. Kahl. 

Dr. Harald Kahl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wieder einmal hat 
sich die PDS zum Thema Sicherheit in östlichen Kern-
kraftwerken zu Wort gemeldet. 

(Vera Wollenberger [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Es wäre besser gewesen, wenn Sie sich auch 

zu Wort gemeldet hätten!) 
Es mutet dabei schon sehr seltsam an, daß ausgerech-
net die Nachfolgepartei der SED hier ihre Stimme 
erhebt; denn Schuld an den beklagenswerten Zustän-
den in den osteuropäischen Kernkraftwerken hat ein-
deutig die völlig verfehlte Atomenergiepolitik der 

früheren sozialistischen Machthaber, deren Erbe sie 
angetreten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn hier gar der Versuch gemacht wird, 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Auch für 
das Wetter sind wir verantwortlich!) 

die Bundesrepublik und Umweltminister Professor 
Töpfer mit Schmutz zu bewerfen, indem man Halb-
wahrheiten und unzulässige Unterstellungen verbrei-
tet, so zeigt das wieder einmal sehr deutlich, daß Ver-
gangenheitsbewältigung für Sie von der PDS ein 
Fremdwort ist und daß Sie nicht lernfähig sind. 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Aber für 
die CDU Gegenwartspolitik?) 

Tatsache ist doch folgendes: Bulgarien deckt ge-
genwärtig 35,6 % seiner Stromerzeugung mit Kern-
energie. Dabei stützt sich das Land am Standort 
Kozloduj auf zwei Blöcke von Druckwasserreaktoren 
sowjetischer Bauart einer ersten Baureihe aus den 
60er Jahren mit 440 MW sowie zwei Blöcke moderne-
ren Typs einer Baureihe aus den 70er Jahren. Ein wei-
terer Block mit nahezu westlichem Containment und 
einer Leistung von 1 000 MW ist seit 1988 in Bet rieb; 
ein Block VI gleichen Typs steht kurz vor seiner Inbe-
triebnahme. 

Die ältesten beiden Blöcke sind abgeschaltet wor-
den. Block IV wurde im Beisein von Vertretern der 
IAEO nach Wartungsarbeiten inzwischen wieder in 
Betrieb genommen. Block III soll in wenigen Wochen 
wieder ans Netz gehen. 

Der bulgarische Präsident hat bei seinem letzten 
Besuch der Bundesrepublik gegenüber dem Bundes-
kanzler deutlich gemacht, daß Bulgarien unter keinen 
Umständen auf den Standort Kozluduj verzichten 
kann; dazu gebe es gegenwärtig keine vernünftige 
Alternative. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Na?) 

Aber die politische Lage in Osteuropa eröffnet uns 
allen die große Chance, im Prozeß der Energieversor-
gung und der Verbesserung der Sicherheitsstandards 
der Staaten Osteuropas aktiv zu werden. 

Die Bundesregierung hat auch hier frühzeitig die 
Initiative ergriffen. So hat Bundesumweltminister 
Töpfer bei der IAEO ein Projekt „Sicherheit älterer 
Reaktoren" initiiert. In einer gemeinsamen Erklärung 
der Bundesrepublik mit Belgien, Frankreich und dem 
Vereinigten Königreich setzen sich die Länder dafür 
ein, osteuropäische Kernreaktoren auf ein in den 
westeuropäischen Ländern übliches Sicherheitsni-
veau zu bringen. 

(Vera Wollenberger [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Das geht überhaupt nicht!) 

Diese Position wurde auch auf dem deutsch-französi-
schen Gipfel am 20. Mai 1991 unterstrichen. Es war 
ebenfalls Umweltminister Töpfer, der die Initiative zu 
der am 7. September 1991 in Wien durchgeführten 
Kozloduj-Konferenz ergriff, in der die bulgarische Re-
gierung u. a. dazu aufgefordert wurde, die Blöcke I 
und II abzuschalten. 
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Unter Mitwirkung der IAEO, der Weltbank und des 
Weltverbandes der Kernkraftbetreiber wurde ein So-
forthilfeprogramm mit einem Umfang von 11,5 Mil-
lionen ECU aufgelegt. Im Rahmen dieses internatio-
nal abgestimmten Programms beteiligt sich die Bun-
desrepublik mit der Lieferung von Ersatzteilen, die 
aus nicht mehr benötigten Beständen des Kernkraft-
werks Greifswald bestehen. Hierbei handelt es sich 
eindeutig um neue Ersatzteile wie Pumpen und Dich-
tungen. Diese Ersatzteile im Wert von 19 Millionen 
DM werden entgegen anderen Behauptungen ko-
stenlos abgegeben und keineswegs mit Gewinn ver-
kauft. 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie die Liste 
schon einmal gesehen?) 

Sie dienen ausschließlich der sicheren Verwahrung 
der Blöcke I und II. Außerdem wird anlagenvertrautes 
Personal Hilfe leisten. Das alles geschieht im abge-
stimmten Vorgehen westeuropäischer Länder mit 
dem Ziel, schnelle und wirksame Hilfe zu leisten, 
nicht etwa in einem deutschen Alleingang. 
Im übrigen war es die bulgarische Regierung selbst, 

die sich hilfesuchend an die Bundesregierung ge-
wandt hat. Ihr allein obliegt es natürlich, die Entschei-
dung darüber zu treffen, wie ihre künftige Energiepo-
litik auszusehen hat. 

(Zuruf von der SPD: Und wir entscheiden, 
wie wir helfen!) 

Wir sollten unser Augenmerk allerdings nicht allein 
auf Kozloduj richten. 

(Zuruf von der SPD: Das ist wohl wahr!) 
Von zahlreichen Anlagen gleichen Typs in Osteuropa 
geht ein ähnliches Gefahrenpotential aus. Auch wenn 
es sich bei den Druckwasserreaktoren nicht um den 
Typ von Tschernobyl handelt, der von der UdSSR 
nicht exportiert wurde, gilt es auch hier zu helfen. 
Gerade unter diesem Gesichtspunkt wird es in Zu-
kunft darauf ankommen, die östlichen Länder mehr 
und mehr in ein gesamteuropäisches Energiekonzept 
einzubinden, bei dem eine möglichst rasche Abschal-
tung veralteter Kraftwerke vordringliches Ziel sein 
muß. 
So sehr die Bundesrepublik und die anderen west-

europäischen Staaten hier gefragt sind, eines steht 
fest: Ohne Mithilfe der betroffenen Länder wird hier 
nichts zu machen sein. Gegenwärtig kann Ziel unse-
rer Politik nur sein, dafür zu sorgen, daß die Sicherheit 
in den östlichen Kernkraftwerken verbessert wird, um 
ein Mindestversorgungsniveau zu garantieren. Dies 
muß durch eine parallele Strategie unterstützt wer-
den. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Dr. Kahl, Sie haben Ihre Redezeit schon 
deutlich überschritten. 

Dr. Harald Kahl (CDU/CSU): Ich komme sofort zum 
Schluß. 
Bei den Aktivitäten der Bundesrepublik im Falle 

Kozloduj geht es also nicht um Atommülltourismus 
oder gar um Profit, 

(Dr. Ulrich Briefs [PDS/Linke Liste]: Nein, 
darum geht es gar nicht!) 

sondern schlechthin um Hilfe zur Verbesserung der 
Sicherheit der Blöcke I und II. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, ich komme jetzt in arge Verlegenheit. In 
der Geschäftsordnung sind fünf Minuten vorgesehen. 
Sie sind jetzt fast bei sieben Minuten. 

Dr. Harald Kahl (CDU/CSU): Meine Damen und 
Herren von der PDS, die Hilfe des geschmähten Klas-
senfeinds bei der Sanierung östlicher Kraftwerkstech-
nik sollten Sie als Nachfolger der Verursacher deshalb 
befürworten und eher dankend anerkennen, als sie zu 
verteufeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
erteile ich dem Abgeordneten Weis (Stendal) das 
Wort. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Auch 
sieben Minuten!) 

— Das ist eine Bemerkung des Abgeordneten Schäfer, 
aber nicht eine des amtierenden Präsidenten. 

Reinhard Weis (Stendal) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die 
internationale Atomenergiebehörde IAEO nannte vor 
einem Monat den Zustand des Atomreaktors Kozloduj 
in Bulgarien besorgniserregend. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
Ich befürchte, daß diese Beschreibung reichlich unter-
trieben ist. Das Atomkraftwerk in Kozloduj ist eine 
Zeitbombe. Man muß sich fragen, wann sie hoch-
geht. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Sehr rich

-

tig!) 
Meine Damen und Herren, einige von Ihnen mögen 

mir Panikmache vorwerfen. Aber nachdem ich inzwi-
schen weiß, welche Ersatzteile aus dem soeben erst 
auf Grund von Sicherheitsmängeln stillgelegten 
Atomkraftwerk Greifswald nach Bulgarien geliefert 
wurden bzw. werden, muß ich zu dieser Schlußfolge-
rung kommen; denn ich nehme nicht an, daß Herr 
Kollege Töpfer aus lauter Jux und Tollerei zentrale 
Bestandteile für einen kontrollierbaren Bet rieb eines 
Kernkraftwerks aus Greifswald nach Kozloduj ver-
frachten läßt. Ein sicherer Bet rieb ist ohnehin in dieser 
Anlage nicht realisierbar, 

(Zuruf vom Bündnis 90/GRÜNE: Kozlobyl!) 
weshalb ja bei uns das typengleiche Atomkraftwerk 
Greifswald stillgelegt wurde. 
Ich muß Sie ernsthaft fragen, ob Sie sich vorstellen 

können, was es bedeutet, wenn ein in Bet rieb stehen-
des Atomkraftwerk z. B. einen Hauptabsperrschieber 
für den Primärkreislauf oder drei Havariespeisepum-
pen aus Greifswald als Ersatzteile benötigt. Oder kön-
nen Sie mir versichern, Herr Minister, daß die 55 ge-
lieferten oder zu liefernden ARK-Antriebe für Regel-
kassetten und Neutronenflußmeßeinrichtungen, mit 
deren Hilfe man überhaupt erst in der Lage ist, das 
Ausmaß der Kernreaktion in einem Reaktor zu regeln, 
nur prophylaktisch an die Bulgaren geliefert werden? 
Wurde mit ihrer vorgesehenen Lieferung der d rin- 
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gende Bedarf erfüllt? Oder haben wir nur geliefert, 
was in Greifswald gerade einmal vorhanden war? 

Abgesehen von der möglicherweise bereits einge-
schränkten Qualität der Bauteile — auf Grund mögli-
cherweise jahrelanger Zwischenlagerung in Greifs-
wald werden sie ja nicht fabrikneu geliefert — halte 
ich diese Maßnahme für schlichtweg fahrlässig und 
unverantwortlich. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Sehr rich

-

tig!) 

Wenn aber außer diesen Anlagen noch Kernbrenn-
stoff nach Bulgarien geliefert wird, wofür es offen-
sichtlich bulgarische Wünsche gibt, muß ich das Ver-
halten als nahezu kriminell bezeichnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

Um es klar zu sagen: Ein Atomkraftwerk, das nicht 
nur von seiner baulichen Konzeption, sondern auch 
von seiner technischen Verfassung her in einem Zu-
stand ist wie Kozloduj, gehört sofort ohne Wenn und 
Aber abgeschaltet. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE — Zuruf von der 

CDU/CSU: Es sind sechs Blöcke!) 

Ich ahne, was Sie einwenden möchten — mein Vor-
redner tat es ja auch schon — : Die Entscheidung über 
die Abschaltung muß Bulgarien fällen. Kann es nicht 
aber auch sein, daß die Bundesregierung eine solche 
Entscheidung durch die Art ihrer „Hilfe" sogar hin-
auszögert? Ich hoffe, solches passiert nicht bewußt. 

Es kommt ein Zweites hinzu. Nach den Antworten 
auf die von mir in den letzten Wochen an die Bundes-
regierung gerichteten Fragen scheint es weder eine 
Koordination zwischen dem Bundeswirtschaftsmini-
ster und dem Bundesumweltminister über die Hilfen 
für die bulgarische Energieversorgung zu geben, 
noch scheint sich wenigstens der Bundeswirtschafts-
minister darüber auszukennen, von wem und wie 
überhaupt Hilfe geleistet wird. So war die Bundesre-
gierung beispielsweise nicht in der Lage zu sagen, 
wer im einzelnen die Akteure und Nutznießer des von 
der Bundesregierung mitgetragenen und in Bulgarien 
für Kozloduj eingesetzten europäischen Phare-Hilfs-
programms sind. Ich muß daher auch bezweifeln, daß 
die Bundesregierung überhaupt einen Überblick dar-
über besitzt, von wem und wie derzeit finanzielle oder 
materielle Leistungen zur Sicherung der Energiever-
sorgung nach Bulgarien fließen. Das einzige, was sie 
bekanntgibt, ist die Annahme, daß die bulgarische 
Energieversorgung auf Kozloduj angewiesen sei, und 
diese Annahme begründet anscheinend ihre ganze 
Politik in dieser Richtung. 

Ich muß hier die Bundesregierung eines Besseren 
belehren. Aus konventionellen Kraftwerken — Was-
ser, Kohle, Öl — ließen sich über 7 000 Megawatt Lei-
stung erbringen. In diesem Sommer hatte Bulgarien 
einen Bedarf von ca. 3 000 Megawatt, für den Winter 
werden bis zu 5 000 Megawatt erwartet. 

Selbst bei einem großzügig angenommenen Bedarf 
und angesichts der Probleme der konventionellen 
Kraftwerke in Bulgarien zeigt sich also, daß Kozloduj 
nicht nur dringend abgeschaltet werden muß, sondern 

auch abgeschaltet werden kann, ohne Energiepro-
bleme zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Wir fordern deshalb die Bundesregierung auf, um-
gehend den in Sachen Kozloduj falsch eingeschlage-
nen Weg zu verlassen. Statt dessen sollte sie mit den 
Mitteln, die sie jetzt in Kozloduj in den strahlenden 
Sand setzt, der konventionellen Energiewirtschaft in 
Bulgarien auf die Beine helfen. 

Ein Letztes: Ich hoffe nicht, daß es die Angst vor der 
Macht der europäischen und speziell der bundesdeut-
schen Strom- und Kraftwerkswirtschaft ist, die die 
Bundesregierung an einer solchen dringend gebote-
nen Korrektur ihres einseitig beschränkten Engage-
ments für das marode AKW Kozloduj hindern wird. 
Berichte über gute Geschäfte diverser einschlägig be-
kannter Firmen mit dem bulgarischen Himmelfahrts-
reaktor nähren hier zumindest Befürchtungen, und 
wir werden der Bundesregierung mit einer Kleinen 
Anfrage Gelegenheit geben, diese offenen Fragen be-
friedigend zu beantworten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Ganschow. 

Jörg Ganschow (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Tschernobyl war eine Katastrophe. 
Das bulgarische Kozloduj könnte auch ein Tscherno-
byl werden. 

Die Internationale Atomenergieorganisation emp-
fahl schon vor gut zwei Monaten die Stillegung der 
vier veralteten Reaktoren dieses sowje tischen Typs 
WWER 440 auf Grund einer ganzen Reihe von sicher-
heitsrelevanten Mängeln. Die Liste liest sich etwa wie 
das Drehbuch eines Horrorstücks: Bedienungsfehler 
auf Grund fehlender oder falscher Armaturbeschrif-
tungen, ungesicherte Kabel, undichte Ölleitungen, 
brüchige Schweißnähte. Die Dampferzeuger drohen 
zu versagen, Druckbehälter und Primärkreisläufe sind 
in bedenklichem Zustand. 

Die bulgarische Bedienungsmannschaft kennt die 
technische Ausstattung so gut wie gar nicht, da die 
Sowjetunion beim Bau keine Konstruktionspläne mit-
geliefert hat. Die sowje tischen Fachleute sind längst 
abgereist, weil Bulgarien keine Devisen mehr zu ihrer 
Bezahlung hatte. 

Äußerst riskant ist die Unwissenheit der Mann-
schaft über die Belastungsgrenze der Reaktoren. Wird 
der Reaktor zu schnell auf die Höchstlast gefahren, 
besteht die Gefahr einer gefährlichen Überhitzung 
und damit der Kernschmelze. Dieser Kernschmelze 
steht bei den Reaktoren I bis IV nicht einmal ein Stahl-
mantel entgegen. 

Was jetzt jedem als logische Konsequenz erschei-
nen mag, nämlich das sofortige Abschalten des ge- 
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samten Kraftwerks, kann sich Bulgarien aber einfach 
nicht leisten, 

(Vera Wollenberger [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Das ist nicht wahr!) 

zumal der Winter vor der Tür steht. Man muß wissen, 
daß Bulgarien etwa ein Drittel seines Stroms in Atom-
meilern erzeugt. Der Stromimport aus dem Westen 
— darüber sollten Sie sich auch informieren — schei-
tert an technischen Hürden. Es gibt nur eine einzige 
Kopplungsstelle zwischen den verschiedenen Syste-
men in Ost und West, die sich auf Grund von Netzfüh-
rung und Frequenz erheblich voneinander unter-
scheiden. Diese befindet sich in Österreich, zwischen 
Österreich und der Tschechoslowakei, und ist zu 
100 % ausgelastet. Ebenso ist das bei der Verbundlei-
tung zwischen Bulgarien und der Sowjetunion sowie 
der Türkei. Damit bleibt eine Stromlücke von ca. 1 300 
Megawatt. Nach Aussage des stellvertretenden Mini-
sterpräsidenten Bulgariens wäre es ein größeres ge-
sellschaftspolitisches Risiko für die neue wirtschaftli-
che Entwicklung, den Reaktor abzuschalten, als ihn 
herunterzufahren. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dieses 
Urteil müssen Sie sich aber nicht zu eigen 

machen!) 

Es erscheint mir reichlich anmaßend von Ihnen, nur 
die Stillegung zu forde rn  und Bulgarien dann mit dem 
Problem alleinzulassen. 

(Zurufe von der SPD: Das wollen wir gar 
nicht! — Das will ja keiner!) 

Ich denke, es wäre schon vernünftig, die freigeworde-
nen Kapazitäten an Ersatzteilen des stillgelegten, 
aber typengleichen Kraftwerks in Greifswald für die 
vorläufige Sicherung des Kraftwerks in Kozloduj zur 
Verfügung zu stellen. Die Treuhand hat diese Ersatz-
teile unter Verzicht auf 19 Millionen DM Buchwert 
bereits freigegeben. 

Ich meine, genauso wichtig wäre es, daß eine 
Mannschaft von Ingenieuren aus Greifswald, die auf 
diesen Reaktortyp spezialisiert sind, über das Winter-
halbjahr das bulgarische Bedienungspersonal unter-
stützt. 

(Zuruf von der SPD: Vergessen Sie nicht, ge

-

nug Dolmetscher mitzuschicken!) 

Die Personalkosten schiebe ich zum Umweltminister, 
der als erster die Abschaltung gefordert hatte. 

Diese Vorschläge sind kein Rückzug von der Forde-
rung nach der endgültigen Abschaltung der Kozloduj-
Blöcke. Es soll durch technische Nachrüstung und 
Beratung eine Übergangskapazität geschaffen wer-
den, um den Strombedarf Bulgariens im Winter zu 
decken. 

(Jutta Braband [PDS/Linke Liste]: Auch ein 
Übergangsrisiko?) 

Darüber, wie man Bulgarien helfen kann, zu ande-
ren sicheren Möglichkeiten der Stromerzeugung zu 
kommen, sollten schnellstmöglich Überlegungen an-
gestellt werden. 

(Vera Wollenberger [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Die gibt es doch längst!) 

Ebenso erscheint es mir erforderlich, im gesamteuro-
päischen Verbund eine Lösung zu finden, um die 
Netze in Ost und West miteinander zu verbinden, da 
Kozloduj nicht die einzige Zeitbombe in Osteuropa ist, 
die es zu entschärfen gilt. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig! Das haben 
Sie gut erkannt!) 

Gleichzeitig müssen Lösungen gefunden werden, 
die rechtzeitigen und ausreichenden Ersatz schaffen, 
da auch die Kohlekraftwerke in Osteuropa nur einen 
äußerst geringen Wirkungsgrad haben und in den 
meisten Fällen ausgesprochene Dreckschleudern 
sind. 
Wenn die Demokratisierung in Osteuropa Erfolg 

haben soll, muß sich auch die Wirtschaft in diesen 
Ländern entwickeln können, und dazu bedarf es eines 
vernünftigen Energiekonzepts. Ich denke, hier hat 
Europa eine Chance, sich zu beweisen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat die Abgeordnete Frau Wollenberger. 

Vera Wollenberger (Bündnis 90/GRÜNE): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Zum wiederholten 
Mal habe ich in diesem Haus sagen hören, diese oder 
jene Entwicklung in Osteuropa sei nicht voraussehbar 
gewesen. Verwunderlich finde ich das schon; denn 
Politiker sollten ihrer Zeit vorausdenken können, um 
sich anbahnende gefährliche Entwicklungen für die 
Gesellschaft zu erkennen und ihnen zu begegnen, 
oder sie sollten ihren Beruf aufgeben. Das gilt für 
Regierungsmitglieder mehr als für Parlamentarier. 
Zuvörderst gilt das für den Umweltminister, der in 
Anbetracht der sich anbahnenden ökologischen Ge-
fahren eine besondere Verantwortung für die Welt 
hat, die wir unseren Kindern und Enkeln hinterlas-
sen. 
Meine Damen und Herren, ich hoffe, jeder von Ih-

nen hat sich das Video angesehen, das der Hambur-
ger Geschäftsmann Theodor Werner den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages geschickt hat, und die 
beigelegten Fragen beantwortet. Das ist ein Unter-
nehmer, der weder den GRÜNEN nahesteht noch al-
ternativer, weltfremder Ideen verdächtigt werden 
will, der sich aber nach dem Fernsehbericht über die 
möglichen Folgen eines Atomunfalls in Biblis ge-
drängt sieht, die Parlamentarier des Deutschen Bun-
destages auf ihre Verantwortung, den Ausstieg aus 
der Atomenergie nachdrücklich zu betreiben, hinzu-
weisen, und weder Kosten noch Mühe dafür scheut. 
Dies zeigt, wie groß die berechtigten Besorgnisse über 
die Folgen der Atomwirtschaft in der Bevölkerung 
sind. 
Um auf meinen Anfangssatz zurückzukommen: 

Was sich jetzt in Bulgarien zusammenbraut, ist in sei-
nen Folgen absehbar, wenn es in Kozloduj zu einem 
Unfall kommt. Wir kennen das Szenario seit Tscher-
nobyl genau. Wir wissen, daß ein solcher Unfall wie-
der Hunderttausende Opfer kosten wird. Wir wissen, 
daß ein GAU in Kozloduj jederzeit möglich ist, weil in 
diesem AKW jahrelang furchtbar geschlampt wurde 
und die Anlagen verrottet sind. Überdies wurden die 
Reaktoren in einem Gebiet errichtet, das immer mal 
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wieder von Erdbeben heimgesucht wird. Selbst die 
Atombehörde in Wien ist zu der Erkenntnis gekom-
men, das Kozloduj geschlossen werden muß, weil der 
Schrottreaktor im jetzigen Zustand eine Gefahr für 
die Menschheit darstellt. 

Auch Minister Töpfer hat sich dieser Forderung an-
geschlossen. Er hält es aber nach eigenen Aussagen 
nicht für einen Widerspruch, aus anderen Schrottre-
aktoren in Greifswald, die nach einer quälenden De-
batte endlich abgeschaltet werden mußten, weil ihr 
Weiterbetrieb eine akute Gefährdung darstellte, Er-
satzteile nach Kozloduj zu schicken. Minister Töpfer 
würde sicherlich niemals in ein Schrottauto steigen, 
das mit den Bremsbelägen eines Unfallwagens ausge-
stattet worden ist, mit dem flotten Spruch auf den Lip-
pen, daß die Entscheidung darüber, ob der Wagen 
fahrbereit sei, schließlich beim Besitzer liege. Es 
würde ihm sicher nicht im Traum einfallen, zu be-
haupten, die ausgewechselten Bremsbeläge hätten 
das Schrottauto sicherer und damit seinen vorläufigen 
Weiterbetrieb möglich gemacht. Aber als Politiker hat 
er keine Hemmungen, einerseits die Reaktoren in 
Greifswald aus Sicherheitsgründen stillegen zu lassen 
und andererseits mit der unsicheren Greifswalder 
Technik zur Risikominderung, wie er das nennt, in 
Kozloduj beitragen zu wollen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Klaus Har

-

ries [CDU/CSU]: Sie machen sich das sehr 
leicht!) 

Er hat sich damit seine Fähigkeit zu verantwortlichem 
Handeln selbst abgesprochen und sollte daraus die 
Konsequenzen ziehen. 

Es ist unwürdig, sich mit dem Hinweis, die Entschei-
dungen würden schließlich von anderen getroffen, 
aus der Verantwortung stehlen zu wollen. Verant-
wortlich dagegen wäre es, endlich dafür einzutreten, 
daß die Entscheidungen über Gefahrenquellen von 
internationalem Ausmaß, wie das AKW Kozloduj sie 
darstellt, nicht mehr von den jeweiligen nationalen 
Regierungen allein getroffen werden dürfen. Die po-
tentiell Betroffenen eines GAUS müssen ein Mitspra-
cherecht haben. 

Bündnis 90/GRÜNE fordert Sie, Herr Minister Töp-
fer, deshalb auf, sich sofort dafür einzusetzen, daß alle 
Atomkraftwerke bis zu ihrer Abschaltung unter UNO-
Kontrolle gestellt werden. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Was sollen die 
denn machen?) 

Ein ähnlicher Vorschlag ist bereits in den 50er Jahren 
von den USA gemacht, aber nie verwirklicht wor-
den. 

Zweitens sollte der Gefahrenreaktor in Kozloduj 
letzter Anlaß sein, den Ausstieg aus der Atomenergie 
unverzüglich zu beginnen. Das Video „Die Todes-
zone " hat eindrücklich gezeigt, daß der gepriesene 
westliche Sicherheitsstandard keineswegs vor einem 
eventuellen GAU mitten in Deutschland schützt. Wir 
sollten es nicht so weit kommen lassen! 

Ein Argument für den Weiterbetrieb von Kozloduj 
ist die Sicherung der Energieversorgung in Bulga-
rien. Tatsache ist aber, daß der Zusammenbruch der 
bulgarischen Elektrizitätsversorgung im letzten Win-

ter geschah, obwohl genug Kraftwerke technisch zur 
Verfügung standen. Die Ursache lag vielmehr in ei-
nem desolaten Management. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Genau da!) 

Hier könnte schnell viel wirkungsvollere Hilfe gelei-
stet werden. 

(Zuruf von der SPD: Und billigere!) 
Etliche der fossil betriebenen Kraftwerke Bulgariens 
haben Probleme mit Ersatzteilen. Hier könnte die Ver-
fügbarkeit der Kraftwerke durch entsprechende Un-
terstützung sehr schnell erhöht werden. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Genau!) 

Sogar die in der Öffentlichkeit diskutierte Forde-
rung nach Energielieferungen von Westeuropa nach 
Bulgarien ist angesichts der installierten Leistungen 
im Lande überflüssig. Es dürfte wesentlich leichter 
sein, bei Engpässen in der Rohstoffversorgung durch 
die Lieferung von Brennstoff für bestimmte konven-
tionelle Kraftwerke zu helfen. 
Ich will allerdings nicht bestreiten, daß durch Er-

satzteillieferungen nach Kozloduj auch „wirkungs-
volle Hilfe" geleistet wird. Mit den Sanierungsbemü-
hungen wird der Atomindustrie geholfen, ihr ange-
schlagenes Image aufzubessern. Gleichzeitig wird 
mittelfristig Bulgariens Abhängigkeit von der Atomin-
dustrie und auch die Abhängigkeit der Gebiete 
Osteuropas, in denen ähnliche Reaktoren stehen, ver-
stärkt. Wenn im nächsten Jahr festgestellt wird, daß 
Nachrüstung teurer wird als Neubau 

(Zuruf von der SPD: Das steht schon heute 
fest!) 

— ja! — , steht ein angeblich so sicheres Siemens-
Kraftwerk bestimmt bereit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das können die ja 
nicht bezahlen!) 

Aber, Herr Minister Töpfer — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete Wollenberger, Sie und die anderen Damen 
machen es mir heute wirk lich schwer. 

Vera Wollenberger (Bündnis 90/GRÜNE): Ich bin 
jetzt erst auf Null, ich habe die Redezeit noch nicht 
überschritten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nein! 

Vera Wollenberger (Bündnis 90/GRÜNE): Es ist 
auch mein letzter Satz: Herr Minister Töpfer, indem 
Sie der Atomindustrie helfen, handeln Sie gegen das 
Interesse der Menschen, die jederzeit zu Atomflücht-
lingen werden können, solange der Schrottreaktor in 
Kozloduj und alle anderen Reaktoren in der Welt nicht 
abgeschaltet sind. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, der SPD 
und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
hat der Abgeordnete Wittmann (Tännesberg) das 
Wort . 
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Simon Wittmann (Tännesberg) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Horrorsze-
narien, die heute von der PDS, von der SPD und vom 
Bündnis 90/GRÜNE verkündet wurden, helfen uns 
nicht sehr viel weiter. Das, was wir brauchen, ist Si-
cherheit, und zwar möglichst bald, möglichst sofort 
und soweit wie möglich im Rahmen der souveränen 
Entscheidung der Regierung Bulgariens. Darum geht 
es letztlich. Wenn wir das machen, was Sie wollen, 
nämlich zuwarten, nicht helfen, damit sich Bulgarien 
über die nächsten Monate hinwegretten muß, dann 
gefährden wir uns letztlich selbst und gefährden auch 
die Bürger unseres Landes. Wir müssen mit den Mög-
lichkeiten, die wir haben, da helfen, wo wir jetzt hel-
fen können. 

Ich glaube, daß hier gerade unter der Federführung 
unseres Ministers Töpfer einiges eingeleitet wurde, 
der bereits im Rahmen der EG eine ganze Menge 
unternommen hat, von der Energiestudie bis zum Ein-
satz des Sachverstandes der Fachleute. Obwohl wir 
wollen, daß der Reaktor möglichst bald abgeschaltet 
wird, geht es in dieser Situation darum, daß wir das 
Risiko der nuklearen Gefährdung zumindest partiell 
und in kleinen Schritten sofort senken, wenn wir die 
große Lösung nicht sofort haben können. 

Die Haltung der Bundesregierung ist doch eindeu-
tig. Sie haben Greifswald angesprochen. Greifswald 
ist ja ganz bewußt nicht mehr ans Netz gegangen, 
beziehungsweise es sind die ersten Blöcke vom Netz 
genommen worden. Das beweist doch die Position der 
Bundesregierung, und das beweist, daß wir bereit sind 
und daß wir wissen, worum es hier geht. Wir halten 
die Kernkraftwerke sowjetischer Bauart allgemein 
für gefährlich und meinen, daß sie Anlaß zur Sorge 
geben. Wir haben Greifswald insgesamt vom Netz 
genommen. Unser Minister hat ganz deutlich ge-
macht: Alle Greifswalder Reaktoren bleiben dauer-
haft außer Bet rieb. Ich glaube, es ist kein besserer 
Beweis möglich. 

Wenn Sie die Nachrichten gestern verfolgt haben, 
dann haben Sie gesehen, daß unser Bundesfinanzmi-
nister bei Gesprächen in der Ukraine hat feststellen 
können, daß auch Tschernobyl bis 1996 vom Netz 
gehen wird. Vielleicht ist das — das ist meine An-
sicht — noch zu lange hin, aber immerhin werden wir 
auch hier mit unserer Hilfe, mit dem Sachverstand 
unserer Leute eine Lösung finden, um diese Gefahr 
für ganz Europa und darüber hinaus beseitigen zu 
können. 

(Zuruf von der SPD: Das kann nicht wahr 
sein!) 

Die Ersatzteillieferungen aus Greifswald sind ja das 
Thema dieser Aktuellen Stunde. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Jetzt 
kommt er zum Punkt!) 

Diese Ersatzteillieferungen dienen auch und vor allem 
der Gewährleistung eines sicheren Abschaltzustan-
des und der Abdichtung von Lecks. Es sind insgesamt 
400 Positionen, die in den mehr als 19 Millionen DM 
enthalten sind. Von den 400 Positionen kann man na-
türlich einzelne herausgreifen und sagen, daß man 
das Kernkraftwerk damit auch sicherer weiterbetrei-
ben kann. Aber es geht auch darum, daß wir bei der 
Abschaltung weiterhin einen bestimmten Sicher

-

heitsstandard brauchen. Wenn sich die PDS und auch 
andere ein bißchen intensiver mit der Kernkraft aus-
einandergesetzt hätten und sie nicht ständig bloß ver-
teufelt hätten, dann wüßten auch sie, daß es in bezug 
auf ein Kernkraftwerk, das abgeschaltet werden muß 
und abgeschaltet ist, noch eines hohen Sicherheits-
standards bedarf, um die Menschen letztlich zu schüt-
zen. 

(Zuruf vom Bündnis 90/GRÜNE: Sie haben 
unsere Unterstützung bei jedem abgeschal

-

teten Kernkraftwerk, ganz bestimmt!) 
Es geht auch — und ich darf ein Beispiel für das 

bringen, was u. a. geliefert wird — um ein Lecküber-
wachungssystem, das kleine Leckagen vorzeitig orten 
kann und dann eine rechtzeitige gefahrlose Abschal-
tung ermöglicht, wenn solche Leckagen festgestellt 
werden. Das ist gerade bei den Kozloduj-Anlagen be-
sonders wichtig, weil sie zum großen Teil über kein 
Containment verfügen. 
Ich glaube deshalb, daß wir, daß die Bundesregie-

rung auf dem richtigen Weg ist, hier die Hilfe so 
schnell wie möglich zu leisten mit der langfristigen 
Perspektive, die Anlagen dort eines Tages abschalten 
zu können. Bulgarien muß entscheiden, ob es bereit 
ist, hier mitzumachen. Wir wollen ganz bewußt nicht 
die Verteufelung der Kernkraft bei jeder sich bieten-
den Gelegenheit, sondern konkrete Hilfe, weil sie uns 
und unseren Bürgern auch mehr Sicherheit bietet. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
spricht die Abgeordnete Frau Klemmer. 

Siegrun Klemmer (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Um die Öffentlichkeit über die 
ganze Bedeutung der Verbindung — ich bin fast ge-
neigt, nicht Verbindung, sondern Connection zu sa-
gen — Greifswald-Kozloduj zu informieren, ist es nö-
tig, diesen Vorgang vor dem Hintergrund einer Ener-
gieversorgung für Osteuropa insgesamt zu betrach-
ten. Dabei wird deutlich, daß es hier nicht nur um die 
Notlösung eines akuten Problems geht, sondern 
darum, eine Weichenstellung für die Zukunft zu set-
zen, um eine Planung, in der die Kernenergie eine 
bedeutende Rolle für die Energieversorgung Osteuro-
pas spielen soll, und zwar auf Kosten der Sicherheit 
ganz Europas. 
Da ist zunächst das Phare-Programm, über das un-

ter Koordination durch die EG-Kommission Gelder für 
die wirtschaftliche Umgestaltung in Osteuropa bereit-
gestellt werden. Im Juli dieses Jahres wurden 
11,5 Millionen ECU für Kozloduj bewilligt. Das ist üb-
rigens nur die erste Tranche; weiteres Geld wird fol-
gen. Die EG-Kommission könnte — und die Bundes-
regierung wäre dazu verpflichtet — darauf hinwirken, 
daß eine Verwendung der Gelder geschieht, die ein 
Betreiben des Reaktors in Kozloduj überflüssig ma-
chen würde. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Erst kürzlich hat Österreich gegenüber der CSFR 
vorgemacht, daß auch eine kostenlose Stromlieferung 
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kein Luxus ist, wenn im Gegenzug dafür ein Risikore-
aktor abgeschaltet wird. 

(Zustimmung bei der SPD, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Statt dessen macht die geplante Verwendung der 
Phare-Gelder es wahrscheinlich, daß die bulgarischen 
Behörden für ein weiteres Betreiben des Schrottreak-
tors instruiert werden sollen 

Weiterer Eckpfeiler für eine zukünftige Energiever-
sorgung Europas wird die geplante europäische Ener-
gie-Charta sein, an deren Vollendung fieberhaft gear-
beitet wird. Erst Anfang des Jahres bestätigten die 
Regierungen der Bundesrepublik, Belgiens, Frank-
reichs und Großbritanniens in einer gemeinsamen Er-
klärung die Rolle der Kernenergie für die zukünftige 
Energieversorgung Europas. Die Länder Mittel- und 
Osteuropas — so heißt es in der Erklärung — sollen 
bei der Ertüchtigung ihrer kerntechnischen Anlagen 
auf ein EG-vergleichbares Sicherheitsniveau unter-
stützt werden. Damit es keine Mißverständnisse gibt: 
Solange Kernkraftwerke arbeiten, müssen sie natür-
lich den höchsten Sicherheitsanforderungen entspre-
chen. Aber, meine Damen und Herren, die Lieferung 
aus Greifswald bringt Kozloduj wohl kaum auf EG-
vergleichbares Sicherheitsniveau. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Aber ein biß

-

chen besser wird es schon!) 

— Ein bißchen besser, Herr Kollege Baum? Ein biß-
chen ist in diesem Fall wohl völlig daneben. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Wollen Sie es 
so lassen?) 

Hier orientiert sich die Bundesregierung eher an Aus-
sagen der Konservativen im EG-Parlament, wonach 
Osteuropa nicht mit sogenannten übermäßigen, west-
lich geprägten Ansprüchen im Umweltbereich über-
fordert werden soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir arbeiten mit 
den Franzosen zusammen!) 

Deutsche und französische Firmen beweisen uns zur 
Zeit mit einem gemeinsamen Projekt eines Kernkraft-
werkes in Ungarn, wie wir uns eine zukünftige Ver-
bundwirtschaft im Energiesektor zwischen West- und 
Osteuropa vorzustellen haben. 

Neben dem Phare-Projekt und der Energie-Charta 
wird schließlich eine international verbindliche Si-
cherheitskonvention für die zukünftige Energiever-
sorgung Bedeutung haben. Sie soll 1992/93 von den 
Vereinten Nationen verabschiedet werden. Für das 
„Anspruchsprofil" — Zitat — dieser Sicherheitskon-
vention sah Bundesumweltminister Töpfer den Be-
richt, den die Gesellschaft für Reaktorsicherheit zu 
Block 5 in Greifswald erstellt hat, als richtungswei-
send an. Dieser Be richt zeigt in dem Block aber erheb-
liche Mängel auf. Dennoch soll nun auch für diesen 
Block vorgesehenes Mate rial in Kozloduj zum Einsatz 
kommen. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Das deutet doch wohl eher darauf hin, daß sich nach 
den Vorstellungen des Bundesumweltministers eine 
zukünftige international verbindliche Sicherheitskon

-

vention an einem Reaktor orientieren soll, der hier in 
der Bundesrepublik gerade erst abgeschaltet werden 
mußte. 

(Klaus Har ries [CDU/CSU]: Was meinen Sie 
denn, was die Vereinten Nationen beschlie

-

ßen werden?) 

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund 
ist es geradezu zynisch, wenn der Bundesumweltmi-
nister, wie vor zehn Tagen passiert, für sich ein Inter-
esse an einem energiepolitischen Konsens in An-
spruch nimmt. Dieses Interesse wird vielmehr nur vor-
getäuscht. Der Bevölkerung wird weisgemacht, daß 
ohne ihre Zustimmung die Kernenergie nicht mehr 
weiterverfolgt wird. Im Gegenteil: Es wird geradezu 
ihr Ausbau forciert, wenn auch außerhalb unserer 
Grenzen. Daß es ökologische Grenzen nicht gibt, wis-
sen wir spätestens seit Tschernobyl. 

Die SPD ist der Meinung, daß das Geld, das im Rah-
men zukünftiger Energieversorgung für Kernkraft 
ausgegeben werden soll, anders angelegt werden 
muß: z. B. für eine umweltverträglichere Energiepro-
duktion auf Basis von Kohle und Öl, wie sie bei den 
zur Zeit vorherrschenden technischen Bedingungen 
in Osteuropa noch vorzufinden ist. 

Auch in Bulgarien gibt es Kohle-, Öl- und Gaskraft-
werke, die nachgerüstet werden könnten und müß-
ten, um das Risiko eines neuen Tschernobyl zu ver-
meiden. 

(Beifall des Abg. Harald B. Schäfer [Offen

-

burg] [SPD]) 

Das Geld muß des weiteren dafür ausgegeben wer-
den, daß Energie gespart, entsprechend produziert, 
privat verbraucht wird, daß endlich alternative Ener-
gieträger entsprechend erforscht, entwickelt und an-
gewendet werden. 

So, wie sie vor kurzem den ostdeutschen Markt un-
ter sich aufgeteilt haben, möchten sich deutsche Ener-
giekonzerne ganz offensichtlich auch an der Einver-
leibung des osteuropäischen Marktes beteiligen — 
allerdings mit der sehr viel schneller profitableren 
Kernenergie, profitabler jedenfalls, solange es die 
osteuropäischen Staaten sein müssen, die eines Tages 
für die immer noch völlig ungeklärte Entsorgung und 
Endlagerung wie auch für den möglichen Abriß der 
Kraftwerke aufzukommen haben. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Jetzt 
wird es kritisch!) 

Den Ausbau der Kernkraft in Mittel- und Osteu-
ropa noch dazu zu einem Zeitpunkt zu fördern, in dem 
wir ziemlich hilflos vor einer kriegerischen Situation 
in eben dieser Region stehen und in der ähnliche Kon-
flikte in Zukunft nicht auszuschließen sind, erhöht auf 
unverantwortliche Weise das Sicherheitsrisiko nicht 
nur der dort lebenden Menschen. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, Kozloduj als trojanisches 
Pferd für den Ausbau der Kernkraft in Osteuropa — so 
ist ein energiepolitischer Konsens jedenfalls mit der 
SPD nicht zu haben. Der ökonomische Umbruch in 
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Osteuropa verlangt auch nach einem ökologischen 
Neuanfang. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Das sind jetzt 
acht Minuten!) 

Die Bundesregierung ist verpflichtet, auch in Kennt-
nis, daß es keine ökologische Integ rität gibt — Herr 
Kollege Baum, das ist an Sie auf Ihre Bemerkung hin 
gerichtet: Es gibt keine ökologische Integrität; inso-
fern dürfen wir uns dort einmischen — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete Klemmer, wenn Sie noch weiter überzie-
hen, sind Sie Spitzenreiterin in dieser Debatte, was 
das Überziehen anbelangt. 

Siegrun Klemmer (SPD): Die Bundesregierung ist 
verpflichtet, diesen Neuanfang tatkräftig zu unterstüt-
zen, nicht zuletzt deshalb, um später nicht für entstan-
dene Opfer und Kosten mitverantwortlich zu sein. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Har ries. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr 
Harries, denken Sie daran: ruhig und sach

-

lich!) 

Klaus Harries (CDU/CSU): Erst dann, wenn Sie um-
denken, Herr Kollege. 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bundes-

regierung und Bundesumweltminister verdienen 
Dank und Anerkennung dafür, wie sie gehandelt ha-
ben und daß sie gehandelt haben. Sie haben durch 
ihre Initiative die Sicherheit nicht nur in Bulgarien, 
sondern auch in der Bundesrepublik und in anderen 
anliegenden europäischen Ländern verbessert. 
Der Bundesumweltminister hat die Politik fortge-

setzt, die er erstmals mit Erfolg nach Tschernobyl be-
gonnen hat. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das 
war nicht er! Das war Wallmann!) 

Da waren die Bundesregierung und der Bundesum-
weltminister die ersten, die sich um ein Sicherheitsab-
kommen mit der Sowjetunion, um den Austausch von 
Informationen, von Daten bemüht haben. Dieser Aus-
tausch wurde, wie Sie wissen, zu einem Abkommen 
verdichtet. Dieser Vertrag blieb nicht nur auf die Bun-
desrepublik und auf die Sowjetunion beschränkt, son-
dern deckt inzwischen im Grunde die Zusammenar-
beit aller Länder ab, die sich weiterhin und auch für 
die Zukunft zur Kernenergie bekennen. 
Der Bundesumweltminister hat weiter gehandelt, 

als er in den neuen Bundesländern seine klare Ent-
scheidung zu Greifswald und Stendal getroffen hat. Er 
hat auch jetzt durch das, was in Bulgarien eingeleitet 
worden ist, wieder gezeigt, daß er die Zeichen er-
kennt. 
Meine Damen und Herren, ich will jetzt auf einen 

Gesichtspunkt eingehen, der noch nicht angespro-
chen worden ist. Die Opposition plädiert, wie wir wis-

sen, weiterhin für den Ausstieg aus der Kernener-
gie. 

(Beifall bei der SPD, dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie der Abg. Jutta Braband [PDS/ 

Linke Liste]) 
Noch ist diese Aussage nicht zurückgenommen. Noch 
sollen die Vorstellungen der SPD-Bundestagsfraktion 
in den 90er Jahren verwirklicht werden. Es gibt zwar 
erste Zeichen dafür, daß man nicht mehr an eine 
Zehnjahresfrist denkt, sondern daß man bereit ist, auf 
Grund sachlicher Notwendigkeiten und der bestehen-
den Realität diese F rist zu erweitern. Aber diese ersten 
Anzeichen genügen überhaupt nicht. 
Man entzieht sich mit dieser andauernden Ausstei-

gepolitik nicht nur einem Konsens bei der Bewälti-
gung des Energieproblems für die Zukunft. Darüber 
hinaus gilt: Nur dadurch, daß die Bundesrepublik 
weiter Kernenergie vorhält und betreibt, hatten wir 
die Möglichkeit, dieses Vertragswerk europaweit ab-
zuschließen und in Gang zu bringen sowie zu einer 
europäischen Zusammenarbeit auf diesem wichtigen 
Gebiet zu kommen. 
Dadurch, daß wir anerkanntermaßen den höchsten 

Sicherheitsstandard haben, daß wir anerkannterma-
ßen über hervorragende Forschungsergebnisse 
— solche Ergebnisse sind auch weiterhin zu erarbei-
ten — bei dieser Technologie verfügen, die wir ein-
bringen können, sind wir überhaupt in der Lage, die 
Tür für Gespräche mit den Staaten zu öffnen — das 
hat Bulgarien gezeigt —, wo Not am Mann ist und wo 
eben geholfen werden muß. 
Diese Tür kann niemand öffnen, der nicht selbst 

über Kernenergie verfügt, der nicht über den Wis-
sensstandard verfügt, der nicht über Forschungser-
gebnisse verfügt und der nicht diesen Sachverstand 
einbringen kann. So etwas schafft Vertrauen in dem 
Dialog mit anderen Mächten. Das hat überhaupt erst 
bewirkt, daß wir als erster in Bulgarien die Weiche für 
einen besseren Sicherheitsstandard stellen konnten. 
Ich plädiere ausdrücklich dafür, daß wir auf Grund 

dieser größeren Kenntnis auf dem Gebiet der Kern-
energie alles tun, um den Sicherheitsstandard in den 
östlichen Ländern — genauso, wie Sie das vorgeschla-
gen haben — zu verbessern. Das können wir aber nur 
auf der Grundlage dieses Standards, den wir erreicht 
haben, auf Grund unserer wirtschaftlichen Kraft und 
auf Grund unserer Kenntnisse in der Kernenergie. Das 
schafft Vertrauen bei anderen Ländern. Das ermög-
licht es uns, zu den Lösungen zu kommen, wie sie jetzt 
in Bulgarien völlig richtig eingeleitet sind. Deswegen 
muß dieser Weg fortgesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gerhart Rudolf Baum. 

Gerhart Rudolf Baum (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kozloduj ist nur Teil eines Ge-
samtproblems; das ist schon angeklungen. In Mittel- 
und Osteuropa arbeiten Kernkraftwerke, die nicht 
den internationalen Sicherheitsstandards entspre-
chen, übrigens auch Anlagen der nuklearen Versor-
gung und Entsorgung, die dieses Urteil verdienen. 
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Gerhart Rudolf Baum 
Das Gefahrenpotential ist erheblich. Erst durch die 

Veränderungen in Osteuropa ist die Möglichkeit für 
den Westen eröffnet worden, Einfluß zu nehmen, die 
Lage zu analysieren und Abhilfe in die Wege zu leiten. 
Die Kooperationsbereitschaft der osteuropäischen 
Länder muß genutzt werden; sie wird auch genutzt. Es 
ist zu hoffen, daß durch den Drang nach Selbständig-
keit der osteuropäischen Staaten diese Kooperations-
bereitschaft nicht etwa dadurch sinkt, daß man durch 
Nuklearenergie autonom werden will. 

Die Industriestaaten des Westens, die Europäische 
Gemeinschaft und wir müssen helfen. Wir handeln 
auch in unserem eigenen Sicherheitsinteresse. 

Dies ist eine der neuen Prioritäten, die mit den 
grundlegenden Veränderungen in Osteuropa verbun-
den sind. Vor dieser Aufgabe verblassen manche an-
deren Aufgaben und Diskussionen hier. Sie müssen 
zurücktreten, meine ich. 

Die Bundesregierung hat die Probleme frühzeitig 
aufgegriffen sowie bilateral und multilateral behan-
delt. Die Bundesregierung war in vielen Fällen die 
treibende Kraft, so bei der Internationalen Atomener-
gieagentur. Dort hat sie die sofortigen Inspektions-
maßnahmen initiiert. Die Nachrüstung in Kozloduj ist 
in die Wege geleitet. 

Ich möchte hier das wiederholen, was andere schon 
gesagt haben: Wir sind nicht das bulgarische Parla-
ment; die Bulgaren entscheiden für sich. Wir haben in 
der Tat eine Pflicht zur Einwirkung, wenn es Gefahren 
gibt. Aber wir haben keine Möglichkeit der eigenen 
Entscheidung. Wir sollten auch nicht so tun, als ob wir 
sie hätten. 

Ich kann die Bundesregierung nur loben, wenn sie 
unter diesen Umständen das tut, was einzig vernünf-
tig ist, nämlich wenn sie den Sicherheitsstandard ver-
bessert — für eine Übergangszeit. Wir alle sind der 
Meinung — auch für den Bundesminister trifft das 
zu — , daß Kozloduj auf Dauer nicht weiterbetrieben 
werden kann und daß einige der Blöcke sofort stillzu-
legen bzw. nicht mehr in Bet rieb zu nehmen sind. 

Wir üben nach unseren Möglichkeiten Einfluß aus. 
Die Kooperation mit Osteuropa läuft. Auf verschiede-
nen internationalen Konferenzen ist dies deutlich ge-
worden. 

Ich erwarte, Herr Bundesminister, daß auf der G- 
7-Ebene, d. h. bei den Industriestaaten noch mehr 
geschieht. Es bedarf einer internationalen Anstren-
gung. Wir können dieses Gesamtproblem nicht al-
leine lösen. 

Wir können im übrigen auch das Problem Tscher-
nobyl — ich bin angesichts von Meldungen, die ich 
über angebliche Zusagen von Herrn Waigel gelesen 
habe, etwas mißtrauisch geworden — nicht alleine lö-
sen; das übersteigt bei weitem unsere Kraft. Das alles 
geht nur international. Wir brauchen eine internatio-
nale Solidarität. 

Eine ganze Reihe von Anlagen in Osteuropa muß 
abgeschaltet werden. Aber das bringt erhebliche 
Schwierigkeiten mit sich, weil es ganze Regionen 
gibt, die auf die in diesen Kraftwerken erzeugte Ener-
gie angewiesen sind. Es gibt keinen Verbund. 

Wir brauchen eine europäischen Energiepolitik. 
Dabei müssen wir Osteuropa mit einbeziehen. 

Herr Kollege Schäfer, ich wäre daran interessiert, 
eine Frage von Ihnen beantwortet zu bekommen: Was 
machen Sie, wenn Sie die Frage entscheiden sollen, 
entweder Kozloduj weiterzubetreiben oder für eine 
Übergangszeit Strom aus sicheren Kraftwerken, auch 
aus Atomkraftwerken, der Bundesrepublik zu liefern? 
Was machen Sie, wenn Sie vor einer solchen Entschei-
dung stehen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der 
Punkt!) 

Übrigens macht dieser Fall sehr deutlich, wie weit 
fortgeschritten wir in der Reaktorsicherheit in der 
Bundesrepublik sind. Daran haben alle Regierungen 
ihren Anteil. 

Es handelt sich also auch um ein energiepolitisches 
Problem. Es handelt sich aber auch um das Problem, 
daß man den osteuropäischen Staaten bei der Einspa-
rung von Energie, bei der besseren Nutzung von 
Energie und bei der Erreichung eines höheren Effi-
zienzgrades der konventionellen Kraftwerke helfen 
muß. Es ist also eine Zusammenarbeit zwischen Ost 
und West notwendig. 

Die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet hat beson-
dere Priorität. Denn die Sicherheitssituation ist beun-
ruhigend und außerordentlich besorgniserregend. 
Hier sind wir zur Zusammenarbeit aufgefordert. Das 
haben die westlichen Staaten erkannt. Ich meine aber, 
es muß noch mehr geschehen. Ich erwarte, daß die 
Bundesregierung weiter in dieser Richtung tätig ist. 
Die Völkergemeinschaft muß handeln. Es gibt keine 
Alternative zu dieser notwendigen Kooperation mit 
Osteuropa. Sonst wird die Akzeptanz der Kernenergie 
auch bei uns in Frage gestellt werden. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das 
war eine schöne Begründung, Herr Baum!) 

— Herr Kollege Schäfer, wir brauchen die Kernkraft 
zumindest für eine Übergangszeit. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]:  Ein 
Baum, ein Wort!) 

Wir müssen unsere Bevölkerung auch weiterhin da-
von überzeugen, daß sie verantwortbar ist. Sie ist bei 
uns verantwortbar; dafür stehen wir; dafür steht diese 
Bundesregierung, und dafür standen auch frühere 
Bundesregierungen. 

(Vera Wollenberger [Bündnis 90/GRÜNE]: 
Bis zum nächsten GAU!)  

— Wir lassen uns nicht in Panik treiben, Frau Kollegin. 
Eine nüchterne Betrachtung der Tatsachen hilft mehr 
als eine allgemeine Panikmache. 

Die Situation in Osteuropa und die Lage in Bulga-
rien sind besorgniserregend. Aber mehr, als die Bun-
desregierung getan hat, ist nicht zu tun gewesen. Es 
war absolut vernünftig, hier mit Ersatzteilen aus 
Greifswald einzuspringen und wenigstens eine Ver-
besserung des Sicherheitsstandards zu erreichen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Herr Dr. Töpfer. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieses 
Thema ist sicherlich viel zu ernst, um hier zu polemi-
sieren oder zu emotionalisieren. Dieses Thema ist 
wirklich eines der zentralsten und schwierigsten, de-
nen wir uns weltweit gegenübersehen. Ich will Ihnen 
die Dimensionen nur einmal etwas verdeutlichen. 
Wir haben gegenwärtig in den Staaten Mittel- und 

Osteuropas zehn Kraftwerksblöcke des Typs WWER 
440/230. Vier davon stehen in Kozloduj. Das sind die 
Blöcke des älteren Greifswald-Typs. 
Wir haben 14 Kernkraftwerksblöcke des Typs 

WWER 440/213; das ist der neuere Greifswald-Typ. 
Wir haben 16 Anlagen des Typs WWER 1000; das ist 

die Anlage, die in Stendal gebaut werden sollte, aber 
nicht weiter gebaut wird. 
Wir haben darüber hinaus in der Sowjetunion 

15 RBMK-Reaktoren; das sind die Tschernobyl-Reak-
toren. Dort befinden sich ferner zwei Brutreaktoren. 
Auch das sollte man vielleicht nicht vergessen. 
Das ist die Dimension, und in dieser Dimension ist 

Kozloduj ein Punkt. Gehen Sie bitte davon aus, daß 
alles, was wir tun, darauf gerichtet sein muß, dieser 
Herausforderung gerecht zu werden. Das können und 
werden wir nie alleine, sondern, wenn überhaupt, 
dann nur im Zusammenwirken mit allen Staaten der 
industrialisierten Welt bewältigen können. Das ist die 
Situation. Ich möchte Ihnen gern noch dazusagen, wie 
viele weitere Kernkraftwerke in der Sowjetunion und 
in anderen Staaten Mittel- und Osteuropas im Bau 
sind. Ich müßte Ihnen auch dazusagen, daß der sich in 
der Zwischenzeit als souverän erklärte Staat Arme-
nien mit der Frage an uns herangetreten ist, ob wir ihn 
beraten könnten, das dort abgeschaltete Kernkraft-
werk wieder ans Netz zu nehmen, 

(Gerhard Rudolf Baum [FDP]: Im Erdbeben

-

gebiet!) 
weil er sonst keine Chance sehe, die Energieversor-
gung sicherzustellen. 

(Siegrun Klemmer [SPD]: Und wie war Ihre 
Antwort?) 

— Meine Antwort fällt mir sehr schwer. Sie wäre vor-
dergründig-moralisch ganz leicht zu geben, wie alles 
das, was Sie sich hier ganz leichtmachen. Natürlich 
würde ich von allen eine viel bessere Schlagzeile be-
kommen, wenn ich mich hier im fernen Bonn, von die-
sen Dingen weit entfernt, zurücklehnen und sagen 
würde: Sind das unsere Probleme? Haben wir sie ver-
ursacht? Nein. — Jeder würde sagen: Wir haben bei 
uns gehandelt. Greifswald ist stillgelegt und wird nie 
mehr ans Netz gehen. Was eigentlich sollte uns dazu 
bringen? 
Dann sagen andere, da seien Geschäfte zu machen. 

Meine Damen und Herren, ich empfehle Ihnen wirk-
lich, sich einmal die wirtschaftlichen Verhältnisse die-
ser Staaten vor Augen zu führen. Wer dann von Ge-
schäften spricht, hat schlicht und einfach die Realitä-
ten nicht verstanden oder will sie nicht verstehen. Es 

geht hier nicht um Geld oder etwas dergleichen. Nicht 
eine Mark wird für die Ersatzteile aus Greifswald flie-
ßen, ganz im Gegenteil. Durch den Einsatz von Mitar-
beitern werden wir noch Zusätzliches zu zahlen ha-
ben. 

Damit Sie sehen, daß wir durch unser Handeln nicht 
etwa ein Kernkraftwerk weiterbringen: Es ist Ihnen 
vielleicht gar nicht aufgefallen, daß bisher noch nicht 
ein einziges Ersatzteil von Greifswald dorthin gelie-
fert worden ist, daß aber in der Zwischenzeit der 
Block IV des Kraftwerks in Kozloduj wieder ans Netz 
gegangen ist. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Ohne Zustim

- mung des Bundestages!) 

— Sogar auch ohne Zustimmung des Bundesumwelt-
ministers. Sie haben mich nach dieser Zustimmung 
gar nicht einmal gefragt. — Natürlich geht demnächst 
auch der Block III wieder ans Netz. Ob wir Ersatzteile 
hinschicken oder nicht — er wird ans Netz gehen. 

Es ist geradezu beeindruckend, wenn Sie anneh-
men, wir würden uns nur auf die Angaben der Bulga-
ren verlassen, was die Energiebilanz betrifft. Wir ha-
ben uns darüber selbst sachverständig gemacht. Ge-
genwärtig ist eine entsprechende Arbeitsgruppe der 
Weltbank in Bulgarien, die das aufnimmt. Herr Kol-
lege Weis ist nicht mehr da; es erinnert an — ich sage 
es ganz vorsichtig — nicht ganz hinreichende Infor-
mationen, wenn man ein Kohlekraftwerk gegebenen 
Zustandes auf die maximale Leistungs- und Ausnut-
zungsfähigkeit hochrechnet und dann sagt, 7 000 MW 
könnten geliefert werden. Das ist für jeden, der sich 
auch nur ein bißchen damit beschäftigt, keine Diskus-
sionsgrundlage. 

Die Weltbank ist also dort. Ein deutscher Experte, 
den wir darum gebeten haben, ist mit dort. Die EG 
wird selbst eine entsprechende Kommission nach Bul-
garien schicken, um die gesamte Energiebilanz dieses 
Landes aufzuarbeiten und herauszufinden: Wie kön-
nen wir mittel- und langfristig dazu kommen, daß die 
Kernkraftwerke in Kozloduj vom Netz gehen kön-
nen? 

Sie reden hier dauernd vom WWER 440/230. Da ste-
hen noch zwei Tausenderblöcke. Das ist Ihnen gar 
nicht aufgefallen. Wir sind weit davon entfernt, zu 
glauben, wir könnten sie irgendwie geradezeichnen. 
Das ist genau dasselbe Problem. 

Wenn Sie so etwas machen, dann bitte ich Sie ganz 
herzlich — allein deswegen, weil diese Emotionen 
eine unglaubliche Rückwirkung auf die Sorgen und 
Ängste von Menschen haben — , sich zu informieren 
und nicht vordergründig zu polemisieren. Das ist doch 
die Situation. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es macht in besonderer Weise stutzig — lassen Sie 
mich auch das hinzufügen —, von wem diese Aktuelle 
Stunde beantragt worden ist: Wäre es nach Ihnen 
gegangen, wäre nämlich die deutsche Einheit nicht 
gekommen, und Greifswald wäre noch am Netz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Bundesminister Dr. Klaus Töpfer 

Die deutsche Einheit hat das Abschalten von Greifs-
wald ermöglicht. 

(Jutta Braband [PDS/Linke Liste]: Ich war 
auch vor 1989 Kernkraftgegner!) 

Das ist die Situation. 

Ich will Ihnen dazu ein Weiteres sagen, damit das 
ganz klar wird. Wir haben natürlich nicht eine wie 
auch immer geartete Anstrengung gemacht, um ein 
Kernkraftwerk am Netz zu halten. Wir sind der festen 
Überzeugung: Kozloduj I bis IV muß so schnell wie 
möglich vom Netz. Das ist unsere klare Ausssage. Wir 
haben sogar erreicht, daß die beiden älteren Blöcke I 
und II zumindest für ein halbes Jahr vom Netz gehen. 
Wir werden alles tun, um die Bulgaren davon zu über-
zeugen, daß sie sie auf Dauer vom Netz lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber auch dann sind Ersatzteile nötig, damit sie abge-
schaltet in einem sicheren Zustand sind. Auch diese 
Lektion lernen wir doch auf Dauer in Greifswald. Es ist 
doch nicht so, daß man das Werk abstellt, und dann ist 
die Sache geregelt. Wir werden Milliarden aufzuwen-
den haben, um dieses Kraftwerk auf Dauer abschalten 
zu können und hinterher entsprechend sicher zurück-
gebaut zu bekommen. 

Wir sind diejenigen gewesen — ich bedanke mich 
bei denen, die das richtigerweise aufgegriffen ha-
ben — , die bei der IAEO eine entsprechende Initia-
tive ergriffen haben. Ohne unsere Initiative hätte es 
die Sicherheitsanalyse für Kozloduj gar nicht gege-
ben. Ohne unsere Initiative hätte es im Juli in Wien die 
Konferenz über das Kraftwerk nicht gegeben. Ich bin 
auf Ministerebene der einzige gewesen, der über-
haupt da war. 

Lesen Sie einmal „Nucleonics Week" und andere 
Zeitschriften durch. Dort wird die Auffassung vertre-
ten, wir seien diejenigen, die das falsch bewerten, die 
viel zuviel auf die Sicherheit setzen. Ich sei von mei-
nen anderen Kollegen, die gar nicht erst hingekom-
men sind, diskreditiert worden, weil sie mich in dieser 
Situation nicht unterstützen können. Das ist die Situa-
tion. 

Sie haben gesagt — ich weiß nicht, wer es war —, 
das sollte unter die Obhut der UN gestellt werden. Ist 
Ihnen wenigstens bewußt, daß die IAEO, die Interna-
tionale Atomenergiebehörde, in Wien die UN-Be-
hörde für die Atomenergie ist? Das ist doch der Fall. 
Dann können Sie doch beim allerbesten Willen nicht 
so etwas fordern. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der 
Kollege Weis war es!) 

— Ich freue mich darüber, daß Sie es zugeben. Ich 
habe es auch gar nicht kritisch gemeint. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Davon 
gehe ich aus!) 

—Ja, selbstverständlich. Ich realisiere immer, was in 
Ihrer Umgebung passiert, Herr Kollege Schäfer. Da-
von gehen Sie bitte aus. Deshalb werde ich mich da-
von an dieser Stelle auch nicht absentieren. 

Wir sind es gewesen, die die Konferenz beantragt 
haben. Ich habe selbst wiederum die Präsidentschaft 
übernehmen müssen. Wir haben diese internationale 

Sicherheitskonferenz, die eine Woche lang stattge-
funden hat, doch gemacht, weil es unser Ziel war, eine 
völkerrechtlich verbindliche Konvention zu schaffen, 
damit wir Mindestsicherheitsanforderungen für 
Kernkraftwerke bekommen. Dies haben wir glückli-
cherweise hinbekommen. Wir hoffen, daß wir diesen 
Weg weitergehen können. 
Die anschließende Konferenz in Wien hat es noch 

einmal bestätigt: Wir möchten dazu beitragen, daß 
sich die Konferenz für Umwelt und Entwicklung in 
Brasilien im Juni nächsten Jahres auch mit der Frage 
der Kernenergiesicherheit beschäftigt. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Sehr gut!) 
Das sind die Zusammenhänge, aus denen heraus wir, 
so glaube ich, eine vernünftige und nachvollziehbare 
Politik betreiben. 
Wer dann behauptet, dadurch, daß wir Ersatzteile 

liefern, ermöglichten wir den Bet rieb dieses Kraft-
werks, der muß, wenn er sich nur etwas objektiv mit 
den Dingen beschäftigt, zugeben, daß dies eine gera-
dezu unerträgliche Verdrehung der Tatsachen ist. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, ich möchte Sie darauf aufmerksam ma-
chen, daß, wenn Sie Ihre Redezeit überschreiten, nach 
unseren Regeln die Debatte eröffnet wird. Es liegt mir 
fern, Ihnen Belehrungen zu erteilen. Ich will Ihnen 
auch nicht das grundgesetzliche Recht zum Reden 
nehmen. Aber vielleicht ist der genannte Aspekt Ihrer 
Aufmerksamkeit entgangen. Deshalb weise ich Sie 
darauf hin. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident, ich 
danke Ihnen sehr herzlich für diesen Hinweis. Es 
würde mich natürlich außerordentlich reizen, die Dis-
kussion zu verlängern, und zwar einfach deswegen, 
weil eine dringliche Notwendigkeit besteht, hier 
wirklich einmal die Fakten darzulegen. Ich habe mich 
darum bemüht — und ich bin ganz sicher, daß das 
auch geschieht —, eine Politik zu machen, die nicht 
nur bei uns, sondern in Europa und weltweit als die 
verantwortliche Politik auf diesem Gebiet angesehen 
wird. 
Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
hat der Abgeordnete Kubatschka das Wort. 

Horst Kubatschka (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Minister Töp-
fer, mich wundert eigentlich, daß Sie nach den Erfah-
rungen von Tschernobyl von einem „fernen Bonn" 
sprechen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist wahr!) 
Haben Sie denn nicht aus Tschernobyl gelernt, daß es 
kein fernes Bonn und kein fernes Armenien geben 
kann, sondern daß wir da sehr schnell Betroffene 
sind? 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 



3594 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 43. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. September 1991 

Horst Kubatschka 

Wenn Sie die Hand dazu reichen sollten, ein stillge-
legtes Kernkraftwerk wieder in Gang zu setzen, dann 
handeln Sie noch leichtsinniger als im Fall Kozloduj. 
Dann wird es eigentlich Zeit, daß Ihnen die Kernkraft-
lobby in den Arm fällt; denn Sie sind ja dann eine 
Gefahr für sie. Ein weiteres Tschernobyl, auch wenn 
es im nach Ihrer Definition fernen Armenien stattfin-
det, wird die Bevölkerung bei uns hier nicht mehr hin-
nehmen. Das sollten Sie sich doch ins Stammbuch 
schreiben. 

Meine Damen und Herren, eigentlich wollte ich 
zum forschungspolitischen Gesichtspunkt des Pro-
blems Kozloduj sprechen. Kurzfristig könnte man ja 
sagen: Das ist bei uns kein Problem. In Deutschland 
gibt es keinen Reaktor der WWER-Reihe mehr. Was 
wollen wir dann eigentlich noch erforschen? — Aber 
wir müssen den gesamteuropäischen Aspekt einbrin-
gen. Dann wird es für uns wieder interessant. 

In Mittel- und Osteuropa werden 52 Reaktoren vom 
WWER-Typ betrieben. Dies sollte uns beunruhigen. 
Aber es kommt noch schlimmer: 35 weitere sind im 
Bau. 

Für bundesdeutsche Kernkraftwerke wird die Ein-
trittswahrscheinlichkeit eines Kernschmelzunfalls 
mit einmal pro 33 000 Betriebsjahren angegeben. Wir 
haben also wahrlich sichere Kernkraftwerke. Ich hoffe 
bloß, das Kernkraftwerk in meinem Wahlkreis weiß, 
daß es so sicher ist. Laut sowjetischen Wissenschaft-
lern gilt für den WWER-440-Typ ein Zeitraum von 180 
Betriebsjahren. Theoretisch müßte eigentlich schon 
ein Kernschmelzunfall eingetreten sein. 

Seit Tschernobyl wissen wir: Entfernungen schüt-
zen nur relativ. Hat es bei einem Verhältnis von 33 000 
zu 180 Jahren überhaupt noch Sinn, Sicherheitsfor-
schung zu betreiben? Ist eine höhere Sicherheit über-
haupt erreichbar? Ich fürchte: bei diesem Verhältnis 
wohl kaum. Trotzdem sollte geprüft werden, ob eine 
Verbesserung, eine höhere Sicherheit möglich ist. Da-
bei geht es mir nicht etwa um den Faktor 2 oder 3. 
Auch ein theoretischer Kernschmelzunfall pro 360 Be-
triebsjahren sollte uns nicht ruhiger schlafen lassen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Das hilft nicht weiter. 
Ich befürchte: Der Typ ist überhaupt nicht nachrüst-
bar. 

Sicherheitsforschung über diese Reaktorlinie muß 
uns aber auch Kenntnisse liefern, um beim Abschluß 
von internationalen Rahmenvereinbarungen mitre-
den zu können. Eine Kooperation mit der UdSSR auf 
diesem Gebiet muß angestrebt werden. 

(Gerhard Rudolf Baum [FDP]: Ist schon da!) 

Dazu brauchen wir Kenntnisse. Deswegen müssen wir 
weiter forschen. 

Des weiteren müssen wir forschen, wie Kernkraft-
werke so sicher abgestellt werden können, daß die 
Umgebung wirklich geschützt ist. 

Auch die Forschung über die direkte Endablage-
rung muß für diesen Typ weiter vorangetrieben wer-
den. 

Wenn wir über Forschungen über den Typ WWER 
sprechen, fällt uns natürlich der Name Rossendorf 
ein: das Zentralinstitut für Kernforschung der ehe-
maligen DDR. Was sagt der Wissenschaftsrat über die 

Sicherheitsforschung an diesem Institut? Ich zitiere: 
„Das Institut hat in vielfältiger Weise Beiträge zur 
Sicherheitsforschung für den WWER-Reaktor gelei-
stet. " Deshalb wird empfohlen, 70 Wissenschaftler in 
der Sicherheitsforschung weiter zu beschäftigen. 

Tschernobyl war ein Menetekel. Diese Sch rift ist 
aber leider verblaßt. In Kozloduj blinken die Warn-
lichter — wie bei mir am Pult. Wir dürfen sie nicht 
übersehen. 
Was würden Sie, meine Damen und Herren, als 

Autofahrer tun, wenn Sie feststellen, daß Sie bereits 
auf der Leinwand fahren und kein Profil mehr auf dem 
Reifen haben? Nach der Beschreibung des Kollegen 
Ganschow vorhin fahren wir auf den Felgen. Würden 
Sie auf der Autobahn, ein Auto, das auf den Felgen 
fährt, auf der Autobahn mit Tempo 130 benutzen? Auf 
diese Idee käme niemand. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Wir sitzen doch 
gar nicht am Steuer!) 

— Ich habe bloß wiedergegeben, was Sie beschrieben 
haben. Sie haben ja ein Horrorgemälde entworfen. 

Diese Erkenntnis hatte auch schon das Bundesum-
weltministerium. In der „Süddeutschen Zeitung" vom 
3. Juli 1991 steht: 

Im Bundesumweltministerium wurde betont, daß 
es bei einer deutschen Hilfe nicht darum gehen 
könne, das bulgarische Kernkraftwerk weiter zu 
betreiben, sondern nur darum, die dortigen Reak-
toren im abgeschalteten Zustand sicherzuhal-
ten. 

Vor mir hier blinkt es genug. 

Ich danke fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
der Abgeordnete Seesing das Wort. 

Heinrich Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich gestehe: Mir wäre ent-
schieden wohler, wenn die Blöcke I bis IV des Kern-
kraftwerks Kozloduj tatsächlich abgeschaltet und nie 
wieder in Betrieb genommen würden, 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Das ist wohl 
wahr!) 

handelt es sich doch um Druckwasserreaktoren älte-
ster Serie, die schon in den 60er Jahren konzipiert 
wurde. 
Selbst nach Abschaltung muß noch viel geschehen, 

damit sie nicht im Laufe der Zeit wegen der Schwäche 
des Mate rials zur ständigen Bedrohung der Menschen 
werden. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Richtig!) 

Denn das, was wir als Gründe für die Abschaltung der 
Kernkraftwerkblöcke vom baugleichen Typ in Greifs-
wald angeführt haben, muß naturgemäß auch für 
Kozloduj gelten. Sie entsprechen zumindest nicht un-
seren Vorstellungen von der Sicherheit eines Kern-
kraftwerkes. Wenn man jedoch weiß, daß Bulgarien 
35,9 % seines Stromes aus diesem Kernkraftwerk be- 
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zieht, dann muß man unter Umständen — das macht 
mir eben Sorge — andere Maßstäbe anlegen. 

(Zuruf von der FDP: Genau das ist der 
Punkt!) 

Man glaubt, wenn ich es richtig verstanden habe, daß 
die Blöcke III und IV in begrenztem Umfang nachge-
rüstet werden können. Wenn das so ist, dann sollten 
die Bulgaren die Blöcke I und II nicht mehr nachrü-
sten und statt dessen ganz aus dem Bet rieb nehmen. 
Wir müssen also helfen, daß es zu solchen Entschei-
dungen kommt. 

Nach meiner Auffassung sollten jetzt alle helfen, die 
moderneren Blöcke V und VI dauerhaft zur Verfü-
gung zu halten und mittelfristig auch die Blöcke III 
und IV abzuschalten. 

Wenn in diesem Kernkraftwerk noch Strom produ-
ziert werden soll, dann sollten wir auch Hilfe geben, 
soweit es geht. Ich finde es ganz gut, daß wir Ersatz-
teile, die in Greifswald bei der üblichen reichlichen 
Lagerhaltung am Ort zweifellos vorhanden sind, den 
Bulgaren schenken; das aber nur dann, wenn es in 
einem internationalen Programm für richtig angese-
hen wird. Dabei kann es natürlich nicht bleiben. Wie 
in ganz Ost- und Südosteuropa muß es zu einer Neu-
struktur der Energieversorgung auch in Bulgarien 
kommen. Dabei wird auch in Zukunft nach meiner 
Auffassung die Kernenergie eine herausragende 
Rolle spielen. Ich verweise hier auf die Tschechoslo-
wakei und Ungarn. 

Weltweit arbeiten zu diesem Zeitpunkt über 
400 Kernkraftwerke. Derzeit sind weltweit 97 Kern-
kraftwerke im Bau. Für 17 weitere liegen schon Be-
stellungen vor. 

Wenn ich dann noch die Notwendigkeit sehe, welt-
weit die Verbrennung von Braunkohle, Steinkohle, 
Öl, Gas und Holz der Zukunft der Erde wegen sogar 
stark einzuschränken, dann müssen auch wir uns auf 
eine Neubewertung der Kernenergie einstellen; 
denn, was hilft es, wenn wir 20 Kernkraftwerke bei 
uns abstellen und in nächster Nachbarschaft werden 
im gleichen Zeitraum 40 neue Anlagen errichtet? Was 
hilft es uns, wenn dann diese Kernkraftwerke nicht 
nach unserer Sicherheitsphilosophie gebaut werden, 
sondern mehr oder weniger unter unseren Anforde-
rungen liegen? Was hilft es uns, wenn wegen unserer 
Energiekosten neue Fabriken mit deutschem Kapital 
im Ausland gebaut werden? Aber beruhigen Sie sich, 
Herr Schäfer, gucken Sie nicht so böse, 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Der guckt nicht 
böse! Wenn der böse guckt, sieht das anders 

aus!)  

ich bin natürlich weit davon entfernt, das mit Kern-
energie allein regeln zu wollen. Wir schaffen es schon 
durch Ankündigungen von neuen Steuern, Gesetzen, 
Abgaben, Verordnungen, Erlassen und Verfügungen, 
daß das Klima im Industriestandort Deutschland nicht 
besser oder wärmer wird, sondern erkaltet. Ich meine, 
wir brauchen zunächst alle Kräfte, um gerade die 
umweltzerstörende Energiewirtschaft nicht nur im 
deutschen Osten, sondern auch in den Ländern Ost- 
und Südosteuropas hin zu dem umzubauen, was wir 
von einer Energieversorgung erwarten, daß sie uns 

nämlich sicher, ausreichend, preisgünstig und um-
weltschonend Energie liefert. Was uns recht ist, darf 
Bulgarien billig sein. Ich spreche mich dafür aus, Bul-
garien noch mehr zu helfen als nur mit der Bereitstel-
lung von Ersatzteilen und vielleicht auch von Perso-
nal. Hilfen für eine neue Energiepolitik dürfen es nach 
meiner Auffassung ruhig schon sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
als letzter der Abgeordnete Dr. F riedrich das Wort. 

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Schäfer, ich komme 
gleich auf Sie zu sprechen. Vielleicht beginnen wir 
sogar gleich mit Ihnen. Herr Schäfer, wir haben, 
glaube ich, bei dieser Diskussion heute gemeinsam 
noch einmal festgestellt, daß die Sicherheit der Kern-
energie oder die Abwendung der Risiken der Kern-
energie ein internationales Problem ist, das wir natio-
nal nicht lösen können. Das hat zur Konsequenz, daß 
wir unsere nationale Politik in den internationalen 
Rahmen einfügen müssen. Deshalb meine ich, Kol-
lege Schäfer, daß Sie ihr Kernenergieabwicklungsge-
setz noch einmal überdenken müssen, weil Sie, ver-
einfacht ausgedrückt, die falschen Reaktoren abschal-
ten wollen. Sie setzen die falschen Prioritäten. Ihre 
Kollegin, die neben Ihnen sitzt, hat uns geraten — es 
gibt technische Probleme, ist dann gesagt worden —, 
zumindest, 

(Zuruf von der SPD: Bei Ihnen kam das ja 
wahrscheinlich nicht an!) 

wenn die Probleme überwunden sind, von Westeu-
ropa Richtung Osten Strom zu liefern. Herr Kollege 
Schäfer, wenn wir Ihr Kernenergieabwicklungsgesetz 
bei uns anwendeten — wir müßten es natürlich vorher 
beschließen, und ich nenne auch das Stichwort Frank-
reich — , würde uns das zu der von Ihrer Kollegin ge-
forderten Hilfe unfähig machen. Stromlieferung läuft 
dann nicht mehr. 
Frau Kollegin Wollenberger, ich habe großen Re-

spekt vor ihrer Rolle und Leistung in den letzten ein-
einhalb Jahren, aber mit den Problemen der Kern-
energie haben Sie sich ernsthaft wohl noch nicht be-
schäftigt. Wer hier an dieser Stelle den Reaktor in Bib-
lis mit den russischen Risikoreaktoren in einen Topf 
wirft, der kann sein Unwissen nur damit entschuldi-
gen, daß er sich solche Filme angeschaut hat, wie Sie 
sie hier erwähnt haben. 

(Zurufe von der SPD sowie der Abg. Vera 
Wollenberger [Bündnis 90/GRÜNE]) 

— Das hat sicher noch zur Desinformation beigetra-
gen. 
Ich möchte Ihnen nur eines sagen: Ich war ebenso 

wie einige Kollegen hier in diesem Saal drei Jahre 
lang Mitglied eines Untersuchungsausschusses. Der 
Kollege Harries war mit mir der Meinung: Der Störfall 
von Biblis muß untersucht werden; aber im internatio-
nalen Rahmen ist das doch ein „Problemchen". Im 
Osten und hier im Westen wäre man froh, wenn man 
es nur mit solchen „Problemchen" zu tun hätte. 
Ich habe mich heute aber auch gefreut. Herr Mini-

ster, die Kollegin Braband hat sich in ihrer Rede auf 
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den Vorsitzenden der Reaktorsicherheitskommission 
berufen. Beim Zeitunglesen in den letzten Monaten 
stelle ich fest, daß sich selbst Greenpeace auf die Mit-
glieder der Reaktorsicherheitskommission beruft, 
wenn es um die Beurteilung der Reaktoren im Ost-
block geht. Die Mitglieder der Reaktorsicherheits-
kommission seien — das habe ich hier immer wieder 
gehört — Mitglieder einer verschworenen Nuklearge-
meinschaft, abhängig von der Nuklearindustrie. Ich 
freue mich, daß bei Ihnen ein Sinneswandel einsetzt, 
daß Sie die Leute neu einschätzen, so wie wir sie 
immer schon eingeschätzt haben. Sie sollten diesen 
Denkprozeß mit einer Entschuldigung für einige Ent-
gleisungen der letzten Jahre an dieser Stelle beenden, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gestatten Sie mir noch eine letzte Anmerkung. Die 
Außenpolitiker sind sich nach einigen Entwicklungen 
in der Welt, die man nicht näher beschreiben muß, 
einig geworden, daß das Prinzip des Verbots der Ein-
mischung in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten nicht mehr uneingeschränkt gelten soll. Sie 
sind sich einig, daß es Ausnahmen im Bereich der 
Menschenrechte gibt. Auch die Abwendung nukle-
arer Katastrophen gehört meines Erachtens zu den 
existentiellen Interessen der Völkergemeinschaft. 
Deshalb, Herr Minister, begrüße ich es, begrüßt es 
unsere Fraktion, daß Sie sich zwar im Ton moderat, 
aber in der Sache massiv in die Debatte um die Sicher-
heit der Kernenergie in Osteuropa einmischen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD: Na also!) 

Wir meinen — das haben Sie auch zum Ausdruck 
gebracht —, daß die ersten vier Reaktoren in Bulga-
rien, aber auch noch viele andere Reaktoren baldmög-
lichst abgeschaltet werden müssen. Herr Kollege 
Schäfer, ich füge aber hinzu: Ein Ausstiegsminister, 
etwa aus Österreich, würde als Ratgeber in Osteuropa 
nicht gehört. Jemand, der nur moralisiert und nicht 
gleichzeitig Hilfe anbietet, würde auch nicht als Ge-
sprächspartner akzeptiert. Deshalb ist es meines Er-
achtens unerträglich, daß Sie versuchen, unseren 
Bundesumweltminister in die Verantwortung für die 
Schrottreaktoren im Osten zu nehmen. Nach dieser 
Logik wäre unser Entwicklungshilfeminister für alle 
Seuchen in Afrika verantwortlich, wenn er Entwick-
lungshelfer nach Afrika schickt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, ich muß mich zunächst einmal 
korrigieren. Ich habe Dr. F riedrich als letzten Redner 
aufgerufen. Aber die SPD hat noch einen Redner 
nachgemeldet, und das ist auch korrekt. Ich möchte 
jedoch die Gelegenheit wahrnehmen, die Geschäfts-
führer darauf aufmerksam zu machen, daß sie bei 
einer Aktuellen Stunde alle Redner melden mögen, 
damit ich geschäftsordnungsmäßig korrekt für Rede 
und Widerrede sorgen kann. Das wird mir bei diesem 
Verfahren unmöglich gemacht. 

Herr Abgeordneter Schäfer, Sie haben das Wort. 

Harald B. Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
hoffe, daß ich jetzt niemanden zur Widerrede provo-
ziere. Ich will vier kurze Feststellungen treffen. 

Die erste Feststellung ist allgemeiner Natur. Auch 
diese Debatte hat — bei allem, was uns trennt — ge-
zeigt, daß wir in eine internationale Risikogemein-
schaft und — davon abgeleitet — letztlich auch in eine 
internationale Verantwortungsgemeinschaft hinein-
wachsen müssen. Es hat wenig Sinn, wenn wir uns 
wechselseitig Verantwortung dafür zuschieben, was 
in jeweils anderen Regionen geschieht, denn wir ha-
ben in der Tat nur noch die eine Welt. Wir wissen, daß 
wir uns — ob es um die CO2-Problematik oder um die 
Folgen eines nuklearen GAUS geht — national nicht 
mehr vor weltweiten Gefahren schützen können. 

Als zweites möchte ich folgendes sagen. Ich bin 
etwas verwundert, manchmal betroffen, daß wir erst 
1986 im Zusammenhang mit Tschernobyl oder auch 
jetzt, im Jahre 1991, erkennen, welche sicherheits-
technischen Risiken und Defizite bei den Nuklearre-
aktoren existieren, zumal in Ost- und Mitteleuropa. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

Das ist für Sachkenner nichts Neues. Ich habe bis 
vor Tschernobyl nirgendwo eine warnende Stimme 
beispielsweise von seiten der Internationalen Atom-
energie-Organisation gehört, die meines Erachtens 
aber notwendig gewesen wäre. 

Ich denke, wir sollten die Debatte auch nicht nach 
dem Motto führen: Unsere Reaktoren sind die guten, 
die anderen sind die Schrottreaktoren. Wahr ist, daß 
unser Sicherheitsstandard besser ist; wahr ist, daß 
auch bei uns in Westeuropa das, was man Restrisiko 
nennt, nicht absolut auzuschließen ist. Da sind wir 
einer Meinung, Herr Töpfer. Seien Sie nicht betroffen, 
wenn ich einmal mit Ihnen einer Meinung bin. Das 
muß ja nicht falsch sein. 

Ich komme zum dritten Punkt. Wir streiten heute 
darüber, wie wir darauf reagieren. Wir haben den Ein-
druck — das kann man auch mit dem belegen, was 
Herr Dr. F riedrich gesagt hat —, daß Ihre Zielrichtung 
ist — da unterstellen wir Ihnen die ernsthafte Ab-
sicht —, die Sicherheit der Reaktoren dort zu erhöhen, 
dies gleichzeitig aber auch als Einstieg in eine welt-
weite Renaissance der Atomenergie zu benutzen. Die-
sen Weg halten wir für falsch. Es steht völlig außer 
Frage, daß wir helfen wollen und helfen müssen. Aber 
wir wollen den Weg einer dezentralen Energiever-
sorgung gehen, einer tatsächlichen Energieeinspa-
rung und einer Strategie der rationellen Energiever-
wendung. Wir wollen aber nicht weiter auf die Atom-
energie setzen, weil wir dies als einen Irrweg ansehen. 
Das ist, wenn Sie so wollen, ein politisch-strategischer 
Unterschied. 

Ich will noch folgende Bemerkung anfügen. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wir sollten auch den Mut 
haben zu sagen, daß das, was die internationale Nu-
klear Community — es gibt kaum einen Bereich, der 
international so eng verwoben ist — seit den 70er Jah-
ren landauf, landab gepredigt hat, nämlich daß die 
Sicherheit allemal Vorrang vor der Wirtschaftlichkeit 
hat, nicht zu halten ist. Die Reden aus den Reihen der 
Koalition und von Herrn Töpfer in dem konkreten Fall 
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des bulgarischen Kernkraftwerks haben eben dies be-
stätigt. Aus ökonomischen Gründen wird die Sicher-
heit nachrangig behandelt. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Aus 
Gründen der Grundversorgung!) 

— Ich erhebe gar keinen Vorwurf, sondern treffe nur 
eine Feststellung. Ich will nur eine Feststellung tref-
fen, ohne jeden Vorwurf. Sie haben wahrhaftig die 
Situation in Bulgarien nicht zu verantworten. Es wäre 
töricht, wenn ich auf die Idee käme, so etwas zu sagen. 
Wir sind doch hier nicht alle von der Kappe. Es gibt 
auch vernünftige Leute, Herr F riedrich, auch wenn 
das nicht jeder unter Beweis stellt. 

Meine letzte Bemerkung bezieht sich auf das Kern-
energieabwicklungsgesetz. Ich nehme ernst, was Sie 
gesagt haben. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
einen internationalen Beitrag zu leisten, damit die 
ökologische Verantwortungsgemeinschaft konkret 
greifbar wird. Wir sind aber nicht der Nabel der Welt. 
Wir können doch nicht überall befehlen, wie souve-
räne Staaten ihre Politik zu gestalten haben. Wir kön-
nen aber ein Beispiel geben. Wir halten die dauerhafte 
Nutzung der Kernenergie auch als weltweite Energie-
erzeugungsart für falsch. Dies wollen wir in der Bun-
desrepublik Deutschland durch unser Kernenergieab-
wicklungsgesetz unter Beweis stellen. Es ist für mich 
ein Beispiel für Glaubwürdigkeit, wenn man zu Hause 
mit dem beginnt, was man weltweit für notwendig 
hält. 

Ich komme zu meiner Schlußbemerkung, auf Sie, 
Herr Harries, eingehend. Sie haben die zehn Jahre 
angesprochen, die ich, wie Sie meinen, relativiert 
habe. Ich will über den aktuellen Anlaß hinaus folgen-
des sagen. Wir Sozialdemokraten sind zu einem ener-
giepolitischen Konsens bereit, aber es müssen Bedin-
gungen eingelöst werden. Ich will diese Bedingungen 
noch einmal nennen. 

Der erste Punkt ist: Es soll in der Bundesrepublik 
Deutschland keinen Neubau und keinen Ersatzbau 
von Kernkraftwerken geben. 

Das zweite ist: Wir wollen uns gemeinsam auf ein 
Energieeinsparprogramm verständigen können. Ich 
weiß, daß wir bezüglich der Einschätzung dieser Not-
wendigkeit ähnlicher Meinung sind. 

Drittens. Wir wollen heute den massiven Einstieg in 
das Solarzeitalter vollziehen, um morgen das Atom-
zeitalter überwinden zu können. Ob wir dann in 10 
oder in 15 Jahren das letzte Kernkraftwerk in der Bun-
desrepub lik abschalten, ist sodann für uns nicht mehr 
die entscheidende Frage. 

Wer ernsthaft einen Konsens will, muß sich auch 
bewegen. 

Das wollte ich zum Schluß noch gesagt haben dür-
fen. Herr Präsident, ich bedanke mich bei Ihnen für 
Ihre Großzügigkeit. Es war für mich ein Genuß. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bevor ich 
diese Aktuelle Stunde schließe, gebe ich nach § 30 

unserer Geschäftsordnung der Abgeordneten Wollen-
berger das Wort. 

Vera Wollenberger (Bündnis 90/GRÜNE): Herr Kol-
lege Friedrich, Sie haben sich vorhin in abfälliger 
Weise darüber geäußert, daß ich mir Videos angucke. 
Ich wollte an dieser Stelle noch einmal sagen, daß das 
ein Video war, das ein Hamburger Unternehmer je-
dem Mitglied des Deutschen Bundestages mit der 
Bitte zugeschickt hat, sich dieses Video anzusehen 
und den Fragebogen auszufüllen. Ich finde, es ist eine 
Schande, wie Sie sich über die Initiativen solcher be-
sorgter Bürger lustig machen. Ich finde es eine 
Schande, daß Sie dann auch noch von den Politikern 
Ihrer Fraktion Beifall dafür kriegen. Ich hoffe, daß die 
Wähler das registrieren. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Damit 
sind wir am Ende dieses Tagesordnungspunktes. Ich 
mache Sie darauf aufmerksam, daß die Aktuelle 
Stunde mehr als 70 Minuten gedauert hat. 
Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-

rufe, möchte ich klarstellen, daß, nachdem ich mir das 
Protokoll durchgelesen habe, völlig klar ist, daß der 
Bundesminister Schäuble den Abgeordneten Dr. Mat-
terne nicht als PDS-Mitglied bezeichnet hat. Ich 
glaube, das dient der Klarstellung, und damit ist diese 
Angelegenheit auch erledigt. 

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 4 a und 4 b 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Claudia Nolte, Norbert Geis, Dr. Ma-
ria Böhmer, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordne-
ten Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink, Detlef 
Kleinert (Hannover), Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung adoptionsrecht-
licher Fristen (AdoptFristG) 
—Drucksache 12/1106 — 

Beschlußempfehlung und Be richt des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 
—Drucksache 12/1165 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Herbert Helmrich 
Dr. Hans de With 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Claudia Nolte, Dr. Ma ria Böh-
mer, Monika Brudlewsky, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr. Margret Funke-Schmitt

-

Rink, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 
Dr. Eva Pohl, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP Fristverlängerung zur An-
tragstellung auf Aufhebung von Zwangsadop-
tionen 
—Drucksachen 12/763, 12/1165 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Herbert Helmrich 
Dr. Hans de With 
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Zum Gesetzentwurf — das muß ich dem Haus mit-
teilen — liegt ein Änderungsantrag der Gruppe PDS/ 
Linke Liste vor. 
Für die Aussprache schlägt Ihnen der Ältestenrat 

eine Debattenzeit von einer Stunde vor. Das Haus ist 
offensichtlich damit einverstanden. Dann kann ich das 
als beschlossen feststellen. 
Ich eröffne die Debatte. Das Wort hat der Herr Ab-

geordnete Dr. Luther. 
Ich mache das Haus noch darauf aufmerksam, daß 

die vorgesehene Debattenzeit nicht ein Muß, sondern 
eine Begrenzung nach oben hin ist. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich, daß so schnell und unkompliziert der sich ab-
zeichnende Tatbestand, die adoptionsrechtlichen F ri

-sten bei Zwangsadoptionen zu verlängern, von der 
Bundesregierung aufgegriffen und ein entsprechen-
der Gesetzentwurf erarbeitet wurde, daß dieser Ent-
wurf von den Kollegen des Deutschen Bundestages so 
schnell bearbeitet wurde und eine fast unstrittige Aus-
schußempfehlung erstellt werden konnte. 
Zur Begründung der Notwendigkeit der Fristver-

längerung wurde sehr viel gesagt. Deshalb möchte ich 
auf einige Punkte eingehen, die mir für den weiteren 
Umgang mit diesem Gesetz wichtig erscheinen. Die-
ses Gesetz wurde notwendig, weil 40 Jahre DDR eine 
solche Menge Unrecht hinterlassen haben, daß es mit 
dem normalen Menschenverstand kaum faßbar ist. So 
ist dieses Gesetz der Ausdruck für den Zeitgewinn, 
der für die Erfassung, die Aufarbeitung dieses Stücks 
trüber deutscher Geschichte notwendig ist, welche 
von einem menschenverachtenden System inszeniert 
wurde. 
Auf mich wirkt es dann schon eigenartig, wenn wir, 

wie bei der Einbringung dieses Gesetzes geschehen, 
von Vertretern der Erbpartei dieses Unrechtsstaates 
darüber belehrt werden, uns vor politischem Miß-
brauch bei der Anwendung dieses zu verabschieden-
den Gesetzes und damit vor der Aufarbeitung der 
DDR-Geschichte zu hüten. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der 

Beschäftigung mit diesem Gesetz wurden mir zwei 
Dinge deutlich. Lassen Sie mich den ersten Gedanken 
in folgendes Bild fassen: Wenn ein Kunstwerk zerstört 
wurde, erfordert es sehr viel Wissen, Können und Fin-
gerspitzengefühl, um es einigermaßen zu restaurie-
ren. Der Staat DDR und seine Verantwortlichen — da 
sollte man auch schon Namen nennen, z. B. Frau 
Honecker — hatten Unrecht angeordnet, und das 
Ausmaß ist erst nach und nach zu erkennen. Familien 
sind zerstört worden, obwohl von ihnen viel geredet 
wurde, von ihrer Förderung, von der Stellung der Frau 
in der Gesellschaft und daß das Wohl unserer Kinder 
in der Mitte stehe. Die Folgen dieser scheinbar huma-
nistischen Politik haben wir heute zu bewältigen. Auf 
der einen Seite gibt es Eltern, die von ihren Kindern 
getrennt wurden, und es ist ihr Recht, dieses Unrecht 
benennen zu dürfen. Auf der anderen Seite sind Fami-
lien mit adoptierten Kindern, die — das ist anzuneh-
men — familiäre Bindungen aufgebaut haben, die für 
die gesunde Entwicklung der Kinder notwendig 
sind. 

Weiterhin sind da die Interessen der erwachsenen 
Kinder, die im Falle der ungerechtfertigten politischen 
Adoption ein Recht auf ihre Vergangenheit haben. 
Letzteres bedeutet für die Kinder einen psychologi-
schen Druck, der gerade im Jugendalter für die Kinder 
sehr bedenkliche Folgen für ihre Weiterentwicklung 
haben kann. 

Deshalb appelliere ich an die betroffenen Instanzen, 
mit den betroffenen Menschen sorgsamst umzugehen 
und Humanitas vor das rechtlich Mögliche zu stellen. 
Hier ist eine Zusammenarbeit von Juristen, Psycholo-
gen und Seelsorgern wünschenswert. So war für mich 
die Initiative von Frau Rönsch sehr begrüßenswert, am 
10. September dieses Jahres eine Fachtagung zum 
Thema „Zwangsadoptionen in der DDR" einzuberu-
fen. Es wurde deutlich, daß eine eingehende fachliche 
Beratung, Begleitung und Unterstützung der betroffe-
nen Menschen im Mittelpunkt stehen müssen. Diese 
Hilfen haben sich auf die unmittelbar und mittelbar 
betroffenen Menschen zu erstrecken. Dazu zählen 
auch die Kinder, die nach der Klärung ihrer Identität 
suchen. 

Die nun gegebene gesetzliche Möglichkeit der 
Überprüfung aller ohne Einwilligung der Eltern er-
folgten Adoptionen auf politische Motivation durch 
den Staat darf nicht dazu führen, daß alle Adoptionen 
plötzlich als offen gehandelt werden. Wenn man sich 
vor Augen führt, daß bei über 7 000 Adoptionen 1989 
allein in der alten Bundesrepublik 326mal die Adop-
tion ohne Einwilligung der Eltern erfolgte, dürfte klar 
sein, daß auch die Adoptionen in der ehemaligen DDR 
in ihrer übergroßen Mehrheit rechtsstaatlichen Prü-
fungen standhalten. Das wollte ich hier zur Sicherheit 
für die Familien sagen, die sich durch die heutige 
Debatte verunsichert fühlen und sich Sorgen um ihre 
Familie machen. 

Nochmals zu meinem Bild des zerstörten und reno-
vierungsbedürftigen Kunstwerkes: Der Ausgangszu-
stand ist nicht mehr erreichbar. Es ist hier viel Mühe 
und Kleinarbeit erforderlich: der Eheleute, die Leid 
durch politisch motivierte Zerstörung erfahren haben, 
der Kinder, die die Wahrheit über ihre Eltern bean-
spruchen dürfen, und der Adoptiveltern, die eventuell 
unwissend in dieses Dilemma hineingezogen wurden. 
Dieses Leid ist zwar nicht reparabel, aber es muß ge-
lindert werden. Es zeigt sich ganz deutlich, daß die 
begonnene Diskussion vom 10. September aktuell 
fortgeführt werden muß. 

Ich möchte noch einen zweiten Gedanken äußern: 
Der Unrechtsstaat DDR muß aufgearbeitet werden; 
die Verantwortlichen müssen bestraft werden. Ich 
hoffe, daß die Untersuchungen im Zusammenhang 
mit der Zwangsadoption ihren Beitrag zur Schuldfest-
stellung liefern. 

Diese genannte Aufgabe ist für einen Rechtsstaat 
kaum zu bewältigen. Werden aber die Schuldigen — 
ich meine als Beispiel nicht die Mauerschützen, son-
dern Honecker, Mielke, Wolf und wie sie alle hei-
ßen — nicht bestraft, dann weiß ich nicht, wie ich den 
Menschen in meiner Heimatstadt Zwickau erklären 
soll, was Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Um eine Vergangenheitsbewältigung kommen wir 
alle nicht herum. Diese Vergangenheitsbewältigung 
holt uns täglich ein: sei es heute im Bundestag durch 
das behandelte Thema der Zwangsadoption, sei es 
durch das Problem des Umgangs mit Stasi-Akten und 
ihren Folgewirkungen in der Öffentlichkeit, sei es 
durch die mangelnde Sensibilität der Menschen in 
den neuen Bundesländern bei der Bewältigung der 
Probleme, beim Zusammenleben und bei der Integra-
tion von Asylbewerbern und Ausländern. Niemand 
kann sich dieser Aufgabe verschließen. Das ist unser 
aller Problem. Ich wünsche mir, daß dies auch als 
gesamtdeutsches Problem erkannt und angenommen 
wird, unabhängig z. B. von Zugehörigkeit zu Parteien. 
Es ist für mich wohltuend festzustellen, daß es zumin-
dest bei diesem Gesetz gelungen ist, Sachlichkeit vor 
Parteienzwist zu stellen. 
Ich empfehle für meine Fraktion die Annahme des 

Gesetzes in dieser Form. 
Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Pick. 

Dr. Eckhart  Pick (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Gegenstand der heutigen Bera-
tung ist Teil des Kapitels „Wiedergutmachung von 
SED-Unrecht" ; dabei ist es gleichzeitig eines der dun-
kelsten. Dunkel deshalb, weil es sich wohl um die 
widerwärtigste Form des Eingriffs in den Familienver-
band unter dem SED-Regime handelt, zum anderen, 
weil wir einfach nicht informiert sind über die Zahl der 
Zwangsadoptionen. Wir kennen auch nicht die dahin-
ter stehenden menschlichen und familiären Schick-
sale. 
Ich bin froh, daß auch mein Vorredner differenziert 

und gesagt hat, daß es hier um die Zwangsadoptionen 
aus politischen Gründen geht. Sie sind in der Tat 
Unrecht, sie sind in tiefstem Grunde inhuman und 
menschenverachtend. 
Aber wir wissen, daß es neben den politisch moti-

vierten Zwangsadoptionen eine Reihe von anderen 
Fällen gab, die nicht so deutlich politisch geprägt wa-
ren. Es geht um bestimmte Straftatbestände, die den 
Eltern vorgeworfen wurden und die die Grundlage für 
die Zwangsadoptionen geboten haben, beispiels-
weise Republikflucht, Spionage, ja sogar Asozialität, 
wie es auch bei der von Ihnen angesprochenen Ver-
anstaltung deutlich geworden ist. 
Daneben gab es eine Fülle von Adoptionen gegen 

oder ohne den Willen der Eltern, weil sich diese — wie 
das in jeder Gesellschaft vorkommt — nicht um ihre 
Kinder kümmerten oder sogar ihr Sorgerecht miß-
braucht haben. 
Angesichts des sehr unterschiedlichen Befundes 

verbietet sich auch eine generalisierende Betrach-
tungsweise. Jeder einzelne Fall muß für sich beurteilt 
werden. Dies ist nach unserem Verständnis Aufgabe 
der unabhängigen Justiz in Form der Vormund-
schaftsgerichte. Es gibt keine Automatik. Die Ge-
richte haben stets den besonderen Sachverhalt zu prü-
fen, und sie haben eine Abwägung zu treffen, nämlich 
dahingehend, ob das Kindeswohl im Einzelfall eine 

Aufhebung erfordert oder nicht. Dies kann zu der auf 
den ersten Blick unverständlichen Konsequenz füh-
ren, daß selbst in ganz eindeutigen Fällen politisch 
motivierter Zwangsadoption eine Aufhebung nicht 
gerechtfertigt sein kann, weil mittlerweile in Jahren 
oder sogar Jahrzehnten eine echte Eltern-Kind-Bezie-
hung entstanden ist, wie das in einer „normalen" Fa-
milie üblicherweise der Fall ist. 
Sicherlich ist festzuhalten, daß wohl in den meisten 

Fällen auch die Adoptiveltern gutgläubig gewesen 
sind und nicht im einzelnen informiert worden sind 
über den Grund der Entziehung des Sorgerechts der 
leiblichen Eltern. 

Das führt mich auch zu der Mahnung, daß wir den 
betroffenen leiblichen Eltern nicht einreden, daß 
Zwangsadoptionen in jedem Fall rückgängig gemacht 
werden müßten oder könnten. Dies hat mein Vorred-
ner dankenswerterweise auch schon so betont. 
Schließlich wissen wir auch, daß gerade die leibli-

chen Eltern nicht immer den Wunsch haben, die ihnen 
aufgezwungene staatliche Entscheidung der Zwangs-
adoption zu revidieren. Vielen kommt es auch darauf 
an, daß sie selber rehabilitiert werden; denn sie sind ja 
häufig kriminalisiert worden, und sie haben nicht die 
Möglichkeit gehabt, sich rechtsstaatlich zu verteidi-
gen. Sicherlich wird es manchem auch darauf ankom-
men, einfach zu erfahren, was aus seinen Kindern 
geworden ist, umgekehrt, was aus den leiblichen El-
tern geworden ist. Auch hier haben wir die Aufgabe, 
diesen Menschen zu ihrem Recht zu verhelfen. Ich 
finde, das ist die mindeste Form der Wiedergutma-
chung, die wir leisten können. 
Ich bin etwas skeptisch, ob die Verlängerung der 

Antragsfrist um die zwei Jahre, um die es jetzt geht, 
dazu führen wird, daß mehr Anträge auf Überprüfung 
gestellt werden. Das kann noch niemand absehen. 
Aber ich denke, daß wir im Interesse der Überprü-
fungsmöglichkeit diese F rist verlängern sollten. 
Ich sage aber auch ganz deutlich: Nach Ablauf die-

ser Frist — das gilt auch in Fällen, in denen diese F rist 
ohne Verschulden versäumt worden ist, also mit Ende 
des 2. Oktober 1993 — müssen alle Beteiligten davon 
ausgehen können, daß sämtliche Adoptionen, die auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR erfolgten, dann 
auch bestandskräftig sind. Dies fordert einerseits der 
Rechtsfrieden, andererseits das Vertrauen auf die ge-
wachsene Eltern-Kind-Beziehung. Das heißt, hier 
muß die Einzelfallgerechtigkeit — so schwer das im 
konkreten Fall dann auch sein mag — hinter dem 
Grundsatz des Rechtsfriedens zurückstehen. 
Unter diesen Voraussetzungen, meine Damen und 

Herren, hat die SPD-Bundestagsfraktion dieses Ge-
setzgebungsverfahren begleitet; sie wird diesem Ge-
setzentwurf auch zustimmen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun 
spricht die Abgeordnete Frau Funke-Schmitt-Rink. 

Dr. Margret Funke-Schmi tt-Rink (FDP): Herr Präsi-
dent! Meine Herren, meine Damen! Sehr zügig haben 
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die mit diesem Gesetzentwurf befaßten Ausschüsse 
ihre Beratungen durchgeführt und Beschlüsse gefaßt. 
Es gibt keinen Zweifel an der Notwendigkeit und 
Richtigkeit dieses Gesetzentwurfs, der die Verlänge-
rung der Frist zur Stellung eines Antrags auf Aufhe-
bung einer Zwangsadoption um zwei Jahre — näm-
lich bis zum 2. Oktober 1993 — verlängert. 

Schon zweimal hatten wir hier Gelegenheit, uns mit 
diesem sehr dunklen Kapitel aus der Familienpolitik 
der ehemaligen DDR zu befassen; und ich glaube 
— das habe ich ja auch gerade gehört —, wir sind uns 
alle in der Bewertung von Zwangsadoptionen aus 
politischen Gründen einig. 

Im Interesse der leiblichen Eltern, gegen deren Wil-
len und ohne deren Einverständnis Kinder zur Adop-
tion weggenommen wurden, wurde die F rist auf zwei 
Jahre verlängert. Und im Interesse der Kinder und 
zum Wohl der Kinder, die von Dritten adoptiert wor-
den sind, wurde die Fristverlängerung auf zwei Jahre 
begrenzt. 

Erlittenes Unrecht in der ehemaligen DDR soll wie-
dergutgemacht werden können, aber im Mittelpunkt 
und an erster Stelle jeder Entscheidung muß das Kin-
deswohl stehen. Alle Beteiligten müssen in besonde-
rer Verantwortung handeln. 

Das ganze Ausmaß menschlicher Schicksale und 
Familientragödien — verursacht durch das SED-Un-
rechtsregime — werden wir wohl nie erfassen kön-
nen. 

Vielen Dank. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat die Abgeordnete Frau Dr. Fischer. 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte erneut 
betonen, daß die Abgeordnetengruppe PDS/Linke Li-
ste jeglichen politischen Mißbrauch des Adoptions-
rechts in der ehemaligen DDR verurteilt. 

Die Verlängerung der Frist zur Überprüfung jener 
Fälle, die nachweislich auf einer politisch-mißbräuch-
lichen Ersetzung elterlicher Einwilligung zur Adop-
tion begründet sind, wird von uns als notwendig er-
achtet, weil jeder Fall aus meiner Sicht schon einer 
zuviel ist. Ich weiß wovon ich rede; ich war bei Adop-
tionen indirekt beteiligt. 

In jedem der bislang bekannten sechs Fälle, bei 
denen es sich um bereits volljährige Adoptivkinder 
handelt, sollte eine Aufhebung des Annahmeverhält-
nisses nur mit deren Zustimmung erfolgen. 

Wir wenden uns jedoch mit aller Entschiedenheit 
dagegen, daß mit der Fristverlängerung für Aufhe-
bungsanträge von politisch mißbräuchlich begründe-
ten Annahmeverhältnissen zugleich einer gesetzli-
chen Infragestellung aller in der ehemaligen DDR 
ohne elterliche Einwilligung vorgenommenen Adop-
tionen Tor und Tür geöffnet wird, wie Herr Kinkel es 
hat durchblicken lassen. Ein solches Vorgehen wider-
spricht meiner Meinung nach der Würde von Adoptiv-
eltern und Adoptierten, nebenbei auch Prinzipien der 
Rechtsstaatlichkeit. 

Es ist hinlänglich bekannt, daß die adoptionsrecht-
lichen Regelungen in der Mehrheit der europäischen 
Staaten analog zu § 1747 Abs. 4 BGB festgelegt sind 
und praktiziert werden. Auch in der Altbundesrepu-
blik sind elterliche Einwilligungen gemäß diesem Pa-
ragraphen ersetzt worden, ohne daß deren Wirkung 
aufgehoben werden könnte. 

Die gesamte gesetzliche Palette der Ersetzung elter-
licher Einwilligung zur Adoption für die ehemalige 
DDR nunmehr außer Kraft zu setzen würde auf unge-
rechtfertigte Weise über Jahre herausgebildete sta-
bile Familienbeziehungen erschüttern, Menschen 
verunsichern und obendrein deren humanistisches 
Handeln diskreditieren. 

Wir fordern die Respektierung der Adoptionsrege-
lung, die — international ist es ähnlich — elterliche 
Einwilligung als ersetzbar ansieht, wenn Eltern dau-
ernd abwesend und außerstande sind, eine Einwilli-
gungserklärung abzugeben. Deshalb drängen wir auf 
eine eindeutige Definition des Grundes für die Aufhe-
bung von Annahmeverhältnissen als nachweislich 
politischen Mißbrauch des Adoptionsrechts. 
Es geht uns darum, auszuschließen, daß alle diese in 

der DDR vorgenommenen Adoptionen in Frage ge-
stellt bzw. Adoptiveltern und Adoptierte politischer 
Diskriminierung ausgesetzt werden können. 
Unser Anliegen ist es, erstens politisch Unrecht und 

Rechtsbeugung zu beseitigen, zweitens einen garan-
tieren Schutz der auf gesetzlicher Grundlage einge-
gangenen Annahmeverhältnisse zu gewährleisten 
und drittens jede Form einer politisch-rechtlichen De-
montage der Würde von Bürgern und Bügerinnen der 
ehemaligen DDR zu verhindern. 

Wir plädieren nachdrücklich dafür, daß nachweis-
lich politisch mißbräuchlich begründete Annahme-
verhältnisse innerhalb von drei Jahren aufgehoben 
werden können. Ich hätte mir dazu eine Änderung des 
Antrags gewünscht. Wir werden aber auch ohne An-
nahme dieser Änderung zustimmen. 

Alle Adoptionen, die im Interesse des Kindes liegen 
und lagen, müssen unangetastet bleiben. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun die Abgeordnete Frau Eymer. 

Anke Eymer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kollegen und Kolleginnen! 
Die politisch bedingte Zwangsadoption in der ehe-
maligen DDR gehört zu den schrecklichsten Hinter-
lassenschaften des SED-Regimes. Ich denke, wir sind 
uns in diesem Hohen Hause einig: Nur weil Menschen 
eine andere politische Vorstellung hatten als das Re-
gime und ihr Land verlassen wollten, nahm man Müt-
tern und Vätern ihr ureigenstes Recht, für ihre Kinder 
zu sorgen. Den Kindern nahm man das Recht, von den 
leiblichen Eltern behütet und versorgt zu werden. 
Wir haben heute die Chance, dieses Unrecht, we-

nigstens in Grenzen, wieder zu beheben. 
Gegen den Willen der Eltern wurden in der ehema-

ligen DDR seit 1973 5 693 Kinder auf Grund von Kla- 
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gen zur Adoption freigegeben. Das elterliche Erzie-
hungsrecht wurde in 1 660 Fällen durch Klageverfah-
ren den betroffenen Eltern entzogen. Diese anonyme 
Statistik wiegt schwer, weil auch nach einem Jahr 
intensiver Arbeit nicht feststeht, in wieviel dieser ins-
gesamt 7 353 Fälle Kinder von ihren Eltern, von ihrer 
Familie allein aus politischen Gründen getrennt wur-
den. 

Die Aufarbeitung der Adoptionsakten gestaltet 
sich schwierig, vor allem deswegen, weil seit dem 
Jahreswechsel 1975/76 eine geschicktere Vorgehens-
weise der Behörden zu verzeichnen ist. Pressebe-
richte, die politisch bedingte Zwangsadoption in der 
ehemaligen DDR angeprangert hatten, waren der 
Grund für diesen Wandel. 

Außerdem wurden alle Adoptionen unter Berück-
sichtigung der gesetzlichen Vorschriften durchge-
führt. Sie sonnen sich auch jetzt noch in dem trügeri-
schen Schein der Rechtmäßigkeit. Kaum eine der zu-
ständigen Behörden und kaum eines der Gerichte der 
ehemaligen DDR war darum verlegen, die gesetzli-
chen Vorschriften nach Bedarf, nach politischer Op-
portunität auszulegen. 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Was heißt 
eigentlich „zum Wohl des Kindes"? Für das SED-
Regime und sein Rechtsverständnis war gerade eine 
solche Generalklausel ein geeignetes Einfallstor, um 
über menschliches Unrecht den Mantel des Rechts zu 
stülpen. Die sachfremde und mißbräuchliche Ausle-
gung dieser Klausel des § 70 Abs. 1 des Familienge-
setzbuchs der DDR war ein leichtes, um die politische 
Zwangsadoption durchzusetzen. 

Wer sich darauf berufen will, es könne nicht Un-
recht sein, was gestern noch Recht war, erkennt nicht: 
Müttern und Vätern die Kinder zu nehmen kann über-
haupt nur in engumgrenzten Ausnahmefällen recht-
mäßig sein. Dort, wo Recht aus politischer Opportuni-
tät heraus gebeugt wird, war schon immer Unrecht. 

Die in drei der neuen Bundesländer eingerichteten 
Clearingstellen stehen heute vor der schweren Auf-
gabe, die zunehmenden Anfragen über Zwangsadop-
tionen zu bearbeiten. Eine gerechte und wahrheits-
getreute Arbeit ist hier zu leisten. Gerechtigkeit kostet 
Zeit. 

Bereits 50 Anfragen sind bisher an die Berliner 
Clearingstelle gerichtet worden. In sechs bearbeiteten 
Fällen erhärtete sich der Verdacht einer politisch mo-
tivierten Zwangsadoption. 

Das Land Sachsen-Anhalt hat alle Landkreise und 
kreisfreien Städte zur Überprüfung der Adoptionsak-
ten seit 1970 angehalten. Schon jetzt haben sich in 
15 Fällen erhebliche Verdachtsmomente gebildet. 

Sie sehen, meine verehrten Damen und Herren, 
welch schwere Hinterlassenschaft es aufzuarbeiten 
gilt. 

Die im Oktober endende Frist zur Aufhebung poli-
tischer Zwangsadoptionen ist ein bedeutender Schei-
telpunkt, bedeutend für uns alle, weil mit ihm die 
Chance verstreichen würde, fair einen Teil deutscher 
Vergangenheit aufzuarbeiten, Justizunrecht zu besei-
tigen, das vielen Menschen ein schweres Schicksal 
beschied, ihnen eine menschliche Last aufbürdete, 

nur weil sie anderes dachten, als es das Regime von 
ihnen erwartete. 
Eine Aufarbeitung ist unerläßlich. Sie ist bedeutend 

für jeden einzelnen Betroffenen, weil nur eine Verlän-
gerung der F rist ihm die Chance gibt, die eigene Iden-
tität zu finden. 
Dabei kann man nicht generelle Lösungsmöglich-

keiten suchen, sondern nur eine sensible Einzelfall-
prüfung gibt den Betroffenen ihren Leumund zurück, 
als Mutter oder Vater das Beste für das Kind gewollt 
zu haben. 
Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun die Abgeordnete Frau Nolte. 

Claudia Nolte (CDU/CSU) : Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Das heute von uns zu 
verabschiedende Gesetz zur Änderung adoptions-
rechtlicher Fristen stellt ein Mosaiksteinchen der Be-
mühungen dar, geschehenes Unrecht des totalitären 
sozialistischen Systems rückgängig zu machen oder 
wenigstens zu mildern. 
Viele Anliegen, die mir in Bürgersprechstunden an-

getragen werden, basieren darauf, daß der damalige 
Unrechtsstaat Bürgerrechte mit Füßen trat, angefan-
gen beim Schutz des Eigentums über das Recht auf 
Bildung unabhängig von der Weltanschauung bis zur 
Verweigerung von Kriegsopferentschädigungen. 

Ich bin immer wieder erschrocken, wenn Betroffene 
berichten, wie sie zu Handlungen erpreßt wurden 
bzw. daß sie keine Möglichkeiten des Einklagens ih-
rer Rechte hatten. 

Wir werden lange daran zu tragen haben, DDR-
Geschichte aufzuarbeiten. Es muß alles getan werden, 
dem Vergessen, was die Strukturen und Handlungs-
weisen eines totalitären Systems bet rifft, entgegenzu-
wirken. 

Zwangsadoptionen — sei es, weil die Eltern als aso-
zial eingestuft wurden, oder offensichtlich politisch 
motiviert — stellen mit eines der düsternsten Kapitel 
der DDR-Willkür dar. Wir kommen hier zu der Proble-
matik, die uns auf dem Weg, den Rechtsstaat auch in 
den neuen Bundesländern aufzubauen, immer wieder 
begegnet: In welcher Weise kann Wiedergutmachung 
erfolgen, kann Unrecht rückgängig gemacht werden, 
ohne neues Unrecht zu schaffen? 

Uns berühren die menschlichen Schicksale, das 
Leid, das Eltern und Kindern bei der Zwangstrennung 
zugefügt wurde. Aber wir müssen auch sensibel ge-
nug bei der Aufhebung von Zwangsadoptionen sein. 
Es ist richtig, hierbei dem Wohle des Kindes Priorität 
einzuräumen. Den Vormundschaftsgerichten kommt 
dabei eine neue schwierige Aufgabe zu. 

Ich wünsche mir, daß es uns mit diesen und anderen 
Gesetzen gelingt, geschehenes Unrecht ein Stück 
weit wiedergutzumachen und der Gerechtigkeit zum 
Durchbruch zu verhelfen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 



3602 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 43. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 25. September 1991 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Dr. Göhner das Wort. 

Dr. Reinhard Göhner, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Justiz: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte zunächst einmal namens 
der Bundesregierung den beteiligten Ausschüssen, 
insbesondere dem Rechtsausschuß, für die außeror-
dentlich und auch unüblich kurzfristige Beratung, die 
hier heute zur Verabschiedung des Gesetzentwurfs 
führen kann, sehr herzlich danken. Dadurch können 
wir gewährleisten, daß noch vor Ablauf der geltenden 
Frist die Verlängerung adoptionsrechtlicher Fristen 
beschlossen werden kann. 

Die politisch motivierten Zwangsadoptionen des 
SED-Regimes gehören — das haben alle betont — zu 
den schlimmsten und abscheulichsten Hinterlassen-
schaften des SED-Regimes. Obwohl wir bei Abschluß 
des Einigungsvertrages keine gesicherten Erkennt-
nisse darüber hatten, in wieviel Fällen und mit wel-
chen Begründungen Zwangsadoptionen geschehen 
sind, haben wir diese Problematik in den Einigungs-
vertrag aufgenommen. Eltern, deren Kinder durch die 
Behörden der ehemaligen DDR z. B. nach einer ge-
glückten oder versuchten sogenannten Republik-
flucht wegadoptiert worden sind, können diese Adop-
tionen durch das zuständige Vormundschaftsgericht 
überprüfen lassen. 

Dabei, Frau Kollegin Dr. Fischer, geht es um Einzel-
fallprüfungen, wobei das Kindeswohl im Vorder-
grund steht. Es geht — das hat der Bundesminister der 
Justiz entgegen dem, was Sie hier vorgetragen haben, 
mehrfach betont — um die Anfechtungsmöglichkei-
ten bei Adoptionen wegen politischer Mißliebigkeit 
der Eltern. Hier verlängern wir die Antragsfrist auf 
drei Jahre. 

Gerade in einer Familie und insbesondere zwischen 
Eltern und Kindern bestehen engste Beziehungen. 
Hier darf und kann in der Tat nicht stur und formelhaft 
vorgegangen werden; vielmehr muß jeder Einzelfall 
geprüft werden. Herr Professor Pick hat das Notwen-
dige dazu gesagt. 

Opfer sind nicht nur die Eltern, denen ihr Kind weg-
genommen worden ist; Opfer ist natürlich vor allem 
das Kind, das nunmehr zwischen zwei Familien ste-
hen könnte. Opfer sind auch die Adoptiveltern, die 
das adoptierte Kind lieben gelernt haben. Diese Eltern 
wußten zum Teil gar nicht, daß ihr angenommenes 
Kind den leiblichen Eltern aus politischen Motiven 
weggenommen worden war. Deshalb muß in der Tat 
die oberste Maxime sein — wie auch Frau Kollegin 
Nolte vorhin gesagt hat — : Neues Leid darf nicht ent-
stehen. 

Wir gingen beim Abschluß des Einigungsvertrages 
davon aus, daß eine einjährige Frist ausreichend sein 
würde. Wir dachten, alle betroffenen Eltern könnten 
in dieser Zeit die entsprechenden Fakten sammeln 
und eine Überprüfung des unrechtmäßig begründe-
ten Annahmeverhältnisses beantragen. Aber Akten-
funde in der jüngsten Zeit drängen den Verdacht auf, 
daß der Einfallsreichtum des DDR-Regimes viel grö-
ßer war, als wir uns jemals vorstellen konnten. 

So haben sich inhaftierte Eltern, denen die Einwilli-
gung in die Adoption ihres Kindes abgenötigt worden 
war, an die Öffentlichkeit gewandt. In vielen Fällen 
war der Entzug des elterlichen Sorgerechts Folge ei-
ner vorangegangenen politischen Kriminalisierung. 
Junge Mütter wurden wegen angeblicher Verletzung 
der Arbeitspflicht zu Freiheitsstrafen verurteilt. Ihnen 
wurde dann das Sorgerecht für das Kind entzogen. 
Auch dies sind Fälle von Zwangsadoptionen. 

Aber gerade weil die tatsächlichen Grundlagen und 
die tatsächlichen Formen der Zwangsadoption unklar 
sind, ist die ursprünglich vorgesehene einjährige F rist 
zur Überprüfung zu kurz. Mit der Verlängerung der 
Antragsfrist auf drei Jahre soll diesem Umstand Rech-
nung getragen werden, wobei völlig dahingestellt 
sein mag, ob es deshalb mehr Anträge auf Überprü-
fung geben wird. Auch hier stimme ich dem, was die 
Vorredner gesagt haben, ausdrücklich zu. 

Jetzt müssen auf Antrag die Adoptionen sorgfältig 
herausgefunden werden, in denen die politische Miß-
liebigkeit der Eltern ausschlaggebend war. 

Das SED-Regime hat uns mit diesen Adoptionen 
eine besonders abscheuliche Erblast hinterlassen. 
Dieses Gesetz soll dazu beitragen, dieses Stück des 
Unrechts aufarbeiten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, damit kann ich die Aussprache 
schließen. Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung 
und Abstimmung. 

Zunächst einmal empfiehlt der Rechtsausschuß auf 
Drucksache 12/1165, den Gesetzentwurf der Fraktio-
nen der CDU/CSU und der FDP unverändert anzu-
nehmen. 

Ich rufe Art. 1 auf. Dazu liegt ein Änderungsantrag 
der Gruppe PDS/Linke Liste auf Drucksache 12/1191 
vor. 

Ich lasse erst einmal über den Änderungsantrag 
abstimmen. Wer stimmt für den Änderungsantrag? — 
Wer stimmt dagegen? — Dann ist dieser Änderungs-
antrag mit den Stimmen der SPD, der CDU/CSU und 
der FDP abgelehnt. 

Wer stimmt nunmehr für Art. 1 des Gesetzentwurfs? 
— Das ist einstimmig. Damit ist Art. 1 angenommen. 

Ich rufe Art. 2, Einleitung und Überschrift auf. Ich 
bitte diejenigen, die den aufgerufenen Vorschriften 
zuzustimmen wünschen, um das Handzeichen. — 
Auch Art. 2 ist einstimmig angenommen. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte die-
jenigen, die dem Gesetzentwurf auf Drucksache 
12/1106 zuzustimmen wünschen, sich zu erheben. — 
Damit kann ich feststellen, daß der Gesetzentwurf ein-
stimmig angenommen worden ist. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt außerdem unter 
Buchstabe b seiner Beschlußempfehlung, den Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf Drucksa-
che 12/763 für erledigt zu erklären. Wer dieser Be- 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg 

schlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Auch das ist wohl einstim-
mig. 

Damit sind wir am Schluß unserer heutigen Ta-
gesordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des 
Deutschen Bundestages auf morgen, Donners

-

tag, den 26. September 1991, 9 Uhr ein und wün-
sche Ihnen einen angenehmen und erholsamen 
Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.51 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 
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Wilfried 

Brandt, Willy SPD 25. 09. 91 
Büchler (Hof), Hans SPD 25. 09. 91 ** 
Bühler (Bruchsal), Klaus CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Genscher, Hans-Dietrich FDP 25. 09. 91 
Dr. Hartenstein, Liesel SPD 25. 09. 91 * 
Janz, Ilse SPD 25. 09. 91 
Jung (Düsseldorf), Volker SPD 25. 09. 91 
Kittelmann, Peter CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Koltzsch, Rolf SPD 25. 09. 91 
Kretkowski, Volkmar SPD 25. 09. 91 
Lenzer, Christian CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Lummer, Heinrich CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Maaß (Wilhelmshaven), CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Erich 

Marten, Günter CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Dr. Meyer zu Bentrup, CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Reinhard 

Möllemann, Jürgen W. FDP 25. 09. 91 
Dr. Müller, Günther CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Nolte, Claudia CDU/CSU 25. 09. 91 
Pfuhl, Albert SPD 25. 09. 91 ** 
Dr. Probst, Albert CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Reddemann, Gerhard CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Reimann, Manfred SPD 25. 09. 91 ** 
Rempe, Walter SPD 25. 09. 91 
von Renesse, Margot SPD 25. 09. 91 
Rühe, Volker CDU/CSU 25. 09. 91 
Schluckebier, Günther SPD 25. 09. 91 ** 
von Schmude, Michael CDU/CSU 25. 09. 91 ** 
Skowron, Werner H. CDU/CSU 25. 09. 91 
Dr. Soell, Hartmut SPD 25. 09. 91 ** 
Dr. Sperling, Dietrich SPD 25. 09. 91 
Terborg, Margitta SPD 25. 09. 91 ** 
Thierse, Wolfgang SPD 25. 09. 91 
Vogel (Ennepetal), CDU/CSU 25. 09. 91 ** 

Friedrich 
Dr. Waigel, Theo CDU/CSU 25. 09. 91 
Weiß (Berlin), Konrad Bündnis 25. 09. 91 

90/GRÜNE 
Dr. de With, Hans SPD 25. 09. 91 
Zierer, Benno CDU/CSU 25. 09. 91 ** 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Parlaments 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm

-

lung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Peter Hintze auf die Frage 
der Abgeordneten Renate Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 3): 

Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß die Akten von Kriegsdienstverweigerern, die das 
60. Lebensjahr vollendet haben, nicht vernichtet, sondern im 
Bundesarchiv in Koblenz aufbewahrt werden sollen, und welche 
Kosten entstehen durch die Aufbewahrung dieser Akten beim 
Bundesarchiv in Koblenz? 

Die Bundesregierung ist aufgrund § 2 Abs. 1 des 
Bundesarchivgesetzes vom 6. 1. 1988 verpflichtet. Ak-
ten von Kriegsdienstverweigerern dem Bundesarchiv 
in Koblenz zur Übernahme anzubieten. Vorausset-
zung ist, daß diese Akten für die Zivildienstverwal-
tung nicht mehr benötigt werden und es sich um Ak-
ten von bleibendem Wert im Sinne des § 3 Bundesar-
chivgesetz handelt. Nicht mehr benötigt werden die 
Akten von Kriegsdienstverweigerern, die das 60. Le-
bensjahr vollendet haben. 

Ob den Unterlagen bleibender Wert zukommt, ent-
scheidet das Bundesarchiv im Benehmen mit der an-
bietenden Stelle. Das Bundesarchiv hat diese Frage in 
bezug auf die Zivildienstakten bejaht. 

Die Bundesregierung hat noch keine abschließende 
Entscheidung zur Übergabe von Akten dieser Art, 
soweit sie nicht mehr benötigt werden, getroffen. Die 
hiermit zusammenhängenden Fragen werden derzeit 
aufgrund einer Stellungnahme des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz erneut geprüft. 

Die Kosten einer Aufbewahrung beim Bundesar-
chiv lassen sich im einzelnen nicht beziffern. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage des Abgeordneten Klaus Harries (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/1175 Frage 6): 

Steht bereits fest, ob und ggf. in welcher Höhe sich die Bun-
desrepublik Deutschland an Entschädigungsleistungen beteili-
gen muß, die sich aus dem Nichtweiterbau und der Schließung 
des Schnellen Brüters in Kalkar ergeben? 

Es existieren eine Rückzahlungsforderung Belgiens 
und die Ankündigung möglicher Kompensationsfor-
derungen durch die Niederlande. Die Verhandlungen 
der Bundesregierung mit den belgischen und nieder-
ländischen Partnern innerhalb der Regierungskom-
mission zum SNR-300 dauern an. Nach Einschätzung 
der Bundesregierung bieten die Vereinbarungen über 
die internationale Zusammenarbeit beim Kernkraft-
werk Kalkar sowie die Verträge über die Errichtung 
und Finanzierung keine Grundlage für Entschädi-
gungsleistungen der Bundesrepublik Deutschland. 
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Anlage 4 

Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Norbert 
Lammert auf die Fragen des Abgeordneten Josef 
Grünbeck (FDP) (Drucksache 12/1175 Fragen 7 
und 8): 

Wieviel Prozent der Auszubildenden im Handwerk brechen 
ihre Ausbildung im ersten Lehrjahr ab, und wie hat sich diese 
Quote in den letzten fünf Jahren entwickelt? 
Wie viele dieser Abbrecher wechseln in eine Berufsausbil-

dung außerhalb des Handwerks bzw. beginnen eine Ausbil-
dung in einem anderen Handwerksberuf, und wie viele bleiben 
beim gleichen Lehrberuf und wechseln nur die Lehrstelle? 

Zu Frage 7: 
Vertragslösungen im Handwerk werden nicht nach 

Ausbildungsjahren ausgewiesen. Die vorliegenden 
Informationen über Vertragslösungen im Handwerk 
betreffen die Anzahl der Vertragslösungen insgesamt 
und in der Probezeit. 
Anzahl der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge 

im Handwerk: 

1989 1988 1987 1986 

Insgesamt 63 041 62 719 57 291 55 229 
in % der Neu-
abschlüsse: 31,7 29,0 25,1 21,4 
in der Probezeit: 14160 14184 12101 12 820 
in % aller 
Vertragslösungen: 22,5 22,6 21,1 23,2 

Während die Quote der Vertragslösungen im Hand-
werk insgesamt zugenommen hat, ist der Anteil der 
Vertragslösungen in der Probezeit nur geringen Ver-
änderungen unterworfen. 
Vergleichsrechnungen der übrigen Ausbildungsbe-

reiche zeigen, daß im ersten Ausbildungsjahr gut die 
Hälfte (55 %) der Vertragslösungen vorgenommen 
werden, im zweiten ein gutes Viertel (28 %) und im 
dritten etwa ein Achtel (13 %); vier Prozent entfallen 
auf das vierte Ausbildungsjahr. Mit fortschreitender 
Ausbildung fällt die Tendenz zur vorzeitigen Ver-
tragslösung. 

Zu Frage 8: 
Eine amtliche Statistik über den Verbleib der Ju-

gendlichen, die ihren Ausbildungsvertrag vorzeitig 
lösen, gibt es nicht. Der Vergleich der neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverträge mit der zeitlich entspre-
chenden Zahl der Prüfungsteilnehmer weist darauf 
hin, daß die hohe Quote der Vertragslösungen nicht 
mit endgültigen Ausbildungsabbrüchen gleichzuset-
zen ist. Die hohe Übereinstimmung dieser Zahlen be-
legt, daß die Steigerungen in den Vertragslösungen 
vor allem die Zahl der Vertragswechsler erhöht ha-
ben. 
Nach Erhebungen des Bundesinstituts für Berufsbil-

dung können drei Gruppen von Vertragslösern unter-
schieden werden: 
— rund die Hälfte sind Ausbildungswechsler, die die 
Berufsausbildung in einem anderen Ausbildungsbe-
ruf oder Ausbildungsbetrieb fortsetzen, nur für jeden 
zweiten von ihnen bedeutet dies auch eine berufliche 
Neuorientierung; 

— rund ein Drittel entscheidet sich für einen anderen 
Berufs- bzw. Ausbildungsweg und kehrt der betrieb-
lichen Ausbildung den Rücken; darunter findet je-
weils ein Drittel nach Vertragslösung eine Arbeits-
stelle oder ist arbeitslos, 
— die übrigen rund 20 To  sind ohne Ausbildung, stre-
ben aber eine weitere Berufsausbildung an. Ein grö-
ßerer Teil dieser Gruppe zählt zu den Problemfällen 
der Vertragslöser, bei denen individuelle Gründe, wie 
z. B. Lernschwächen, für die Vertragslösung überwie-
gen dürften. 
Für das Handwerk bedeutet Vertragslösung über-

wiegend keine Abkehr der Jugendlichen vom Hand-
werk. Nach einer Befragung der Handwerkskammer 
Trier setzen rund 60 To  der Vertragslöser im Hand-
werk die unterbrochene Ausbildung in einem ande-
ren Ausbildungsberuf oder in einem anderen Ausbil-
dungsbetrieb des Handwerks fort. 

Anlage 5 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring auf die 
Frage des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 13): 

Wie ist der Stand der deutsch-tschechoslowakischen Ver-
tragsverhandlungen, und bis wann kann mit einer Unterzeich-
nung des Vertrages gerechnet werden? 

Am 17. September 1991 fand in Bonn die fünfte Ver-
handlungsrunde zum Vertrag zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Tschechischen und Slo-
wakischen Föderativen Republik über gute Nachbar-
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit statt. In 
der Verhandlungsrunde ist es gelungen, weitere Eini-
gung in schwierigen Fragen zu erzielen. Eine Aussage 
über ein mögliches Unterzeichnungsdatum ist zur Zeit 
noch nicht möglich. 

Anlage 6 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Klaus Kübler (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 16): 

Liegen der Bundesregierung gesicherte Informationen über 
die Haftbedingungen der in China zu hohen Freiheitsstrafen 
verurteilten Demokraten Wei Jingsheng, Wang Dan, Wang Jun-
tao, Chen Ziming und Bao Zunxin vor, und welche Anstrengun-
gen unternimmt die Bundesregierung, die Freilassung oder zu-
mindest die Verbesserung der Haftbedingungen dieser inhaf-
tierten Demokraten zu erreichen? 

Die Bundesregierung hat sich mehrmals bilateral 
und gemeinsam mit ihren EG-Partnern für die Freilas-
sung der Anhänger der Demokratiebewegung einge-
setzt. Zuletzt haben die Europäer am 10. 9. 1991 in 
Peking Auskunft über die Inhaftierten Wang Juntao 
und Chen Ziming erbeten. Die chinesische Regierung 
erklärte, daß beide humane Behandlung einschließ-
lich medizinischer Versorgung erhielten. 
Da Ausländern in China die Kontaktaufnahme mit 

politischen Gefangenen nicht gestattet ist, besteht je- 
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doch keine Möglichkeit, unmittelbare Erkenntnisse 
selbst zu gewinnen. 

Frühere gemeinsame Demarchen für die Inhaftier-
ten der Demokratiebewegung wurden bereits am 
5. 12. 1990 gegenüber Außenminister Qian Qichen 
und am 9. Januar 1991 gegenüber dem Leiter der 
Westeuropa-Abteilung im chinesischen Außenmini-
sterium unternommen. Zusätzliche bilaterale Demar-
chen wurden durch den deutschen Botschafter in Pe-
king am 16. 1. 1991 und am 13. 2. 1991 durchge-
führt. 

Die Frage gewaltloser politischer Gefangener ist ein 
regelmäßiges Thema in den Kontakten zwischen der 
deutschen und der chinesischen Regierung. 

Anlage 7 

Antwort 

der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring auf die Fra-
gen des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksa-
che 12/1175 Fragen 17 und 18): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß die Re-
gierung Litauens über das Staatsbürgergesetz der polnischen 
Minderheit den Erwerb der litauischen Staatsbürgerschaft er-
schwert, in diesem Zusammenhang eine „Loyalitätsversiche-
rung" der Antragsteller verlangt, die Anerkennung von Polnisch 
als zweiter Amtssprache verweigert und die demokratisch ge-
wählten Organe der Selbstverwaltung der polnischen Minder-
heit aufgelöst hat? 

Welche ihrer Einflußmöglichkeiten hat die Bundesregierung, 
die ebenso wie die polnische in der Vergangenheit die Unab-
hängigkeitsbestrebungen der litauischen Republik unterstützt 
hat, genutzt, um ihre Auffassung über die Behandlung der pol-
nischen Minderheit der Regierung in Vilnius gegenüber zum 
Ausdruck zu bringen? 

Zu Frage 17: 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
vor, wonach die Regierung Litauens durch ein Staats-
angehörigkeitsgesetz der polnischen Minderheit den 
Erwerb der litauischen Staatsbürgerschaft erschwert. 

Die Auflösung zweier Gebiets- und eines Gemein-
derats im Gebiet Wilna mit starkem polnischen Bevöl-
kerungsanteil galt nach den der Bundesregierung 
vorliegenden Informationen nicht der polnischen 
Minderheit, sondern lag in der Unterstützung der 
Moskauer Putschisten durch die Räte in den Tagen 
des Putsches vom 19. —22. 8. 1991 begründet. Im übri-
gen hat Präsident Landsbergis erklärt, für die aufge-
lösten Räte demokratische Wahlen im Laufe eines hal-
ben Jahres abzuhalten. 

Zu Frage 18: 

Bei seinen Gesprächen mit der litauischen Regie-
rung anläßlich seines Besuches in Litauen am 
12. 9. 1991 hat BM Genscher die Erwartung geäußert, 
daß die Frage der polnischen Minderheit in Litauen 
bald im Interesse aller Betroffenen gelöst wird. Die 
litauische Führung hat deutlich gemacht, daß sie eine 
Konzeption für die Lösung dieses Problems erarbeiten 
will. Aus Anlaß der Aufnahme der baltischen Staaten 
in die KSZE haben sich die Außenminister der balti-
schen Staaten in B riefen an BM Genscher zu den sich 

aus der Charta von Pa ris ergebenden Verpflichtun-
gen, zu denen auch die Beachtung des Acquis in der 
Minderheitenpolitik gehört, bekannt. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. Ma  Seifert  (PDS/ 
Linke Liste) (Drucksache 12/1175 Fragen 25 und 
26) : 

Wie viele Wohnungen verwalten die Bundesvermögensver-
waltung der Oberfinanzdirektion oder andere Organe der Bun-
desregierung im Ostteil Berlins, und wie viele dieser Wohnun-
gen stehen gegenwärtig leer? 

Aus welchen Gründen stehen diese Wohnungen leer, und wie 
viele dieser Wohnungen stellt der Bund kurzfristig wohnungs-
suchenden Ostberliner Bürgerinnen und Bürgern zur Verfü-
gung? 

Zu Frage 25: 

Von der Bundesvermögensabteilung der Oberfi-
nanzdirektion Berlin werden derzeit im Ostteil Berlins 
2 335 Wohnungen verwaltet. Diese Zahl ist noch nicht 
endgültig, weil von anderen Ressorts noch Grund-
stücke mit Wohnungen zugeführt werden. 

123 Wohnungen stehen gegenwärtig leer. 

Zu Frage 26: 

Von den 123 leerstehenden Wohnungen werden 60 
kurzfristig an Bundesbedienstete vermietet. Erfah-
rungsgemäß geschieht dies binnen Monatsfrist nach 
Zuweisung an die von einer zentralen Vergabestelle 
ausgewählten Bewerber. 

63 Wohnungen sind wegen ihres schlechten bauli-
chen Zustandes vorübergehend nicht vermietbar. 
Diese Wohnungen sind sanierungsbedürftig und kön-
nen erst nach Instandsetzung vermietet werden. 

Alle Wohnungen sind grundsätzlich für Wohnungs-
fürsorgezwecke des Bundes geeignet. Sie können 
deshalb nur dann an Ostberliner Bürgerinnen und 
Bürger vermietet werden, wenn diese dem von der 
Wohnungsfürsorge des Bundes zu betreuenden Per-
sonenkreis angehören. Wegen der regen Nachfrage 
aus dem Kreise der Bundesbediensteten ist kurzfristig 
nicht damit zu rechnen, daß Wohnungen an Dritte ver-
mietet werden können. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Fragen des Abgeordneten Simon Wittmann (Tän-
nesberg) (CDU/CSU) (Drucksache 12/1175 Fragen 27 
und 28) : 

Über welche Informationen verfügt die Bundesregierung be-
züglich der künftigen amerikanischen Präsenz im Truppen-
übungsplatz Grafenwöhr, und wie beurteilt die Bundesregie-
rung die Entwicklung der Zahl der zivilen Arbeitsplätze? 
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Werden nach Kenntnis der Bundesregierung die durch die 
US-Armee im Truppenübungsplatz Grafenwöhr begonnenen 
Bauvorhaben (z. B. Sanierung und Erweiterung der Mülldepo-
nie) weitergeführt, und gilt dies auch für den Wohnungsbau in 
Vilseck? 

Zu Frage 27: 

Nach Mitteilung der US-Streitkräfte wird der Trup-
penübungsplatz Grafenwöhr auch nach einer gene-
rellen Truppenreduzierung seine wichtige Funktion 
als Ausbildungsgelände behalten. Danach sind we-
sentliche Veränderungen für das dort beschäftigte zi-
vile Personal nicht zu erwarten. Infolge des geltenden 
Einstellungsstopps hat sich die Zahl der örtlichen Ar-
beitnehmer geringfügig verringert. 

Zu Frage 28: 

Die auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr be-
gonnenen Bauvorhaben der US-Streitkräfte werden 
nach Kenntnis der Bundesregierung weitergeführt. 
Dies gilt auch für die Sanierung der Mülldeponie und 
für den Wohnungsbau in Vilseck. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Klaus Kirschner (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 29): 

In welchem Umfang sind bisher nach den Erkenntnissen der 
Bundesregierung jeweils Zinsen für Steuererstattung bzw. Steu-
ernachzahlung von den Finanzämtern seit Inkrafttreten des 
§ 233 a Abgabenordnung festgesetzt worden? 

Die Verzinsung nach § 233 a Abgabenordnung gilt 
erstmals für Steuern des Jahres 1989, im Beitrittsge-
biet erstmals für Steuern des Jahres 1991. Der Zinslauf 
beginnt jedoch grundsätzlich erst 15 Monate nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuer entstan-
den ist. Für die Steuern des Jahres 1989 beginnt somit 
der Zinslauf erst ab 1. April 1991. 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlen darüber 
vor, in welchem Umfang seit Ablauf der Karenzzeit 
Zinsen auf Steuernachforderungen und -erstattungen 
festgesetzt worden sind. In der Steuerstatistik werden 
die Zinsen nicht gesondert, sondern mit den Steuern, 
auf die sie erhoben werden, zusammen ausgewie-
sen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage der Abgeordneten Renate Schmidt (Nürn-
berg) (SPD) (Drucksache 12/1175 Frage 30): 

Welche Ergebnisse der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften lie-
gen der Bundesregierung entsprechend der Antwort auf meine 
Frage 20 in Drucksache 12/875 zwischenzeitlich darüber vor, in 
welchem Umfang welche Parteien von der Möglichkeit Ge-
brauch gemacht haben, zur Deckung laufender Geschäfte über 
Beträge von bis zu 10 000 DM aus „ihrem" und der Verwaltung 
der Treuhand stehenden Vermögen zu verfügen, und falls keine 
Ergebnisse vorliegen, wann sind diese zu erwarten? 

Nach Mitteilung der Treuhandanstalt liegen bis-
lang keine Ergebnisse der Wirtschaftsprüfer zu dem 
Umfang, in dem die Parteien von der pauschalen Zu-
stimmung zu Vermögensänderungen bis zu 
10 000 DM Gebrauch gemacht haben, vor. 

Im übrigen ist dieses Verfahren inzwischen gegen-
über sämtlichen Parteien widerrufen worden, da es 
sich als unpraktikabel und schwer kontrollierbar er-
wiesen hat. Nunmehr bedarf jede Vermögensverfü-
gung generell der Zustimmung der Treuhandanstalt. 
Für Neuvermögen, das nicht unter treuhänderische 
Verwaltung fällt, müssen separate Konten geführt 
werden, um Vermögensvermischungen auszuschlie-
ßen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 31): 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die vom 
Bundesrechnungshof (Drucksache 12/1150 Teilziffer 29.0) fest-
gestellte Umsatzsteuerbegünstigung für offensichtlich schwer 
jugendgefährdende Schriften abzustellen? 

Nach geltendem Umsatzsteuergesetz unterliegen 
indizierte jugendgefährdende Sch riften dem allge-
meinen Steuersatz von 14 v. H. Eine vom Bundesrech-
nungshof angestrebte Regelung, die auch nicht indi-
zierte „offensichtlich sittlich schwer jugendgefähr-
dende Schriften" dem allgemeinen Steuersatz unter-
wirft, könnte nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht praktiziert werden. Die für die Besteuerung zu-
ständigen Finanzbehörden wären nicht in der Lage, 
anstelle der Bundesprüfstelle die dafür erforderlichen 
Ermittlungen und Wertungen vorzunehmen. 

Die Bundesregierung teilt auch nicht die Auffas-
sung des Bundesrechnungshofs, daß die betroffenen 
Unternehmer die nicht indizierten „offensichtlich sitt-
lich schwer jugendgefährdenden Sch riften" stets von 
sich aus dem allgemeinen Steuersatz unterwerfen 
würden, weil die Umsatzsteuer auf den Endverbrau-
cher abgewälzt werden könnte und für dessen Kauf-
entscheidung die Umsatzsteuerbelastung ohne Be-
deutung sei. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Fragen des Abgeordneten Hinrich Kuessner 
(SPD) (Drucksache 12/1175 Fragen 32 und 33): 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung er-
griffen bzw. geplant, um die Abfertigungszeiten für LKW und 
PKW an der deutsch-polnischen Grenze zu verkürzen, und wel-
che konkreten Schritte sind mit den polnischen Behörden zur 
Beschleunigung des Verfahrens vereinbart bzw. geplant wor-
den? 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung er-
griffen, um eine Verlagerung der Transitgrenzübergänge aus 
den Städten an der deutsch-polnischen Grenze zu erwirken, und 
bis zu welchem Zeitpunkt soll dies abgeschlossen sein? 
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Zu Frage 32: 

Alle Zollanlagen an der deutsch-polnischen Grenze 
sind dem sprunghaft angestiegenen Verkehrsauf-
kommen nicht gewachsen. Sie müssen grundsätzlich 
erneuert bzw. neu errichtet werden. Zur Verbesse-
rung der Verkehrs- und Abfertigungsverhältnisse 
wurden mit den polnischen Behörden folgende Maß-
nahmen vereinbart: 

1. Die Pläne für eine deutsch-polnische Gemein-
schaftszollanlage auf deutschem Hoheitsgebiet 
beim Grenzübergang Pomellen-Autobahn (Bun-
desautobahn Berlin—Stettin) werden zur Zeit er-
stellt; mit dem Bau soll noch in diesem Jahr begon-
nen werden. 

2. Am Grenzübergang Frankfurt/Oder-Autobahn 
soll eine deutsch-polnische Gemeinschaftszollan-
lage für die Abfertigung des Güterverkehrs auf 
polnischem Hoheitsgebiet errichtet werden. Die 
Anlage soll nach Aussage der polnischen Zollver-
waltung bis Ende 1992 fertiggestellt sein. 

3. Beim Grenzübergang Forst-Autobahn (Bundesau-
tobahn Berlin—Cottbus—Breslau) soll einige Hun-
dert Meter östlich des derzeitigen Standortes eine 
neue Gemeinschaftszollanlage auf polnischem 
Hoheitsgebiet errichtet werden. Der Zeitpunkt des 
Baubeginns steht noch nicht fest. 

4. Zur Entlastung der bestehenden Grenzübergänge 
sollen insgesamt zehn neue Grenzübergänge ein-
gerichtet werden. 

5. Auf deutscher Seite wird das Abfertigungsperso-
nal bei den Grenzübergängen laufend verstärkt. 

Zu Frage 33: 

Mit den polnischen Behörden wurden folgende 
Maßnahmen abgestimmt: 

1. Zur Entlastung der Bürger der Stadt Frankfurt/ 
Oder wurde der Grenzübergang Frankfurt/Oder

-

Stadtbrücke für den Lkw-Verkehr gesperrt. 

2. Zur Entlastung des Verkehrs in der Stadt Guben ist 
am Stadtrand von Guben ein Auffangparkplatz für 
Lastkraftwagen eingerichtet worden, von dem die 
Fahrzeuge entsprechend den Abfertigungsmög-
lichkeiten an der Grenze abgerufen werden. Durch 
diese Maßnahme hat sich die Verkehrssituation im 
Stadtgebiet Guben spürbar gebessert. 

3. Um die derzeitige Belastung der Bürger der Stadt 
Görlitz durch den Verkehr über den bestehenden 
Grenzübergang im Zentrum der Stadt zu mindern, 
wird westlich der Stadt Görlitz ebenfalls ein Auf-
fangparkplatz für rund 100 Lastkraftwagen ge-
baut, auf dem die deutsche und die polnische Zoll-
abfertigung vorgenommen werden sollen. Die An-
lage soll 1992 fertiggestellt sein. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. Norbert  Rieder 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/1175 Frage 34): 

Plant die Bundesregierung bundeseigene Liegenschaften 
— gegebenenfalls welche —, die durch den Truppenabbau frei 
werden, für Naturschutzwecke umzuwidmen? 

Die Bundesregierung kann keine bundeseigenen 
Liegenschaften für Naturschutzzwecke umwidmen. 
Sie hat hier keine Zuständigkeit, weil die Planungsho-
heit nach dem Bundesnaturschutzgesetz bei den Län-
dern liegt. Darüber hinaus besteht für die Gemeinden 
im Rahmen der Bauleitplanung die Möglichkeit, Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landwirtschaft festzusetzen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Otto Schily (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 35): 

Für welchen Zeitpunkt — im Hinblick auf die in Aussicht 
genommenen Verhandlungen auf EG-Ebene — rechnet die 
Bundesregierung mit dem Abbau der Mineralölsteuerbefreiung 
für die Luftfahrt und die Binnenschiffahrt? 

Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, 
schon heute vorherzusagen, bis zu welchem Zeit-
punkt die Mineralölsteuerbefreiungen für die ge-
werbliche Luftfahrt und die gewerbliche Binnenschif-
fahrt EG-weit abgebaut sein werden. Der Abbau 
hängt wesentlich von Fortschritten bei der Harmoni-
sierung der Mineralölsteuern in der EG ab. Die Bun-
desregierung erwartet, daß sich der EG-Ministerrat 
den Fragen in Kürze zuwenden wird, nachdem bei 
einigen Verbrauchsteuersätzen eine Einigung er-
reicht wurde. Sie setzt sich im übrigen auch bei bila-
teralen Kontakten mit anderen EG-Mitgliedstaaten 
für einen Abbau von Ölverbrauchssubventionen ein. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. E rich Riedl auf die Fra-
gen der Abgeordneten Lieselott Blunck (SPD) (Druck-
sache 12/1175 Fragen 36 und 37): 

Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
Notwendigkeit einer effizienten europäischen Verbraucherpoli-
tik, gerade auch im Hinblick auf den künftigen Binnenmarkt, die 
Absicht des EG-Ministerrates, die Mittel für Verbraucherarbeit 
von derzeit 27,4 Mio. DM auf 8,6 Mio. DM zu kürzen? 

Hat die Bundesregierung diesen Plänen zugestimmt, und 
wenn ja, wie kann sie diese Entscheidung mit den im Bundes-
haushaltsplan 1992, Einzelplan 09, Seite 59, gegebenen „Erläu-
terungen" in Einklang bringen, wo es — zutreffend — heißt: 
„Verbraucherunterrichtung ist eine wesentliche Voraussetzung 
für die Orientierung des Verbrauchers am Markt und das Funk-
tionieren der marktwirtschaftlichen Ordnung"? 

Zu Frage 36: 

Der Vorentwurf der EG-Kommission sah für die 
Verbraucherpolitik insgesamt 21,6 Mio DM im Haus-
halt 1992 vor. Die Reduzierung gegenüber 1991 resul-
tiert aus dem Auslaufen eines Demonstrationsvorha-
bens Ende 1991. Die vom Budgetrat in erster Lesung 
vorgenommene Kürzung auf 8,6 Mio DM wird der 
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Bedeutung der EG-Verbraucherpolitik nicht gerecht. 
Die Bundesregierung hält eine Kürzung in diesem 
Umfang nicht für vertretbar. 

Zu Frage 37: 

Die deutsche Verhandlungsposition sah gegenüber 
dem Kommissionsvorschlag nur geringfügige Kürzun-
gen vor. Allerdings ist es im Budgetrat so, daß bereits 
drei oder vier Mitgliedstaaten (je nach Größe) andere 
Entscheidungen erzwingen können. Die Bundesre-
gierung hofft jedoch, daß das EP auch in diesem Fall 
von seinen Haushaltsbefugnissen Gebrauch machen 
wird. Die Bundesregierung wird jedenfalls Vorgaben 
des EP im Rahmen dieser Befugnisse in der zweiten 
Lesung des Budgetrats Rechnung tragen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. E rich Riedl auf die Fra-
gen des Abgeordneten Gerd Poppe (Bündnis 90/ 
GRÜNE) (Drucksache 12/1175 Fragen 38 und 39): 

Wann wurden letztmals Genehmigungen für Kriegswaffen 
und/oder Waren der Ausfuhrliste Teil I A nach Jugoslawien er-
teilt? 

Wie erklärt sich die Bundesregierung die Tatsache, daß im 
Kriegsgebiet auf serbischer wie auch auf kroatischer Seite Pan-
zerfäuste des Typs "Armbrust" (entwickelt von MBB) und 
Schnellfeuerwaffen (entwickelt von Heckler & Koch) im Einsatz 
sind, obwohl im Zuge der Unabhängigkeitserklärung die Ter ri

-torialstreitkräfte Kroatien ihre Waffen der jugoslawischen 
Volksarmee übergeben haben? 

Zu Frage 38: 

Genehmigung für die Ausfuhr von deutschen 
Kriegswaffen nach Jugoslawien wurden nicht erteilt. 
Im November 1988 wurde lediglich für eine jugosla-
wische Waffensendung, die über den Flughafen 
Frankfurt  in ein drittes Land verbracht werden sollte 
und die vom Zoll angehalten worden war, die für die 
Rücksendung nach Jugoslawien erforderliche Geneh-
migung nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz er-
teilt. 

Die letzte Genehmigung nach Teil I Abschnitt A der 
Ausfuhrliste wurde im Frühjahr 1991 für die Ausfuhr 
von Bildgeräten erteilt. 

Zu Frage 39: 

Die Bundesregierung hat KWKG-Genehmigungen 
zum Export der in der Sendung „Monitor" gezeigten 
Waffensysteme nach Jugoslawien nicht erteilt. Sie be-
sitzt keine Erkenntnisse darüber, wie diese Waffen 
nach Jugoslawien gelangt sind. Es gibt auch keine 
Anhaltspunkte, daß diese Waffensysteme in der Bun-
desrepublik hergestellt wurden. MBB hat 1985 die 
Produktion eingestellt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. E rich Riedl auf die Frage 
des Abgeordneten Otto Schily (SPD) (Drucksache 
12/1175 Frage 40): 

Trifft es zu, daß der Firma Blohm + Voss in Hamburg für die 
Lieferung einer Turbine, die als Teil eines Kraftwerkes die Ener-
gieversorgung der pakistanischen Waffenfabrik Pakistan Ord-
nance Factories (POF) sichern so ll, in diesem Jahr eine Ausfuhr-
genehmigung erteilt worden ist, in Kenntnis der Tatsache, daß 
es sich bei der Firma Pakistan Ordnance Facto ries um den be-
deutendsten Waffenhersteller von Pakistan handelt? 

Ja. Die Bundesregierung hat nach Abwägung aller 
Umstände das Bundesamt für Wi rtschaft ermächtigt, 
die Lieferung einer Turbine, die als Teil eines Kraft-
werkes der Energieversorgung der pakistanischen 
Rüstungsfabrik „Pakistan Ordnance Facto ries" die-
nen soll, zu genehmigen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig auf die 
Fragen des Abgeordneten Manfred Opel (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Fragen 41 und 42): 

Welche Investitionen und zusätzlichen betrieblichen Vorbe-
reitungskosten (für Infrastruktur, bewegliche Wirtschaftsgüter 
und andere Maßnahmen) entstehen aufgrund des jüngsten Sta-
tionierungskonzeptes für die Bundeswehr auf den Militärflug-
plätzen Eggebek, Jagel, Leck und Husum sowie in den zugehö-
rigen Unterkunftsbereichen (Gesamtsumme sowie nach Mög-
lichkeit Aufteilung in Jahresschritten)? 

Ist die Bundesregierung bereit, das veraltete, teure, laute und 
umweltbelastende Waffensystem F-4F Phantom als Zwischenlö-
sung durch sowjetische Jäger des Typs Mig-29 aus dem Fundus 
der sowjetischen Fliegerkräfte zu ersetzen? 

Zu Frage 41: 
1. Flugplätze Leck und Husum (Lw) 

Für die Flugplätze Leck und Husum entfallen in-
folge der Stationierungsentscheidung vom August 
1991 folgende mittel- und insbesondere langfristig 
(bis Jahr 2006) geplante, für die fliege rische Nutzung 
der Plätze vorgesehene Infrastrukturkosten: 
Leck: 242 Mio DM (davon 102 Mio DM NATO-Anteil) 
Husum: 130 Mio DM (davon 42 Mio DM NATO-Anteil) 

Für die Anschlußnutzung der beiden Flugplätze er-
geben sich folgende Infrastrukturkosten für notwen-
dige fortzuführende Maßnahmen (z. B. Umwelt-
schutz, Sanierungen, Unterbringung, Betreuung) so-
wie neu eingeplante, waffensystemgebundene Bau-
maßnahmen (Hawk/Patriot): 

Gesamt 1992 1993 1994 1995 1996 1997 Rest 
Leck: 	28.5 1.0 6.0 5.5 3.0 1.0 0.0 12.0 Mio DM 
Husum: 27.5 1.5 5.0 5.0 5.0 3.0 2.0 6.0 Mio DM 

Die Kosten für Unterhaltung/Bewirtschaftung der 
Infrastrukturanlagen werden sich in beiden Fällen um 
je 1,5 Mio DM pro Jahr verringern. 

2. Flugplatz Eggebek (Marine) 
Auf dem Marineflugplatz Eggebek (MFG 2) entste-

hen infolge der Erhöhung des Bestandes an Flugzeu-
gen Tornado infolge der jüngsten Stationierungsent-
scheidungen bei Beibehaltung des gegenwärtig ho- 
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hen Standards der Einsatzbereitschaft und des techni-
schen Klarstands der Flugzeuge Tornado mittel- bis 
langfristig zusätzliche Kosten für Infrastrukturinvesti-
tionen in Höhe von rd. 30 Mio DM. 

Bei größtmöglicher Auslastung der vorhandenen 
guten Kapazitäten kann, unter Inkaufnahme leichter 
Abstriche in bezug auf die Einsatzfähigkeit, in den 
nächsten Jahren auf Investitionen verzichtet wer-
den. 

Der Erhöhung der Liegenschaftsbetriebskosten auf 
dem Marineflugplatz Eggebek stehen Verringerun-
gen auf dem Marineflugplatz Jagel in gleicher Grö-
ßenordnung gegenüber, so daß in der Gesamtbilanz 
der Betriebskosten keine zusätzliche Belastung ein-
tritt. 

3. Flugplatz Jagel 

Der Flugplatz Jagel geht von der Ma rine an die 
Luftwaffe über. Die Nutzung durch Flugzeuge vom 
Typ Tornado bleibt gleich. Daher werden sowohl die 
geplanten Infrastrukturinvestitionen (mit geringen 
Ausnahmen) fortgeführt als auch die Bet riebskosten 
in ähnlicher Höhe anfallen. Zusätzliche Anpassungs-
maßnahmen zur Aufnahme der Aufklärerversion Tor-
nado entstehen in Höhe von: 

Gesamt 1992 1993 1994 1995 1996 1997 Rest 
Jagel: 	21.5 0.0 0.0 4.0 9.5 6.0 2.0 0.0 Mio DM. 

Zu Frage 42: 

Das Waffensystem F-4F wird derzeit einem Kampf-
wertsteigerungs- und Modernisierungsprogramm un-
terzogen, das es in die Lage versetzen wird, bis zur 
Einführung eines neuen Jagdflugzeuges seine Auf ga-
ben  in der Luftverteidigung wirkungsvoll wahrzuneh-
men. Wesentlicher Anteil dieses Programms ist die 
Einrüstung eines modernen, leistungsfähigen Radar-
gerätes und eines Missionsrechners zur Mehrfachziel-
bekämpfung. Die für dieses Programm erforderlichen 
Mittel sind bereits fast vollständig vertraglich gebun-
den. 

Die Verbindung dieses Kampfwertsteigerungs-
programms mit dem für die F-4F und möglicherweise 
auch für ein neues Jagdflugzeug einsetzbaren Radar-
lenkflugkörper über mittlere Entfernungen 
AMRAAM stellt den Anschluß an die Leistungsfähig-
keit moderner Jagdflugzeuge her. 

Die leistungsgesteigerte F-4F stellt somit, auch aus 
finanzieller Sicht, die Zwischenlösung bis zum Einsatz 
eines neuen Jagdflugzeugs dar. 

Das Waffensystem MIG-29 hat weder die Fähigkeit 
zur Mehrfachzielbekämpfung, noch kann der Lenk-
flugkörper AMRAAM integ riert werden. Die MIG-29 
der Luftwaffe werden jedoch bei entsprechender Rol-
lenzuweisung die F-4F-Flotte bis zur Umrüstung auf 
ein neues Jagdflugzeug entlasten. 

Eine Beschaffung weiterer Luftfahrzeuge dieses 
Typs ist nicht beabsichtigt. 

Im übrigen ist das Waffensystem F-4F weder 
signifikant lauter noch umweltbelastender als die 
MIG-29. 

Anlage 20 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig auf die 
Frage des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/1175 Frage 43): 

Welche Posi tion vertritt die Bundesregierung bezüglich der 
von Frankreich beabsichtigten Neuaufstellung atomarer Kurz-
streckenraketen, die aufgrund ihrer geringen Reichweite fast 
ausschließlich deutsches Gebiet erreichen können? 

Bisher unterhält Frankreich 5 PLUTON-Regimen-
ter, die im Osten Frankreichs stationiert sind: in Laon 
(Aisne), Mailly (Aube), Suippes (Marne) sowie Ober-
hoffen und Belfort (Elsass). Diese Regimenter werden 
aufgelöst und durch eine HADES-B rigade mit 2 Regi-
mentern ersetzt. Standorte der Regimenter werden 
Suippes und Mailly sein, jeweils etwa 250 km vom 
Rhein und 150 km vom Saarland entfernt. 
Ebenso wie PLUTON mit einer Reichweite von ca. 

150 km ist HADES eine nuklearfähige Rakete mit ei-
ner Reichweite von knapp unter 500 km. Über die 
Stärke der Gefechtsköpfe hat die Bundesregierung 
keine Erkenntnisse. 
HADES soll im Rahmen der national-eigenständi-

gen und von der NATO unabhängigen französischen 
Nuklearstrategie das französische Nuklearpotential 
im substrategischen Bereich ergänzen. Bekannterma-
ßen verfügt Frankreich darüber hinaus über luftge-
stützte sowie seegestützte Nuklearsysteme und fest 
stationierte Interkontinentalraketen. Die französische 
Strategie sieht vor, sollte es in Folge eines Ang riffs zu 
der Einsatznotwendigkeit von Nuklearwaffen kom-
men, HADES — wie zuvor auch PLUTON — als Mittel 
der „letzten Warnung" („ultime avertissement") vor 
dem Einsatz des französischen strategischen Potenti-
als zu nutzen. Da HADES ein mobiles Waffensystem 
ist, kann von der Friedensstationierung nicht auf mög-
liche Einsatzorte/Ziele geschlossen werden. 
Staatspräsident Mitterrand hat am 11. September 

1991 im französischen Fernsehen erklärt, daß Frank-
reich deutschen Interessen und der deutsch-französi-
schen Freundschaft keinesfalls schaden wolle. Die 
30 HADES-Raketen, die produziert würden, seien im 
Rahmen der französischen Strategie reine Kriegsver-
hütungswaffen. Sie würden nach der Produktion in 
Depots zentral gelagert und nicht disloziert. 
Darüber hinaus werde sich Frankreich — wie er in 

seiner UN-Rede im Jahre 1983 bereits ausgeführt 
hätte — Verhandlungen über die Abrüstung französi-
scher Atomwaffen nicht versagen, wenn die USA und 
die Sowjetunion entsprechend abrüsten würden. 
Diese Aussage des französischen Staatspräsidenten 

ist eine bemerkenswerte Änderung der bisherigen 
französischen Position in Nuklearfragen und gibt An-
laß zu der Hoffnung, daß sich Frankreich auf Dauer 
Gesprächen zu der Ausgestaltung seines Nuklearpo-
tentials nicht verschließen wird. 
Die Bundesregierung, die erklärtermaßen — nicht 

zuletzt in Folge des Londoner Gipfels vom Juli 1990 
und bestätigt durch die sicherheitspolitischen Verän-
derungen — für Rüstungskontrollverhandlungen mit 
dem Ziel der Beseitigung der nuklearen Artilleriege-
schosse und bodengestützten Kurzstreckenraketen 
eintritt, hat gleichwohl keinerlei Anlaß, in der Einfüh-
rung des Waffensystems HADES eine Gefährdung 
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bzw. Bedrohung für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, aber auch angesichts der gesamtsicher-
heitspolitischen Lage seiner Nachbarn zu sehen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig auf die 
Fragen des Abgeordneten Horst Jungmann (Witt-
moldt) (SPD) (Drucksache 12/1175 Fragen 44 und 
45): 

Welche Liegenschaften werden im Zuge des Truppenabbaus 
von der Bundeswehr und der Bundeswehrverwaltung in Schles-
wig-Holstein aufgegeben? 

Wann ist jeweils mit der Freigabe dieser Liegenschaften zu 
rechnen? 

Zu Frage 44: 

Nach der Entscheidung zur Stationierung der Bun-
deswehr vom 5. August 1991 und nach dem Ressort-
konzept zur Neuorganisation der Territorialen Wehr-
verwaltung vom 20. September 1991 ist geplant, im 
Rahmen der Reduzierung der Streitkräfte auch in 
Schleswig-Holstein Liegenschaften aufzugeben. Wel-
che Liegenschaften ganz oder teilweise aufgegeben 
werden, wird derzeit im Bundesministerium der Ver-
teidigung untersucht. Sobald das Ergebnis vorliegt, 
werden die freiwerdenden Liegenschaften bekannt-
gegeben. 

Zu Frage 45: 

Der zeitliche Schwerpunkt der Liegenschaftsfrei-
gabe in Schleswig-Holstein wird im Jahr 1994 liegen. 
Die Auflösung von Dienststellen der Territorialen 
Wehrverwaltung, bzw. die Freigabe ihrer Liegen-
schaften, wird wegen ihrer Abhängigkeit von der An-
zahl der Soldaten vor Ort grundsätzlich nur mit einem 
gewissen zeitlichen „Nachlauf" möglich sein. Hinzu 
kommt eine funktionelle Verzögerung, die sich daraus 
ergibt, daß noch Abwicklungsaufgaben zu erfüllen 
sein werden, auch wenn der Standort von Soldaten 
geräumt ist. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Ottfried Hennig auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Cornelie Sonntag

-

Wolgast (SPD) (Drucksache 12/1175 Fragen 46 und 
47): 

In welchen Liegenschaften der Bundeswehr in Schleswig

-

Holstein stehen heute bereits Gebäude leer? 

Ist der Bundesminister der Verteidigung bereit, schon heute 
Teile von Liegenschaften der Bundeswehr in Schleswig-Hol-
stein mit leerstehenden Gebäuden für eine andere Nutzung frei-
zugeben? 

Zu Frage 46: 

Grundsätzlich stehen in Bundeswehr-Kasernen in 
Schleswig-Holstein keine Gebäude leer, da bereits 

jetzt in vielen Liegenschaften Teile davon zivil ge-
nutzt werden, z. B.: 
— Belegung mit Aussiedlern, 
— Unterbringung von Polizeianwärtern aus Meck-

lenburg-Vorpommern, 
— Unterbringung von Finanz- und Verwaltungsbe-

amten aus Mecklenburg-Vorpommern, 
— Unterbringung von Auszubildenden aus den 

neuen Bundesländern. 

Wegen des kurzfristigen Termins konnte eine ge-
naue Überprüfung vor Ort jedoch nicht vorgenommen 
werden. Der Bundesminister der Verteidigung ist je-
doch bereit, diese Frage, nach Überprüfung, schrift-
lich zu beantworten. 

Zu Frage 47: 

Der Bundesminister der Verteidigung prüft, z. Zt., 
unter welchen Voraussetzungen militärisch nicht 
mehr benötigte Teile von Liegenschaften für eine zi-
vile Nutzung freigegeben und in das Allgemeine 
Grundvermögen des Bundes überführt werden kön-
nen. Notwendig ist u. a. die klare Ausgrenzung dieser 
Gebäude und die Schaffung einer eigenen Zufahrt. 
Auch muß sich die Finanzverwaltung des Bundes mit 
einer nur teilweisen Rückgabe der Liegenschaft in das 
Allgemeine Grundvermögen einverstanden erklären. 
Die Führungsstäbe der Teilstreitkräfte überprüfen 
derzeit, für welche Liegenschaften eine Teilfreigabe 
überhaupt möglich erscheint. Nach der Klärung wer-
den die Objekte bekannt gemacht. 

Anlage 23 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Frage des Abgeordneten Klaus Harries (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/1175 Frage 48): 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, im Interesse der 
Bevölkerung und pharmazeutischer Unternehmen, die Zuläs-
sigkeitsprüfung neuer Arzneimittel, die zur Zeit etliche Jahre 
dauert, angemessen zu verkürzen? 

Das Bundesgesundheitsministerium und das Bun-
desgesundheitsamt sehen es als vordringliche Auf-
gabe an, den bestehenden Antragstau bei Arzneimit-
teln abzubauen. Es ist aber sofort sichergestellt wor-
den, daß therapeutisch wichtige Arzneimittel mit Vor-
rang bearbeitet werden. Die gesetzlich vorgegebenen 
Bearbeitungszeiten werden bei diesen Arzneimitteln 
im wesentlichen eingehalten. 

Der Antragstau ist durch eine unvorhersehbar 
starke Zunahme von Antragseingängen im Jahre 1986 
entstanden. Damals gingen allein in diesem Jahr 
5 600 Anträge beim Bundesgesundheitsamt ein. Das 
bedeutete mehr als eine Verdoppelung gegenüber 
1985 und mehr als eine Verdreifachung gegenüber 
1984. Seit 1986 lag jedes Jahr der durchschnittliche 
Antragseingang weit über dem Volumen, das vor dem 
Jahr 1986 zu verzeichnen war. 

Große Schwierigkeiten bestehen aufgrund des Um-
fanges des Bearbeitungsrückstandes bei den übrigen 
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Arzneimitteln, die gesetzlich geregelten Zulassungs-
fristen einzuhalten. 

In den Haushaltsjahren von 1986 bis 1990 sind zu-
sätzlich 354 neue Stellen für das Arzneimittelinstitut 
des Bundesgesundheitsamtes bewilligt worden. 
Hinzu kommen weitere 120 Stellen durch die Über-
nahme von Mitarbeitern der Behörden der ehemali-
gen DDR. Auch wenn ein Teil dieser Stellen bis zur 
Behebung der Probleme zeitlich befristet ist, so kann 
doch bei einem Ausgangsstand von 287 Stellen im 
Jahre 1985 von einer außerordentlichen Verstärkung 
des Personals im Arzneimittelinstitut gesprochen wer-
den. 

Eine der ersten Organisationsmaßnahmen als Ant-
wort auf die entstandenen Probleme war die Errich-
tung einer neuen Abteilung zur Steuerung des Zulas-
sungsverfahrens. Weiterhin wurden Maßnahmen zur 
Verbesserung der Arbeitsabläufe eingeführt. Vorhan-
dene Grundlagenarbeit wurde verstärkt fachüber-
greifend genutzt, gleiche oder vergleichbare Arbeits-
schritte wurden standardisiert und allgemeine Maß-
nahmen zur Verfahrensbeschleunigung getroffen. Bei 
diesen Maßnahmen war der Bundesbeauftragte für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung beratend tätig. 

Eine erst kürzlich erstellte Organisationsuntersu-
chung einer externen Beratungsfirma enthält eine 
Reihe weiterer Verbesserungsvorschläge für das Arz-
neimittelinstitut. Das Bundesgesundheitsamt und das 
Bundesministerium für Gesundheit sind zur Zeit mit 
der Auswertung und Bewertung der Organisations-
vorschläge befaßt. Die Bundesregierung erwartet von 
der Umsetzung der Ergebnisse der Auswertung eine 
zusätzliche Beschleunigung der Bearbeitung und eine 
spürbare Verbesserung der Zulassungssituation im 
Arzneimittelinstitut. 

In den Jahren 1988 und 1990 sind im Rahmen des 
dritten und vierten Gesetzes zur Änderung des Arz-
neimittelgesetzes arzneimittelrechtliche Vorschriften 
mit dem Ziel der Beschleunigung der Bearbeitung der 
Zulassungsanträge und der Entlastung des Bundesge-
sundheitsamtes erlassen worden. Im Vordergrund 
steht hier die verstärkte Nutzung des externen Sach-
verstandes von unabhängigen Wissenschaftlern. Die 
Beurteilung der Unterlagen zu Unbedenklichkeit, 
Wirksamkeit und Qualität durch das Bundesgesund-
heitsamt soll auf die Gutachten dieser unabhängigen 
externen Wissenschaftler gestützt werden können. 
Die in das Arzneimittelgesetz aufgenommenen Rege-
lungen zur Anerkennung von Zulassungsentschei-
dungen anderer EG-Mitgliedstaaten und der Voten 
des Arzneimittelausschusses der EG-Kommission füh-
ren ebenso zu einer Entlastung des Bundesgesund-
heitsamtes wie die Anerkennung von Bewertungsbe-
richten anderer Mitgliedstaaten im Rahmen der inter-
nationalen Vereinbarung über die gegenseitige Aner-
kennung von Bewertungsberichten. 

Anlage 24 

Antwort 
der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Antje-Marie Steen 
(SPD) (Drucksache 12/1175 Fragen 49 und 50): 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß bestrahlte Le-
bensmittel als Importware in der Bundesrepublik Deutschland 
zum Verkauf angeboten werden, und welche Möglichkeiten der 
Kontrolle zur Überwachung und Einhaltung der Vorschriften 
über das Verbot der Bestrahlung von Lebensmitteln stehen zur 
Verfügung? 
Wie viele Verstöße oder Vergehen gegen bestehende Vor-

schriften sind der Bundesregierung bekannt bzw. werden straf-
rechtlich verfolgt? 

Zu Frage 49: 
Die Bundesregierung kann nicht völlig ausschlie-

ßen, daß mit ionisierenden Strahlen behandelte Le-
bensmittel importiert werden, da der amtlichen Le-
bensmittelüberwachung bisher nur für verschiedene 
Lebensmittel und Lebensmittelgruppen Analysenme-
thoden zur Verfügung stehen, mit denen sie den 
Nachweis einer Strahlenbehandlung führen kann. Es 
sind dies: 
1. Zwei Nachweisverfahren für bestimmte Gewürze 

und Trockengemüse. Hierbei handelt es sich um 
das Verfahren der Messung der Chemilumines-
zenz und das Verfahren der Messung der Thermo-
lumineszenz. Mit ihnen besteht die Nachweismög-
lichkeit einer Strahlenbehandlung bei mehr als 
80 % der Gewürze. Die Verfahren sind in der amt-
lichen Sammlung von Untersuchungsverfahren 
nach § 35 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
ständegesetzes veröffentlicht und sind die ersten 
offiziell anerkannten Nachweismethoden einer 
Strahlenbehandlung. 

2. Über den Nachweis der Strahlenbehandlung bei 
Champignons mittels der Messung der Thermolu-
mineszenz wurde im Bundesgesundheitsblatt 
Nr. 5/90, S. 221, berichtet. Eine weitere Veröffent-
lichung über die Anwendung derselben Methode 
bei Erdbeeren ist im Bundesgesundheitsblatt 
Nr. 9/89, S. 388, wiedergegeben. 

3. Über die Messung der Elektronenspinresonanz 
von bestrahltem knochenhaltigen Fleisch sowie 
Fisch wurde im Bundesgesundheitsblatt Nr. 7/91, 
S. 317, berichtet. Die Methode ist bei allen Sorten 
von Fleisch und Fisch anwendbar, soweit Knochen 
bzw. Gräten enthalten sind. Sie wird voraussicht-
lich noch in diesem Jahr in der o. g. Methoden-
sammlung nach § 35 LMBG veröffentlicht wer-
den. 

4. Über den Nachweis strahlenbedingter Verän-
derungen am Fettanteil von Geflügelfleisch mit-
tels Gaschromatographie/Massenspektrometrie 
wurde im Bundesgesundheitsblatt Nr. 8/90, S. 328, 
berichtet. Die Methode ist auch bei anderen fett-
haltigen Fleischsorten anwendbar. Sie wird vor-
aussichtlich Ende 1992 in der Sammlung nach § 35 
LMBG veröffentlicht werden. 
Eine Übersicht über die Entwicklung von Nach-

weisverfahren ist in dem Be richt der Bundesregierung 
über die Behandlung von Lebensmitteln mit ionisie-
renden Strahlen gegeben (Drs. 11/7574 vom 18. Juli 
1990). An der Weiterentwicklung von Nachweisver-
fahren für eine Strahlenbehandlung wird am Bundes-
gesundheitsamt schwerpunktmäßig gearbeitet. 
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Zu Frage 50: 

Auf Anfrage der Bundesregierung vom 2. Juli 1990 
wurde von den für die amtliche Lebensmittelüberwa-
chung zuständigen obersten Landesbehörden über ei-
nen positiven Befund bei einer Gewürzprobe berich-
tet. Ob ein Ermittlungsverfahren in der Angelegenheit 
eingeleitet wurde, ist der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Eine erneute Anfrage der Bundesregierung konnte 
bisher nur von 7 Ländern beantwortet werden. Da-
nach konnte in diesen Ländern kein weiterer positiver 
Befund festgestellt werden. 

Anlage 25 

Antwort 

der Parl. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Frage der Abgeordneten Renate Jäger (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 51): 

An welche Regelungen ist gedacht, wenn durch Auflösung 
von Polikliniken/Betriebspolikliniken in den neuen Ländern 
Ausbildungsverträge für Krankenschwestern hinfällig werden 
und die Betreffenden keinen Vertragspartner in Krankenhäu-
sern der neuen Länder und unter den neu niedergelassenen 
Ärzten finden? 

Die Krankenpflegeausbildung in den neuen Län-
dern ist nach den dort gewachsenen und z. Zt. beste-
henden Strukturen durchweg in der Hand öffentlicher 
(staatlicher oder kommunaler) Träger. Nach dem zwi-
schen dem Träger der Ausbildung und dem Kranken-
pflegeschüler bestehenden Ausbildungsvertrag ist 
der Ausbildungsträger verpflichtet, den Krankenpfle-
geschüler bis zum Examen auszubilden (§ 13 des 
übergeleiteten Krankenpflegegesetzes — KrPflG —). 
Werden Poli-(Betriebs-)Kliniken, an denen ausgebil-
det wird, aufgelöst, hat der Ausbildungsträger grund-
sätzlich sicherzustellen, daß für in der Ausbildung 
befindliche Krankenpflegeschüler Ersatz-Ausbil-
dungsplätze unter zumutbaren Bedingungen (z. B. 
räumliche Entfernung) bereitgestellt werden. Kommt 
er dieser Verpflichtung nicht nach, wird er u. U. unter 
vertragsrechtlichen Gesichtspunkten schadensersatz-
pflichtig, sofern er nicht von der Möglichkeit der Kün-
digung des Ausbildungsverhältnisses aus wichtigem 
Grund (§ 19 Abs. 4 KrPflG) Gebrauch machen kann. 
Ein „Wichtiger Grund" dürfte jedoch nur dann anzu-
nehmen sein, wenn der Träger der Ausbildung selbst 
keinen Einfluß auf die Auflösung der Klinik hat. Da in 
den neuen Ländern Ausbildungs- und Klinikträger in 
aller Regel eine Rechtsperson sind, und die Auflösung 
zumeist von den Trägern selbst bet rieben wird, dürfte 
eine Kündigung des Ausbildungsverhältnisses aus 
„wichtigem Grunde" durch den Träger der Ausbil-
dung kaum in Frage kommen. In diesem Falle trifft ihn 
— wie oben erwähnt — die Pflicht, dem Schüler den 
Schaden zu ersetzen, wenn er nicht Ersatzplätze an-
bieten kann. 

Die Bundesregierung besitzt keine Handhabe, auf 
Ausbildungsträger einzuwirken. Handelt es sich um 
staatliche Träger, so ist das betreffende Land selbst 
verantwortlich, bei kommunalen Ausbildungsträgern 
ist die Kommune betroffen, mit der der Ausbildungs-
vertrag abgeschlossen ist. Ausbildungsrechtlich un-

terstehen kommunale Ausbildungsträger in den 
neuen Ländern der Aufsicht des zuständigen Gesund-
heitsressorts, schulrechtlich der Aufsicht des Kultus-
ressorts. 

Vorstehende Rechtsauskunft steht unter dem Vor-
behalt der Entscheidung der Gerichte. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 52): 

In welchem Umfang wurden für beabsichtigte Baumaßnah-
men der 17 Verkehrsprojekte „Deutsche Einheit" bereits Vor-
untersuchungen durch Landesbehörden (oder Amtshilfe) einge-
leitet oder vorgenommen? 

Ihre Fragen vom 16. September zum Stand der Pla-
nungen bei den Verkehrsprojekten Deutsche Einheit 
habe ich bereits schriftlich beantwortet. Eine Erörte-
rung dieser Frage, die sich inhaltlich mit den schriftli-
chen Fragen deckt, erübrigt sich demnach. 

Ich weise in diesem Zusammenhang jedoch darauf 
hin, daß allein für die Fernstraßenprojekte Deutsche 
Einheit weit über hundert Planungsaufträge erteilt 
worden sind, deren einzelne Benennung den Rahmen 
einer Fragestunde bei weitem sprengen würde. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Fragen der Abgeordneten Lydia Westrich (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Fragen 53 und 54): 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deutsche Bundes-
bahn bisher Maßnahmen durchgeführt hat oder für die Zukunft 
noch plant, um für die Kursbuchstrecke 680 (Zweibrücken—Pir-
masens—Landau) im Personenverkehr und im Güterverkehr An-
gebotsverbesserungen einzuführen, die zu einer besseren Nut-
zung und zur langfristigen Sicherung der Strecke führen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine Stillegung der 
Kursbuchstrecke 680 (Zweibrücken—Pirmasens—Landau), wie 
sie von der Bundesbahndirektion Saarbrücken geplant ist, zu 
einer unerträglichen Belastung der Bundesstraße 10 auf dem 
Teilstück Pirmasens—Landau führen würde, und welche Maß-
nahmen gedenkt die Bundesregierung dagegen zu unterneh-
men, weil für diese strukturschwache Region eine Übernahme 
der Bahnstrecke durch die Gemeinden finanziell nicht tragbar 
wäre? 

Zu Frage 53: 

Im Güterverkehr auf der Strecke Zweibrücken 
— Pirmasens — Landau entspricht das Angebot der 
Deutschen Bundesbahn der derzeitigen Nachfrage. 
Beschwerden von Kunden über eine unzureichende 
Angebotsgestaltung sind nicht bekannt. 

Im Rahmen der zwischen dem Land Rheinland

-

Pfalz und der Deutschen Bundesbahn im Juni 1986 
abgeschlossenen Vereinbarung über die zukünftige 
Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs hat 
die Deutsche Bundesbahn ab Sommerfahrplan 1988 
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das Angebot im Schienenpersonenverkehr auf der 
Strecke Zweibrücken — Pirmasens — Landau verbes-
sert und neu geordnet. 

Zu Frage 54: 

Die Deutsche Bundesbahn hat kein Verfahren zur 
Einstellung des Bet riebes der Strecke Zweibrücken-
Pirmasens—Landau eingeleitet, das Voraussetzung für 
einen diesbezüglichen Antrag des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbahn an den Bundesminister für 
Verkehr wäre. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Dieter Schulte auf die 
Frage des Abgeordneten Albrecht Müller (Pleiswei-
ler) (SPD) (Drucksache 12/1175 Frage 55): 

Was unternimmt die Bundesregierung im Moment, um sicher-
zustellen, daß die Wettbewerbsbedingungen zwischen den Gü-
terstraßenverkehrsunternehmen verschiedener Länder in der 
EG angeglichen werden und daß im europäischen Straßengü-
terverkehr die vollen Kosten einschließlich der externen Kosten 
in die Kalkulation der Spediteure eingehen? 

Die Bundesregierung sieht in der Anlastung der 
Wegekosten an schwere Nutzfahrzeuge und der Har-
monisierung der Wettbewerbsbedingungen wichtige 
Elemente für einen funktionierenden Verkehrsbin-
nenmarkt. Sie begrüßt daher, daß die EG-Kommission 
Überlegungen aufgegriffen hat, die bereits in einem 
Memorandum des Bundeskanzlers vom 6. Septem-
ber 1990 enthalten sind, und durch den geänderten 
Richtlinienvorschlag vom 8. Februar 1991 zur Anla-
stung der Wegekosten an schwere Nutzfahrzeuge 
der Diskussion über die Harmonisierung fiskali-
scher Belastungen neue Anstöße gegeben hat. Die 
Vorschläge — in denen ein enger Zusammenhang der 
drei unterschiedlichen Abgabenbelastungen (Mine-
ralölsteuer, Kfz-Steuer, Straßenbenutzungsgebühr) 
betont wird — werden mittelfristig zur vollen Dek

-

kung der Wegekosten bei einer zunehmenden An-
gleichung der Abgabenbelastung zwischen den ein-
zelnen EG-Mitgliedstaaten führen. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Schmidbauer auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
(SPD) (Drucksache 12/1175 Fragen 56 und 57): 

Teilt die Bundesregierung die Bedenken vieler Bürgerinnen 
und Bürger, daß der Einsatz von plutoniumhaltigen Mischoxid

-

Brennelementen (MOX) den Bet rieb eines Siedewasser-Reak-
tors vom Typ Gundremmingen schwieriger werden läßt, weil der 
Reaktor schlechter zu steuern ist, schneller altert und eine 
Schnellabschaltung erschwert wird? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß die Entsor-
gung der abgebrannten Brennelemente noch problematischer 
wird, die Risiken des Transports deutlich erhöht sind und die 
Gefahr terroristischer Aktivitäten bestimmter Gruppen ansteigt, 
die an atomwaffentaugliches Ausgangsmaterial herankommen 
wollen? 

Zu Frage 56: 

Die Bundesregierung hat keine grundsätzlichen Be-
denken gegen den Einsatz von MOX-Brennelemen-
ten in deutschen Siedewasserreaktoren (SWR). 

Beratungen in der Reaktor-Sicherheitskommission 
sowie gutachterliche Stellungnahme ergaben, daß die 
Sicherheit der Anlagen weder im bestimmungsgemä-
ßen Betrieb noch bei den Auslegungsstörfällen nach-
teilig beeinflußt wird. 

Weiter ergaben die Prüfungen, daß die Unter-
schiede im Vergleich zu den bisher schon genehmig-
ten Uranoxid-Brennelementen hinsichtlich aller si-
cherheitstechnisch relevanten Aspekte (z. B. Reaktor-
regelung, Werkstoffverhalten und Reaktorschnellab-
schaltung) äußerst gering sind. 

Es ist vorgesehen, den Einsatz der MOX-Brennele-
mente von Beladung zu Beladung stufenweise zu er-
höhen. Jede Nachladung wird einer sicherheitstech-
nischen Prüfung unterzogen und die vorhergehende 
Betriebserfahrung mitbewertet. 

Im übrigen laufen derzeit entsprechende atom-
rechtliche Genehmigungsverfahren für die KKW'e 
Gundremmingen, Brunsbüttel, Isar 1 und Krümmel 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung, in dem die Einwen-
dungen besorgter Bürger ausführlich erörtert und in 
Verfahren berücksichtigt werden. 

Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung teilt diese Befürchtungen 
nicht: 
— Die abgebrannten MOX-Brennelemente können 

auf dieselbe Weise wie die abgebrannten Uran

-

Brennelemente entsorgt werden. Dies gilt auch für 
hochabgebrannte MOX-Brennelemente. So sehen 
die mit Frankreich und England abgeschlossenen 
Wiederaufarbeitungsverträge ausdrücklich auch 
die Aufarbeitung von MOX-Brennelementen auch 
mit hohem Abbrand im erforderlichen Umfang 
vor. 

— In Deutschland werden bestrahlte Brennelemente 
aus Kernkraftwerken, sowohl Uran-Brennele-
mente als auch Mischoxid-Brennelemente, aus-
schließlich in zugelassenen und geprüften Trans-
portbehältern befördert, die allen atom- und ver-
kehrsrechtlichen Vorschriften genügen müssen. 
Im Rahmen des von der Bundesregierung geför-
derten Vorhabens „Projekt Sicherheitsstudien Ent-
sorgung (PSE) " wurde 1985 die Sicherheitsanalyse 
zum Transport radioaktiver Mate rialien für die 
Verkehrsträger Schiene und Straße veröffentlicht. 
Ergebnis dieser Sicherheitsanalyse war, daß so-
wohl beim Transport von bestrahlten Uran-Brenn-
elementen als auch beim Transport von bestrahl-
ten MOX-Brennelementen aufgrund der extremen 
widerstandsfähigen Bauart der schweren abge-
schirmten Transportbehälter ein Versagen dieser 
Behälter beim Transportunfall nicht zu erwarten 
ist. 

— Beim Transport abgebrannter Brennelemente wer-
den seit Jahren bewährte Sicherungs- und Schutz-
maßnahmen vom Beförderer und der Polizei ge-
troffen, die eine Entwendung der Brennelemente 
nach menschlichem Ermessen ausschließen. 
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Anlage 30 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Bernd Schmidbauer auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Klaus Kübler (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Frage 58): 

Kann die Bundesregierung die Vermutungen des Ministers 
für Umwelt und Naturschutz von Sachsen-Anhalt bestätigen, 
daß neben den in Bitterfeld entdeckten radioaktiven Abfällen in 
Sachsen-Anhalt weiterer Atommüll lagert, und welche Maßnah-
men zum Schutz der Bevölkerung wird die Bundesregierung in 
Zusammenarbeit mit dem Land Sachsen-Anhalt ergreifen? 

Bei den in der Frage zitierten radioaktiven Abfällen 
in Bitterfeld handelt es sich um 78 Kobalt-Strahlen-
quellen, die aus Trinkwasserbrunnen in Sachsen-An-
halt und Sachsen ausgebaut wurden. 

In der ehemaligen DDR wurden zur Verhinderung 
der Verockerung der Brunnen-Filter Strahlenquellen 
(Kobalt-Strahlenquellen) eingesetzt. Da in der Bun-
desrepublik Lebensmittel nicht bestrahlt werden dür-
fen, müssen diese Strahlenquellen nach dem Eini-
gungsvertrag bis zum 31. Dezember 1992 ausgebaut 
werden. Bei diesen Strahlenquellen handelt es sich 
um radioaktive Abfälle, die in einer Landessammel-
stelle nach § 9 a Abs. 3 AtG abgegeben werden müs-
sen. Da in den neuen Bundesländern zur Zeit derar-
tige Landessammelstellen noch nicht in Bet rieb sind, 
Überbrückungslösungen für eine Zwischenlagerung 
der Quellen andererseits noch nicht realisiert werden 
konnten, wurde der bereits begonnene Ausbau der 
Strahlenquellen unterbrochen, bis eine Zwischenla-
germöglichkeit nachgewiesen ist. Aus diesem Grunde 
wurden die bereits ausgebauten 78 Kobalt-Quellen 
im Bergebehälter auf dem Gelände der die Quellen 
ausbauenden Firma gelagert. 

Dieser Sachverhalt ist der Landesregierung von 
Sachsen-Anhalt bekannt. Der für diese Abfälle zu-
ständige Minister für Umwelt und Naturschutz des 
Landes Sachsen-Anhalt hat inzwischen angeordnet, 
daß der Behälter mit den Strahlenquellen auf dem 
Gelände des Endlagers Morsleben zwischengelagert 
wird. Seit Freitag, den 20. September 1991, steht der 
Behälter in Morsleben. Die Zwischenlagerung ist be-
fristet bis zum 11. Oktober 1991. 

Nach Auskunft des Ministers für Umwelt und Na-
turschutz von Sachsen-Anhalt kann davon ausgegan-
gen werden, daß mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit keine radioaktiven Abfälle aus Kern-
kraftwerken unentdeckt obe rirdisch in Sachsen-An-
halt lagern. Es ist aber nicht auszuschließen, daß ra-
dioaktive Abfälle aus früherer Industrieproduktion, 
z. B. Herstellung von Leuchtziffern oder Keramikgla-
suren, in Sachsen-Anhalt lagern. 

In engem Kontakt mit dem Bundesminister für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bemühen 
sich sowohl das Land Sachsen-Anhalt als auch die 
übrigen neuen Bundesländer, Landessammelstellen 
zur Zwischenlagerung derartiger radioaktiver Abfälle 
aus Industrie, Medizin und Forschung zu realisieren. 
Bis zur vorläufigen Schließung des Endlagers für ra-
dioaktive Abfälle in Morsleben wurden derartige Ab-
fälle, soweit sie die Aufnahmebedingungen des End-
lagers erfüllten, direkt nach Morsleben verbracht, so 

daß keine Zwischenlager erforderlich waren. Diese 
Zwischenlager gilt es nun zu schaffen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hans-Peter Repnik auf die 
Fragen des Abgeordneten Burkhard Zurheide (FDP) 
(Drucksache 12/1175 Fragen 59 und 60): 

Treffen Berichte in den Medien zu, daß die Regierung Nica-
raguas Ende August d. J. einer taiwanesischen Firma eine um-
fangreiche Rodungskonzession erteilt hat, die es der taiwanesi-
schen Firma erlauben soll, in den kommenden 20 Jahren insge-
samt 375 000 ha Regenwald abzuholzen, und daß dies rund 
einem Achtel des nicaraguanischen Waldbestandes entspricht 
und daß gleichzeitig bzw. kurz zuvor Taiwan Nicaragua einen 
Kredit in Höhe von 30 Millionen Dollar zugesagt haben soll, und 
ist die Bundesregierung mit mir ggf. der Auffassung, daß „Ge-
schäfte" dieser Art den Bemühungen und Programmen der Bun-
desregierung zur Erhaltung der tropischen Wälder zuwiderlau-
fen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, ggf. durch Einlei-
tung internationaler Schritte, die Rodungen zu verhindern, in-
dem z. B. die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß 
Nicaragua nicht darauf angewiesen ist, große Teile des Regen-
waldes vernichten zu müssen, um finanzielle Hilfe zu erhal-
ten? 

Zu Frage 59: 

Genauere Informationen über einen taiwanesi-
schen Kredit und die angesprochene Holznutzungs-
konzession liegen der Bundesregierung nicht vor. So-
weit bekannt, verhandelt die Regierung Nicaraguas 
mit einer taiwanesischen Firma über eine Konzession 
zur Nutzung von Kiefernwäldern. 

Die Erteilung von Nutzungskonzessionen sollte 
nach Auffassung der Bundesregierung nur im Rah-
men von Programmen nachhaltiger Bewirtschaftung 
der betroffenen Wälder erfolgen, die insbesondere 
sorgfältig auf die Standortbedingungen und die Be-
lange der in den Gebieten ansässigen Bevölkerung 
abgestimmt sein müssen. 

Zu Frage 60: 

Die Bundesregierung beteiligt sich derzeit an der 
Erstellung eines regionalen Tropenwaldaktionsplans 
für Zentralamerika. Die nicaraguanische Regierung 
hat die Bundesregierung um Unterstützung bei der 
Erarbeitung eines nationalen forstwirtschaftlichen 
Sektorplans gebeten. Dieser Antrag wird z. Z. geprüft. 
Dabei geht es u. a. um die Festlegung von Maßstäben 
und Kriterien zur schonenden Nutzung der Waldres-
sourcen. Die Bundesregierung wird darauf bestehen, 
daß bedeutende Vorhaben — wie beispielsweise Kon-
zessionsvergaben — nur im Rahmen des abgestimm-
ten Sektorplans erfolgen. Auf diese Weise besteht die 
Möglichkeit, mit den zuständigen Stellen in Nicara-
gua einen Dialog über die langfristige Politik der 
Walderhaltung und die dafür erforderlichen Rahmen-
bedingungen zu führen. 

Darüber hinaus erwägt die Bundesregierung, im 
Rahmen eines Programms der ländlichen Regional-
entwicklung die Einkommensmöglichkeiten der Be- 
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völkereng in den Waldgebieten zu verbessern und 
damit den Siedlungsdruck auf die Wälder zu verrin-
gern. Die Prüfung dieses Vorhabens ist in Vorberei-
tung. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Hans-Peter Repnik auf die 
Fragen des Abgeordneten Rudolf Bindig (SPD) 
(Drucksache 12/1175 Fragen 61 und 62): 

Wie weit ist die Bundesregierung mit ihren Bemühungen, das 
Kriterium „übermäßige Rüstungsausgaben" so weit zu konkre-
tisieren und zu operationa lisieren, daß es praktisch für Entschei-
dungen zur Vergabe von Leistungen der Entwicklungshilfe her-
angezogen werden kann, und inwieweit findet dieses Kriterium 
bei der Planung von Vergabeentscheidungen in der Entwick-
lungspolitik bereits Anwendung? 

Wie weit ist die Bundesregierung mit ihren Bemühungen, das 
Kriterium „Achtung der Menschenrechte" so weit zu konkreti-
sieren, daß es praktisch für Entscheidungen zur Vergabe von 
Leistungen der Entwicklungshilfe herangezogen werden kann, 
und inwieweit findet dieses Kriterium bei der Planung von Ver-
gabeentscheidungen in der Entwicklungspolitik bereits Anwen-
dung? 

Zu Frage 61: 

In Zusammenarbeit mit der Stiftung Wissenschaft 
und Politik in Ebenhausen hat das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit Ansätze entwik-
kelt, um die Rüstungsausgaben von Empfängern 
deutscher Entwicklungshilfe zu erfassen und zu be-
werten. Zu den wesentlichen quantitativen Kriterien 
gehören dabei 

— der Anteil der Militärausgaben am Bruttosozial-
produkt sowie an den zentralen staatlichen Ausga-
ben insgesamt, 

— das Verhältnis von Militärausgaben zu anderen 
staatlichen Ausgaben, besonders in den Bereichen 
Bildung und Gesundheit, 

— der Anteil der Rüstungsimporte an den Gesamtim-
porten eines Landes, 

— das Verhältnis in der Zahl seiner Soldaten zur Ge-
samtbevölkerung im Vergleich zu internationalen 
Durchschnittswerten. 

In einem weiteren Schritt untersuchen wir die Qua-
lität und die wesentlichen Triebkräfte für die jeweilige 
Rüstungsdynamik, insbesondere, ob ein Land nach 
Massenvernichtungswaffen bzw. technologisch hoch-
wertigen Waffensystemen strebt, wie seine eigene 
Rüstungsproduktion aussieht, welche inneren politi-
schen Systemvariablen vorliegen und wie innere Kon-
flikte ausgetragen werden. Ebenso wichtig sind au-
ßenpolitische Aspekte wie die „Sicherheitsphiloso-
phie" des betreffenden Staates, seine Einbindung in 
Allianzen, sein Verhältnis zu den Nachbarländern 
und insbesondere die Bereitschaft zur Mitwirkung an 
internationalen Abrüstungsbemühungen. 

Bei der Planung von Vergabeentscheidungen in der 
Entwicklungspolitik werden diese Kriterien bereits in-
nerhalb der Gesamteinschätzung der für die Entwick-
lungsaussichten maßgebenden Rahmenbedingungen 
berücksichtigt. 

Zu Frage 62: 

Zu den international anerkannten Menschenrech-
ten, die das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit seinem Vorschlag für die Rahmenpla-
nung 1992 mitzugrundegelegt hat, gehören die Frei-
heit von Folter, Rechte bei der Festnahme und im 
Justizverfahren, keine Strafe ohne Gesetz, Religions-
freiheit, Minderheitenschutz, gleiches Recht für alle, 
demokratische Wahlpraxis, Vereinigungsfreiheit, 
Presse- und Informationsfreiheit. 
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